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Vorwort

Ullrich Sierau

Stadtdirektor

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Leserinnen und Leser,

dieser Bericht des Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes gibt einen guten Überblick über die viel-
fältigen Projekte des Amtes, die schwerpunktmäßig in den Jahren 2008 und 2009 bearbeitet wurden 
bzw. werden sollen. Das Amt wurde ebenso neu strukturiert wie das Dezernat Planung, Städtebau 
und Infrastruktur. Die entstandenen Synergieeffekte zeigen sich in der Praxis in der erfolgreichen 
und ergebnisorientierten Planung und Umsetzung einer Vielzahl von Projekten und Vorhaben. Das 
Spektrum an Aufgaben hat sich kontinuierlich erweitert und umfasst alle Ebenen der Stadtplanung 
und Stadterneuerung. Die Schwerpunkte der Arbeit sind breit verteilt, um den Anforderung an eine 
Metropolstadt gerecht zu werden. 

Regionale Kooperationen und Netzwerke sind auch in 2008 und 2009 wichtige Projekte, die die Stadt 
Dortmund in der Region, in Deutschland und Europa verankern und wichtigen Input in lokale The-
men und Projekte geben. Das interkommunale Projekt Fluss Stadt Land wird 2009 in sein Abschluss-
jahr gehen und den erfolgreichen Aufbau eines Netzwerks im nördlichen Ruhrgebiet und realisierte 
Projekte gemeinsam feiern. Ich lade Sie dazu ein, sich diese Projekte anzusehen und mitzufeiern. 
Mit dem Blick auf eine nachhaltige Stadtentwicklung konzentriert sich Dortmund bei größeren 
Entwicklungen auf Konversionsfl ächen wie PHOENIX (Eisen und Stahl), Westfalenhütte (Stahl und 
Koks), Ellinghausen (Halde), Dortmunder U und Thier (Bier) sowie HOHENBUSCHEI (Militär). Daneben 
leisten eine Fülle von kleinen und großen Projekten der Stadterneuerung, die das Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt initiiert, organisiert oder koordiniert, einen Beitrag für die Lebensqualität der Men-
schen vor Ort und die Besucherinnen und Besucher dieser Stadt.

Die neue Dortmunder Planungskultur wurde 2007 im Rahmen des European Public Sector Awards 
(EPSA) auf europäischer Ebene mit einem Diplom gewürdigt. Das ist das äußere Ergebnis eines 
umfassenden Ansatzes der Dortmunder Planungsverwaltung, der die Beteiligung der Menschen und 
Institutionen in der Stadt konsequent ernst nimmt und dafür die richtigen Instrumente bereit hält. 
Die Praxis von Projekten und Foren wie Masterpläne, Integrierte Stadtbezirksentwicklungskonzepte, 
Quartiersbüros, Einwohner-Jurys, Gestaltungsbeirat oder das Forum Stadtbaukultur funktionieren nur 
deshalb so gut, weil die Verwaltung die beteiligten Akteure informiert und in Entscheidungsprozesse 
einbindet. Die zuständigen politischen Gremien, der Rat der Stadt, die Ausschüsse und die Bezirks-
vertretungen beschließen die Stadtentwicklungsziele und wirken an vielen Stellen an den Planungs- 
und Umsetzungsprozessen kreativ mit. Das führt sowohl zu guten Ergebnisinhalten als auch zu einer 
hohen Akzeptanz dieser Ergebnisse.



7

Vorwort

Ludger Wilde

Fachbereichsleiter
Stadtplanungs- und Bauordnungsamt

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Leserinnen und Leser,

sie halten den ersten Bericht für das neu strukturierte Stadtplanungs- und Bauordnungsamt in den 
Händen. Mit der Zusammenlegung der beiden Ämter zu einem gemeinsamen Fachbereich hat sich 
das Spektrum an Themen, Aufgaben und Projekten deutlich vergrößert. Mit dem Zusammenrücken 
der Bereiche Planen und Bauen ist die Chance verbunden, dass alle Ebenen noch besser aufeinander 
abgestimmt und effi zient arbeiten können. 

In der Stadtentwicklungsplanung liegt der Schwerpunkt der Arbeit in teilräumlichen Konzepten, 
wie die Integrierten Stadtbezirksentwicklungskonzepte und in ressortbezogenen Projekten. 
Parallel wird intensiv in regionalen Kooperationen gearbeitet, wie die Städteregion 2030. 
Im Bereich Mobilitätsplanung stehen die Aktualisierung von gesamtstädtischen Fachplänen und die 
Bearbeitung von Einzelprojekten wie die Nordspange auf der Agenda. Daneben laufen die Ver-
anstaltungen zum Masterplan Mobilität. Im Bereich Städtebau und Bauleitplanung werden neben 
einer Vielzahl an Bebauungsplanverfahren mehrere Rahmenplanungen und teilräumliche Konzepte 
entwickelt. Bei der Bauaufsicht werden sämtliche Dortmunder Bauvorhaben von der Beratung, zum 
Bauantrag und bis zur Bauausführung und Schlussabnahme betreut. Im Dienstleistungszentrum Pla-
nen und Bauen fi nden die Bürgerinnen und Bürger kompetente Ansprechpartner für alle Fragen zu 
diesem Thema. Der Bereich Sonderplanung und Denkmalbehörde betreut neben Flächenprojekten 
auch Wettbewerbe zu Einzelvorhaben oder Rahmenkonzepten sowie den Gestaltungsbeirat und das 
Forum Stadtbaukultur. Aktuelle Arbeitsschwerpunkte der Baudenkmalpfl ege liegen in der denkmal-
pfl egerischen Begleitung von wichtigen städtischen und kirchlichen Baudenkmalen. 
Die Bodendenkmalpfl ege und Stadtarchäologie konzentrieren sich aktuell auf mehrere archäolo-
gische Ausgrabungen, die durch konkrete Planvorhaben ausgelöst wurden. Ein weiterer wichtiger 
Bereich ist die Stadterneuerung, die aktuell Handlungs- und Maßnahmenkonzepte für die Stadtteile 
mit besonderem Erneuerungsbedarf, zwei Nebenzentren und die drei Stadtumbaugebiete ent-
wickelt. Die Planungen für die City und den neuen Boulevard Kampstraße bilden einen weiteren 
Schwerpunkt.  

Der Fachbereich Stadtplanung und Bauordnung mit seinen hoch engagierten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern ist angetreten, die vielfältigen und häufi g komplexen Aufgaben zum Wohl aller Bürge-

Hans-Werner Steinschulte

Stellvertretener Fachbereichsleiter
Stadtplanungs- und Bauordnungsamt

Walter Nickisch

Stellvertretener Fachbereichsleiter
Stadtplanungs- und Bauordnungsamt
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        Einführung 

Nach der Neuorganisation der Stadtämter 61 und 63 zum Stadtplanungs- und Bauordnungsamt ist 
es die Aufgabe des neuen Fachbereichs 61, die räumliche Entwicklung des gesamten Stadtgebietes 
programmatisch vorzubereiten und die planungsrechtlichen Voraussetzungen für alle wesentlichen 
Bauaktivitäten zu schaffen. Die räumliche Ausprägung der urbanen Umwelt ist abwechslungsreich, 
interessant und qualitätsvoll zu gestalten. Durch innovative städtebauliche Aktivitäten und Visionen 
wird ein bedeutender Beitrag zur Beschleunigung des wirtschaftlichen Strukturwandels der Stadt 
Dortmund geleistet. 

Im Mittelpunkt stehen die Gestaltung der City als Zentrum des städtischen Lebens, die Stärkung der 
Stadtteil- und Ortsteilzentren sowie die Zusammenarbeit mit den Nachbarstädten. Besondere Be-
deutung kommt den zentral gelegenen Industriebrachen zu, die das städtebauliche Entwicklungs-
kapital der Stadt Dortmund sind. Durch Umwandlung dieser Flächen in Zentren mit einer zukunfts-
orientierten Kombination von Arbeit, Wohnen und Freizeit werden Investoren angezogen und die 
städtebauliche Entwicklung einzelner Stadtteile geprägt.

Das Stadtamt 61 erfüllt als Untere Bauaufsichtsbehörde und Untere Denkmalbehörde der Gemein-
de übertragene staatliche Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung. Nach dem Wandel von der 
„Baupolizei“, d. h. der präventiven und repressiven Bauaufsicht, zu einem Dienstleistungsbetrieb ist 
es vorderstes Ziel des Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes, als verlässlicher Partner der Bauwirt-
schaft durch kundenorientierte Beratung und termingerechte Genehmigung einen wichtigen Bau-
stein für Investitionen zu setzen. Das Stadtplanungs- und Bauordnungsamt erbringt Dienstleistun-
gen für Bürgerinnen und Bürger, Politik, öffentliche Vorhabenträger, die private Wirtschaft, private 
Investoren, andere Fachbereiche und Eigenbetriebe der Verwaltung. Es gibt sieben Geschäftsberei-
che, die sich jeweils in Teams untergliedern. Im Folgenden werden ihre Aufgaben, Strukturen und
zentralen Projekte kurz vorgestellt.

Im Geschäftsbereich 1 – Allgemeine Verwaltung geht es um die dezentralisierten Personal- und 
Organisationsaufgaben, die Haushaltssachbearbeitung und zentrale Finanzierungsaufgaben, 
Controlling sowie die Kosten- und Leistungsrechnung. Durch interne organisatorische Maßnahmen 
unterstützt die Abteilung den kompletten Fachbereich, hierzu zählt auch die Unterstützung durch 
den Einsatz elektronischer Datenverarbeitung und die Einführung eines elektronischen Workfl ow. 
Daneben nehmen die Stadterneuerungs- und Stadtumbaumaßnahmen durch die Finanzierung und 
Abrechnung einen breiten Raum ein. Weiterhin werden alle Gebührenangelegenheiten im Zusam-
menhang mit Bauvoranfragen und Bauanträgen bearbeitet. 

Das Dienstleistungszentrum Planen und Bauen stellt sich mit einem Angebot im Sinne einer bür-
gernahen, kundenorientierten und modernen Bauverwaltung dar. In dem barrierefrei erreichbaren 
Großraumbüro im Erdgeschoss des Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes fi nden die Bürgerinnen 
und Bürger die Beratung für Bauwillige, das Bauaktenarchiv, die Eingangsstelle des Stadtplanungs- 
und Bauordnungsamtes und die Katasterauskunft. Die Beratung für Bauwillige bietet privaten
Bauherren eine umfassende neutrale Beratung in allen Fragen rund um das Thema „Bauen und 
Wohnen“. Der Schwerpunkt der Beratungen liegt im Bauordnungs- und Planungsrecht, es erfolgen 
aber auch ämterübergreifende Informationen und konkrete Hilfestellungen vor und während des 
Baugenehmigungsverfahrens. Auch die anderen genannten Angebote des Dienstleistungszentrums 
Planen werden intensiv genutzt. Darüber hinaus werden die Räumlichkeiten des Dienstleistungs-
zentrums Planen und Bauen seit September 2007 zum öffentlichen Aushang der aktuellen Bauleit-
planung genutzt.
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Die Aufgabe der Stadtentwicklung hat der Geschäftsbereich 2 inne, die eine ausgewogene Entwick-
lung von Wohnen, Arbeiten/Wirtschaft, Freizeit, Freiraum, Infrastruktur und Verkehr im Stadtgebiet 
zum Ziel hat. Diese kommunalen Planungsziele basieren auf der Regional- und Landesplanung und 
umgekehrt (Gegenstromprinzip). Die Ergebnisse der Stadtentwicklungsplanung fl ießen in sektorale 
und räumliche Fachbereichsvorgaben, die auf kommunaler und regionaler Ebene die Basis für die 
Erarbeitung von Bauleitplänen bilden. 

Die Regional- und Stadtumlandplanung wird auch in den kommenden Jahren ein Schwerpunkt im 
Bereich der Stadtentwicklungsplanung sein. Zu diesem Aufgabenbereich gehören die Erarbeitung 
von Stellungnahmen zu Planungen und Zielkonzepten auf Regional- bzw. Landesebene, die Initiie-
rung und Erstellung regionaler Entwicklungskonzepte und -maßnahmen sowie die Abstimmung der 
Bauleitplanung mit dem neu aufgestellten Regionalplan und den Nachbargemeinden. Dieser Bereich 
umfasst auch die Betreuung von Planfeststellungsverfahren externer Planungsträger, die Mitwirkung  
und die Geschäftsführung des Regionalen Einzelhandelskonzeptes für das Östliche Ruhrgebiet und 
angrenzende Bereiche sowie die Geschäftsführung des Arbeitskreises für interkommunale Zusam-
menarbeit der Bau- und Planungsdezernenten (IKZ):

Als konkrete regionale Projekte mit Dortmunder Beteiligung sind zu nennen: 
„Städteregion Ruhr 2030“ der Städte Duisburg, Mülheim, Essen, Oberhausen, Gelsenkirchen, 
Bochum, Herne und Dortmund sowie das Leitprojekt „Regionaler Flächennutzungsplan“ (RFNP) 
Fluss Stadt Land als regionale Initiative im nördlichen und östlichen Ruhrgebiet von Bottrop bis 
Hamm und Dorsten bis Dortmund
Gemeinschaftsinitiative „das ruhrtal“ der Städte Bochum, Hagen, Hattingen, Herdecke, Wetter und 
Witten, Ennepe-Ruhr-Kreis, Regionalverband Ruhr (RVR) sowie die Städte Dortmund, Duisburg, 
Essen, Oberhausen und Mülheim an der Ruhr
Emscher Landschaftspark für die Grünzüge im Bereich von Emscher und Kanälen im nördlichen Ruhr-
gebiet

Entsprechend den gesellschaftlichen Ansprüchen, Bedürfnissen und Anforderungen werden realisie-
rungsorientierte Angebotsplanungen als sektorale Konzepte für die Lebens- und Funktionsbereiche 
Wohnen, Wirtschaft, Verkehr, Freiraum, Freizeit, kulturelle, soziale und technische Infrastruktur 
erarbeitet. Sie dienen als Grundlage städtischer und privater Planungen. Hierdurch werden die 
wesentlichen Sektoren der städtebaulichen Planung gesteuert. Die erhobenen Daten bilden die Basis 
für die Fortschreibung der Masterpläne zu den Themen Einzelhandel, Wirtschaftsfl ächen 
(Federführung liegt bei der WFDO) und Mobilität (Geschäftsbereich 3) im gesamtstädtischen Maß-
stab, für Standortuntersuchungen öffentlicher und privater Träger, Investoren sowie für die Bewer-
tung bedeutender Projekte anderer Fachbereiche. 

Zur Steuerung der Wohnbaufl ächenentwicklung, der Nachfragebefriedigung und der Angebots-
planung werden im Rahmen des Masterplanes Wohnen die Wohnbaufl ächenpotenziale ermittelt 
und fortgeschrieben. Im Jahr 2008 wird das Kommunale Wohnraumkonzept erarbeitet, an dem 
StA 61 mitwirkt. 

Die Einführung der Spielleitplanung in Dortmund hat das Ziel, die Stadt für Kinder und ihre Familien 
noch attraktiver zu gestalten. Nach einer gesamtstädtischen Auftaktveranstaltung wurde mit der 
Planerarbeitung in den drei Modellstadtbezirken Brackel, Innenstadt-West und Lütgendortmund 
begonnen. 
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        Einführung 

Im Rahmen der Wirtschaftsfl ächenentwicklung werden ansiedlungswillige Unternehmen bei der 
Standortsuche unterstützt, um den Wirtschaftsstandort Dortmund zu stärken. Hier erfolgt eine enge 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsförderung Dortmund. 

Die Stadtentwicklung ist häufi g mit einer Inanspruchnahme von Freiraum verbunden. Parallel zur 
Flächenreduzierung nimmt die Bedeutung des Freiraums für Mensch und Natur zu (z. B. als Raum für 
Naherholung, Sport- und Freizeitaktivitäten, Rückzugsbereich für Tiere und Pfl anzen, ökologischer 
Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft). 

Zur Entwicklung der kulturellen, sozialen und technischen Infrastruktur werden Daten der Standorte 
erhoben und zusammengestellt. Die Standorte werden in enger Zusammenarbeit mit den jeweiligen 
Bedarfsträgern festgelegt und planerisch gesichert.

Für alle zwölf Stadtbezirke wurden 2007 Fortschreibungsentwürfe für die Integrierten Stadtbezirks-
EntwicklungsKonzepte (InSEKts) erstellt, die durch den Rat beschlossen wurden. Die textlichen und 
kartographischen Darstellungen erlauben einen umfassenden Überblick über erfolgte und künftige 
Veränderungen in den jeweiligen Stadtbezirken. 

Seit der Flächennutzungsplan (F-Plan) der Stadt Dortmund am 31.12.2004 rechtswirksam geworden 
ist, wurden erste Änderungsverfahren eingeleitet, von denen vier Verfahren bereits abgeschlossen 
sind. Bei F-Plan-Änderungen, Bebauungsplänen, Standortuntersuchungen und Verfahren nach § 125 
BauGB und sonstigen Fachgesetzen werden Beurteilungen von Immissionen notwendig. Gegebenen-
falls wird die vorhandene Umweltsituation eines bestimmten Gebietes durch ein Gutachtens erfasst. 
Ob und unter welchen Bedingungen die geplanten Nutzungen realisiert werden können, wird dann 
unter Berücksichtigung der immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen und des Planungsrechts ab-
gewogen. Darüber hinaus wurde im Jahr 2008 nach Maßgabe der EU-Umgebungslärmrichtlinie in 
Zusammenarbeit mit dem Umweltamt die Lärmkartierung für das Stadtgebiet fertiggestellt und mit 
der anschließenden Aktionsplanung begonnen.

Der Geschäftsbereich 3 – Mobilitätsplanung arbeitet gesamtstädtisch und projektbezogen. Voraus-
setzung für eine positive wirtschaftliche Entwicklung, der Förderung urbanen Lebens sowie einer 
angemessenen Lebensqualität in der Stadt sind leistungsfähige und umweltverträgliche Netze für 
alle Verkehrsarten. Diese sollen sowohl den Anforderungen der gesamtstädtischen Entwicklung als 
auch den unterschiedlichen individuellen Ansprüchen der Bürger weitgehend gerecht werden. Unter 
Berücksichtigung der Stadtentwicklungsprozesse hat die Verkehrsplanung darüber hinaus auch die 
damit verbundenen Belastungen weitgehend zu minimieren. 

Wesentliche Voraussetzungen für die Verkehrsplanung sind die Verkehrsanalysen und damit das 
Vorhalten, Komplettieren und ständige Aktualisieren von Daten. Neben Erhebungen im fl ießenden 
und ruhenden Verkehr gehört die Aufbereitung von Daten zu den ständigen Aufgaben, um das 
Verkehrsmodell zu eichen, Fachbeiträge zur Bauleitplanung zu liefern, in fachlichen Diskussionen zu 
argumentieren sowie Planungen anderer Fachbereiche und Externer zu unterstützen. 

Aufgabe der gesamtstädtischen Verkehrsentwicklungsplanung ist die Erstellung eines integrierten, 
alle Verkehrsarten umfassenden Konzeptes, das Veränderungen der Verkehrsbeziehungen und der 
Verkehrsmittelwahl erfassen und entsprechend den politischen Zielvorgaben steuern kann. Den 
Arbeitsschwerpunkt bildet die Umsetzung der Maßnahmenkonzepte.

Der im Mai 2004 vom Rat beschlossene Masterplan Mobilität defi niert neun Handlungsfelder, für 
die jeweils Handlungskonzepte entwickelt worden sind. Schwerpunkt der künftigen Arbeit wird die 
Weiterentwicklung und Umsetzung dieser Handlungs- bzw. Maßnahmenkonzepte sein. Im Jahr 2008 
liegt der Fokus auf dem Thema „Wirtschaftsverkehr“. Die Analysen und Konzepte zum Lkw-Par-
ken sollen abgeschlossen werden. Darüber hinaus wird der Lkw-Stadtplan aktualisiert. Ein weiterer  
Schwerpunkt in 2008 war die stadtweiten Untersuchung zu Kreisverkehren. 
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Neben dem Masterplan Mobilität werden Verkehrsuntersuchungen für einzelne Teilräume oder 
Maßnahmen durchgeführt. Hierbei werden vor allem mit Hilfe des Verkehrsmodells die Maßnahmen 
bewertet und Daten für die weitere Planung (z. B. Immissionsschutz, Lichtsignalanlagen) bereitge-
stellt. Darüber hinaus werden Mobilitätskonzepte z. B. für die Dortmunder Berufskollegs entwickelt. 
Sie enthalten in der Regel Empfehlungen zu Veränderungen des Verkehrsverhaltens zugunsten des 
Umweltverbundes, die mit den Betroffenen erarbeitet werden.

Das Land NRW hat am 11.05.2006 einen Infrastrukturplan beschlossen (Integrierte Gesamtverkehrs-
planung – IGVP), der Dortmunder Straßen- und Schienenprojekte enthält. Die IGVP-Projekte wurden 
mit den parallel durchgeführten Untersuchungen zur Zukunft des Stadtbahnbaus abgeglichen und 
sind in ein Stadtbahnentwicklungskonzept eingefl ossen. Auf dieser Grundlage kann hier der Nah-
verkehrsplan fortgeschrieben werden. Mit der Inbetriebnahme der neuen Stadtbahnstrecke auf der 
Ost-West-Strecke werden mittelfl urige Fahrzeuge eingesetzt, die eine Anpassung  der Haltestellen 
bedingen. Dazu werden die Entwürfe erstellt.

Im Zuständigkeitsbereich der Mobilitätsplanung werden zudem sektorale Konzepte entwickelt, die 
sich zumeist für das gesamte Stadtgebiet mit den spezifi schen Anforderungen einzelner Verkehrsar-
ten befassen. 

Bedingt durch neue funktionale Bedeutungen bestehender Straßen sowie durch Straßenneubauten 
sind die Neubewertung und Klassifi zierung des Straßennetzes kontinuierlich als gesetzliche Pfl icht-
aufgabe durchzuführen. Für den Um-, Rück- und Neubau von Anlagen aller Verkehrsarten sind ver-
kehrstechnische Entwürfe - meistens in Alternativen - zu erarbeiten, die für die weitere bautechni-
sche Realisierung die Grundlage bilden.

Der Geschäftsbereich 4 umfasst die Aufgaben Städtebau und Bauleitplanung für das gesamte Stadt-
gebiet. Die städtebauliche Planung schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Gewähr-
leistung einer am Wohl der Allgemeinheit orientierten, geordneten städtebaulichen Entwicklung 
des Stadtgebietes. Sie berücksichtigt die Auswirkungen der planerischen Vorgaben in ökologischer, 
ökonomischer und sozialer Hinsicht. Für Teilbereiche des Stadtgebietes werden rechtsverbindliche 
Bebauungspläne erstellt sowie auf Antrag von Vorhabenträgern für konkrete Maßnahmen Vor-
haben- und Erschließungspläne. Diese im Baugesetzbuch konkretisierten Instrumente werden im 
folgenden Kapitel „Instrumente“ näher erläutert. Die Realisierung der Bebauungspläne wird in der 
Regel über Durchführungsverträge und städtebauliche Verträge gesichert, die mit dem jeweiligen 
Vorhabenträger geschlossen werden. Gegenstand des Vertrages sind in der Regel zeitliche Bindun-
gen für die Realisierung der Vorhaben sowie der Ausgleichsfl ächen und Verkehrsfl ächen. Aktuelle 
Planverfahren für die Entwicklung von Wohngebieten sind unter anderen die Bebauungspläne 
„HOHENBUSCHEI“ im Stadtbezirk Brackel, „Stadtquartier Ost“ in der Innenstadt Ost, „Am Rahmer 
Wald“ im Stadtbezirk Huckarde sowie „Grevel Mitte“ und „Grevel West“ im Stadtbezirk Scharnhorst. 
Zur Schaffung von Wirtschaftsfl ächen werden beispielsweise die Bebauungspläne „PHOENIX West“ 
im Stadtbezirk Hörde und „Westfalenhütte“ im Stadtbezirk Innenstadt Nord aufgestellt. Im Stadtbe-
zirk Scharnhorst wird durch den Bebauungsplan „Gneisenau-Allee“ die zentrale Erschließungsachse 
des Gebietes Gneisenau sichergestellt während im Stadtbezirk Innenstadt West mit dem Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Einzelhandelsstandort Dorstfelder Hellweg/Arminiusstraße“ eine Einzel-
handelseinrichtung Planungsrecht erhalten soll.

Die Schaffung von Planrecht für Wohnbaufl ächen (Eigenheime, Eigentumswohnungen, öffentlich 
geförderter Wohnungsbau), für Flächen zur Wirtschaftsförderung und für Infrastruktureinrichtun-
gen bilden die weiteren Arbeitsschwerpunkte in der Projektliste. Mit der Realisierung neuer Wohn-
bebauung wird über eine Steigerung der Eigentumsquote dem Absinken der Bevölkerungsentwick-
lung in Dortmund entgegen gewirkt. Mit der daraus resultierenden Erhöhung der Steuerkraft soll 
auch zu einer Konsolidierung des Haushaltes beigetragen werden.
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Für zusammenhängende Teilbereiche des Stadtgebiets werden im Geschäftsbereich 4 städtebauliche 
Rahmenpläne und Entwicklungskonzepte erstellt, in denen die Rahmenbedingungen und städtebau-
lichen Grundzüge festgelegt werden, um die langfristige Entwicklung städtebaulicher Veränderungs-
prozesse zu steuern. Aktuelle Beispiele sind die beiden PHOENIX Gebiete westlich und östlich des 
Ortszentrums Hörde und das Gelände der Westfalenhütte. Rahmenplanungen laufen für die Bereich 
Deusen, Husen-Kurl, Rheinische Straße, Zentrum Berghofen und Rombergpark. 

Der Geschäftsbereich 5 hat die Bauaufsicht im gesamten Stadtgebiet zur Aufgabe. Vier Teams küm-
mern sich um unterschiedliche Bezirke während ein weiteres Team die Sonderbauaufsicht für ganz 
Dortmund führt. Ein sechstes Team führt bauordnungsrechtliche Verfahren durch, kümmert sich um 
Baulasten sowie um Klageverfahren. Aktuelle Bauvorhaben sind beispielsweise der Neubau des Zen-
trums für Produktionstechnik auf dem PHOENIX Gelände im Stadtbezirk Hörde. Beispiele für laufende 
Bauvorhaben sind im Stadtbezirk Innenstadt Nord das Westfaleneinkaufszentrum (WEZ) und im Stadt-
bezirk Innenstadt Ost der Bau des Westfalentowers. Größere Bauvorhaben im Stadtbezirk Innenstadt 
West sind das Freizeitzentrum West an der Ritterstraße, das Orchesterzentrum an der Brückstraße und 
das sogenannte Volkswohlbundhaus am Hohen Wall. Im Stadtbezirk Mengede sind der zweite Bauab-
schnitt des „Euro-Low-Flow“ von IKEA und im Stadtbezirk Aplerbeck der Erweiterungsbau des ADAC-
Gebäudes an der Freie Vogel Straße hervorzuheben.

Die Stadt Dortmund ist Mitglied der Gütegemeinschaft Mittelstandsorientierte Kommunalverwal-
tungen e.V.. Die Gütegemeinschaft hat in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut für Güte-
sicherung und Kennzeichnung e.V. RAL und mit Unterstützung des nordrhein-westfälischen Minister-
iums für Wirtschaft, Mittelstand und Energie verschiedene Kriterien für die Vergabe eines Gütesiegels 
entwickelt. Ein Gütekriterium ist beispielsweise die Bearbeitung von Baugenehmigungsanträgen in-
nerhalb von 40 Arbeitstagen.

Nach einer Überprüfung durch die amtlichen Zertifi zierer des TÜV Nord wurde Dortmund 2007 das 
Gütesiegel erteilt. Dortmund ist damit bundesweit die erste Großstadt, die dieses Gütesiegel erhalten 
hat. Die Einhaltung der Kriterien für das Gütesiegel unterliegt stadtintern der ständigen Dokumenta-
tion und Kontrolle. Auch bei der TÜV-Zertifi zierung handelt es sich nicht um einen einmaligen Vor-
gang, sondern um einen wiederkehrenden Prozess. Die nächste Überprüfung durch den TÜV Nord ist 
für das Jahr 2009 geplant. 

Der Geschäftsbereich 6 setzt sich aus den Bereichen Sonderplanung und Untere Denkmalbehörde 
zusammen. Das Team Sonderplanung organisiert oder begleitet Wettbewerbe oder Qualifi zierungs-
verfahren, die über die Entwicklung alternativer Entwürfe und der möglichst objektiven Auswahl der 
besten Lösungen für bedeutende Planungs- und Bauvorhaben dienen. Als Beispiel ist der Wettbewerb 
über die Plätze am Dortmunder U zu nennen. Beteiligt waren neben den Planungsbüros unabhängige 
Fachleute sowie Vertreter der Politik und der Verwaltung. Die Entscheidung über die Umsetzung der 
Wettbewerbs- bzw. Gutachtenergebnisse treffen die politischen Gremien. Die Ergebnisse der städte-
baulichen Qualifi zierungsverfahren fl ießen als Rahmenvorgaben in die sich anschließenden städte-
baulichen Planungen und Verfahren ein. 

Je nach Planungserfordernis, auf Veranlassung anderer Fachbereiche oder auf Nachfrage von Vor-
habenträgern werden realisierungsbezogene Ausbauentwürfe sowie dazugehörige Detailplanung 
für Gestaltungsmaßnahmen im öffentlichen Raum (z. B. Betenstraße und Platz von Netanya) und für 
Hochbaumaßnahmen entwickelt. Besondere Bedeutung kommt der Entwurfsplanung für die Pro-
jekte der Citygestaltung und -entwicklung zu. Der City-Bereich ist und bleibt das Zentrum des städti-
schen Lebens. Mit dem Ziel, Vielfalt und Qualität des Angebotsspektrums sowie den Erlebniswert der 
Innenstadt zu steigern, verabschiedete der Rat der Stadt im April 1999 das City-Konzept 2000, das im 
Rahmen von Einzelprojekten und -maßnahmen umgesetzt wird. Einen hohen Stellenwert hat dabei 
die Neugestaltung des Straßenraumes Kampstraße/Brüderweg. Im April 2008 wurde die Straßenbahn 
durch die unterirdische Stadtbahn ersetzt. Damit wurde Freiraum für die Gestaltung der Kampstraße 
zu einem Boulevard geschaffen. Die Umsetzung des Entwurfes des 1. Preisträgers aus dem städtebau-
lichen Wettbewerbsverfahren soll Mitte 2008 beginnen. Das City-Konzept wird vor dem Hintergrund 
aktueller Entwicklungen (u. a. Hauptbahnhof, Dortmunder U) entsprechend fortgeschrieben.

        Einführung 
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Gegenwärtig stehen in Dortmund rund 1.100 Objekte unter Denkmalschutz und damit unter der 
Obhut der Denkmalbehörde im Stadtplanungs- und Bauordnungsamt der Stadt Dortmund. 
Denkmalschutz und Denkmalpfl ege haben die Aufgabe, diese Geschichtszeugnisse und ihre Aus-
sagekraft im städtebaulichen Zusammenhang zu bewahren, sie zu erforschen sowie auf ihre sinn-
volle Nutzung hinzuwirken. Die Geschichte der Stadt Dortmund und seiner eingemeindeten Dörfer 
und Städte reicht bis in die vor- und frühgeschichtliche Zeit zurück. Bis heute zeugen zahlreiche 
Kulturlandschaftselemente, wie Gebäude, Verkehrswege, Gärten, Friedhöfe oder Industrieanlagen, 
von der wechselvollen Vergangenheit des Gebietes und den sich wandelnden Lebensverhältnissen 
der Menschen. Besonders bedeutsame Zeugnisse werden unter Denkmalschutz gestellt, um ihren 
Erhalt für die folgenden Generationen zu sichern. 

Ein wesentliches Aufgabengebiet der Denkmalbehörde stellt die Baudenkmalpfl ege dar. Aktuell 
erfordern mehrere umfassende Planungen und Baumaßnahmen – insbesondere an wichtigen 
städtischen und kirchlichen Baudenkmalen – eine intensive denkmalpfl egerische Begleitung und 
bilden damit die aktuellen Aufgabenschwerpunkte.

Ein weiteres wichtiges Aufgabenfeld stellt die Bodendenkmalpfl ege und die Stadtarchäologie dar. 
In den Jahren 2008 und 2009 konzentriert sich die Denkmalbehörde auf mehrere archäologische 
Ausgrabungen, die durch konkrete Planvorhaben ausgelöst wurden. Aktuell Beispiele sind das 
Areal der Hörder Burg im Bereich des neuen PHOENIX Sees, die Umsetzung der Planung „Boulevard 
Kampstraße“ und die geplante Entwicklung des Geländes der ehemaligen Thier-Brauerei.

Die Stadterneuerung ist die zentrale Aufgabe im Geschäftsbereich 7. Die Stadterneuerung ist 
neben ein wesentlicher Baustein, um den Strukturwandel mit seinen vielfältigen Anforderungen zu 
gestalten und zu bewältigen. Daneben gibt es andere Instrumente, die zum Beispiel mehr ökono-
misch wie das „dortmund project“ oder mehr bildungsbezogen wie der Bildungsbericht ausgerich-
tet sind. Die Veränderungen der ökonomischen und sozialen Bedingungen städtischen Lebens in 
den letzten Jahrzehnten sind Rahmenbedingungen, die die Stadterneuerung vor immer neue Her-
ausforderungen stellen. Zu nennen sind dabei Zuwanderung und Integration, die zu erwartenden 
demografi schen Entwicklungen und die damit einhergehenden veränderten Ansprüche an Stadt 
und Urbanität, hohe Arbeitslosigkeit, die Polarisierung der Sozialstruktur, der langfristige Erhalt der 
Wirtschaftskraft der City und das Umgehen mit dem architektonischen „Erbe“ der 60er und 70er 
Jahre. In Verbindung mit der Finanzkrise der Gebietskörperschaften kommt einer effi zienten Stadt-
erneuerung eine wesentliche Schlüsselfunktion im Gefüge städtischen Handelns zu. 

Die gegenwärtigen Aufgabenfelder der Stadterneuerung umfassen die Attraktivierung von City 
und Ortsteilzentren, die Erhaltung und Verbesserung der Funktionsfähigkeit sowie der Wohn- und 
Arbeitsqualität der zu entwickelnden städtischen Teilräume und die Reaktivierung von großfl ächi-
gen, überwiegend industriellen, Brachen. Zu den Instrumenten der Stadterneuerung zählen die 
Aufstellung mehrjähriger, teilräumlicher Maßnahme- und Finanzierungskonzepte, die Akquisition 
von Fördermitteln des Landes NRW, des Bundes sowie der Europäischen Union, die Anwendung und 
Umsetzung von Satzungsrecht nach besonderen städtebaurechtlichen Vorschriften und das allge-
meine Koordinierungs- und Verwaltungsmanagement. Zunehmend gewinnt dabei die Kooperation 
mit privaten Investoren und Akteuren an Bedeutung. 

Die Schwerpunkte liegen auf der Funktionssicherung Dortmunds als Oberzentrum durch entspre-
chende Aufwertungsmaßnahmen. In der City mit dem Boulevard Kampstraße und durch die Ent-
wicklung zentrennaher Bereiche wie zum Beispiel dem Stadtumbaugebiet Rheinische Straße mit 
dem Leuchtturmprojekt Dortmunder U. Ferner durch die kontinuierliche Aufwertung der Nordstadt 
und durch die städtebauliche und wirtschaftliche Aufwertung der Nebenzentren wie zum Beispiel 
Aplerbeck, Hörde, Mengede und Scharnhorst-Ost. Darüber hinaus durch Einzelprojekte wie dem 
Umbau der Kirche in Deusen zu einem Begegnungszentrum und das Gelände und Umfeld der 
Kokerei Hansa.
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   Organigramm Stadtplanungs- und Bauordnungsamt

Fachbereichsleiter: Ludger Wilde  
Assistenz: Iris Jürgens

Geschäftsbereich 2
61/2
Stadtentwicklung

Bereichsleiter: Bernd Kunert
Assistenz:         Stefanie Gräfen
        Ludger Hoings

Geschäftsbereich 3
61/3
Mobilitätsplanung

Bereichsleiter: Winfried Sagolla
Assistenz:         Dagmar Engel

Geschäftsbereich 4
61/4
Städtebau/Bauleitplanung

Bereichsleiter: Walter Nickisch 
Assistenz:         Kerstin Richter

61/1-4
Dienstleistungszentrum 
Planen und Bauen
Teamleiter: Dieter Albrecht
Beratung für Bauwillige
Joachim Müller
Petra Dahlheim

Eingangsstelle
Christa Schulz
Sabine Klüh

Hausaktwenverwaltung
Jürgen Wandrey
Andrea Kießling
Bärbel Gneupel
Dirk Thißen
Melanie Bethge

61/1-3
Gebührenangelegenheiten
Teamleiter: Holger Otto
Sonja Advent
Bettina Eisel
Rainer Kärger
Gabriele Temme
N.N.

Geschäftsbereich 1
61/1
Allgemeine Verwaltung

Bereichsleiter: Thomas Elsner
    

61/1-1
Teamleiterin: Petra Gerlach

Organisation/Beschwerde-
management    
Christine Wendt
Ivonne Eske
Organisation/Fachcontrolling
Birgit Heyermann 

Beschafffungen
Claudia Wernze
Büroraumplanung
Ursula Burgkhardt
IT
Hans Günter Krebs
Thomas Möller
Klaus Wehmeier
Udo Wilke

61/1-2
Teamleiterin: Anja Saße

Controlling 
Marina Hoßfeld

Haushalt
Manhardt Seeger

KLR
Tanja Menzel

Dezentrale Aufgaben

Heike Valerin

Förderung+Finanzierung
Frank Sträde
Andrea Allendorf
Frank Judwerschat
Stefan Boom
Robert Litschke

Verwendungsnachweise
Werner Eitelberg

61/2-1
Wirtschaftsfl ächen und Einzel-
handelsentwicklung, InSEKT
Teamleiter: Stefan Thabe
Bernhard Rocholl
Beate Schröder
Sonja Gugel
Heinz-Günter Nezik
Dagmar Knappe

61/2-2
Flächennutzungsplan und 
Umland, Freiraumplanung, 
InSEKT, Regionalplanung 
Teamleiter: Wolfgang Lippke
Jutta Sankowski
Jürgen Stitz
Marion Behlau
Werner Kleff

61/2-3
Immisionsschutz
Erwin Sinn 
Klaus Vennefrohne
Norbert Wieczorek

61/2-4
Soziale und technische Infra-
struktur, Wohnbaufl ächen-
entwicklung, InSEKT
Teamleiter: Eckhard Kneisel
Julia Kallweit
Annette Burchert-Entesary
Manuela Nix
Peter Seiler
N.N.

61/3-3
Verkehrstechnischer Straßen-
entwurf, Radwege- und Fuß-
wegeplan
Teamleiter: Klaus-Jürgen Graw
Darius Kaufmann
Margot Schaub-Lammers
Anette Herter
Stefan Siegel
Zeichnerische Darstellung
Christina Kleff
Mechthild Hütker
Romus Grozavu
Ralf Müllen
N.N.

61/3-2
ÖPNV-Planung
Nahverkehrsplan, Regionaler 
Schienenverkehr, Koordinier-
ung externer Planungsträger, 
Wirtschaftsverkehr Schiene
Teamleiter: 
Burckhard Kahrmann 
Matthias Meissner
Lothar Michaelis

61/3-1
Mobilitätsanalyse, 
Mobilitätsmanagement, 
Masterplan Mobilität, 
Wirtschaftsverkehr Straße
Teamleiter: Andreas Meißner
Gudrun Sahr
Werner Besuch
Martin Fach
N.N.
Grundlagenermittlung, 
Datenaufbereitung
Reinhard Schulz

61/4-4
Städtebauliche Rahmen- 
und Bebauungsplanung
Hombruch, Hörde
Lütgendortmund,

Teamleiter: Olaf Greve
Silke Schulz
Sabine Albermann
Claudia Vennefrohne
N.N.

61/4-3
Flächennutzungsplan- und 
Bebauungsplanverfahren
Innenstadt-West,-Ost,-Nord
Scharnhorst, Huckarde, 
Mengede, Eving
Teamleiterin: Anja Euringer
Hermann Wessel
Siglinde Heitmann
Gudrun Rosenberg
Arno Heitkamp
Anja Guse

61/4-1
Städtebauliche Rahmen
- und Bebauungsplanung
Innenstadt-West,-Ost,-Nord
Teamleiter: Ralf Poppensieker 
Bernd Kötter
Stefan Schürmann
Andreas Biermann

61/4-2
Städtebauliche Rahmen- und 
Bebauungsplanung
Eving, Huckarde, Mengede, 
Scharnhorst 
Teamleiter: Thomas Rohr
Martin Sannemann
Anne Willkomm
Dieter Mehlem
Wolfgang Ceda
Susanne Stockermann
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Geschäftsbereich 5
61/5
Bauaufsicht

Bereichsleiter: H.-W. Steinschulte
Assistenz:         Bettina Pillokeit

Geschäftsbereich 6
61/6
Sonderplanung/
Untere Denkmalbehörde

Bereichsleiter: Heinrich Finger
Assistenz: Angelika Treckmann

Geschäftsbereich 7
61/7
Stadterneuerung

Bereichsleiter: N.N.
Assistenz:  Christine Klußmann

61/7-2
Gebietsbezogene Stadt-
erneuerung, Stadtumbau-
maßnahmen, Soziale Stadt, 
Sanierungsverfahren
Gisela Bartholomä
Ulrich Dreiskämper
Gregor Dimmerling
Heike Lindenblatt
Susanne Linnebach
A. Reinecke-Guntermann
Harald Schütz
Kerstin Lehmann

61/5-3
Bauaufsicht 
Lütgendortmund, Hörde,
Hombruch
Teamleiterin:
Anne Sibbe-Kozlowski
Sabine Dörfl er
Jürgen Krickau
Andrea Limberg
Melanie Müller
Rainer Lau
Elisabeth Reinhardt
Anja Hollmotz
Wilhelm Lockert
Andrea Munk
Hüseyin Parlak
Carsten Reckmann
Sandra Ongsiek
Michael Haase

61/5-2
Bauaufsicht 
Eving, Huckarde, Mengede,
Kirchlinde, Scharnhorst
Teamleiter: Ludger Deimel
Ernst Otto Siepe
Kuno Köckeritz
Heide Kalbitzer
Marie Luise Kopplin
Rosemarie Monza
Werner Diecks
Beate Steinschulte
Joachim Plohmann
Mariola Weinstein
Erkan Yildirim

61/4-6
Flächennutzungsplan- und 
Bebauungsplanverfahren
Lütgendortmund, Hörde,
Hombruch, Aplerbeck,
Brackel
Teamleiter: Werner Jakumeit
Sabine Hartenstein
Guido Doehring
Gabriele Schmidt
Jaequeline Kober
Thomas Musielak

61/4-5
Städtebauliche Rahmen- 
und Bebauungsplanung
Aplerbeck, Brackel
Teamleiterin: 
Birgit Niedergethmann
Giesela Damm
Gerald Kampert
Claudia Aab
Dirk Faßbender
N.N.

61/4-7
Geodaten/CAD-Service
Teamleiter: Joachim Beer
Andrea Hagenkötter-Boewrste
Susanne Bandias
Alexandra Schiffmann
Dirk Kreutzheide
Gabriele Bartels
Erich Lenz
Martina Driller
Christine Ritter
Walter Scharfenort
N.N.

61/5-1
Bauaufsicht 
Innenstadt-West,-Ost,
-Nord, Huckarde
Teamleiter: Axel Jeschka
Inge Legrand
Peter Umschlag
Frank Schlüter
Joachim Kreß
Hans-Jürgen Haub
Martin Bors
Dagmar Plogmaker
Ansgar Doods
Lucia Bless
Michael Dohmann
Volker Wurche
Jürgen Steinfelder -DLZW-

61/5-4
Bauaufsicht 
Aplerbeck, Brackel,
Hörde
Teamleiter: Ansgar Pothmann
Birgitt Böttcher
Erich Schäfer
Christine Jung-Bardy
Astrid Hoffmann
Anja Schnurbusch-Rost
Gabriele Schiebener
Dirk Einhaus
Hannelore Müller
Wolfgang Köthe
Edgar Borrmann

61/5-5
Sonderaufsicht für alle
Stadtbezirke
Teamleiter: Klaus Kaminsky
Detlef Breetzke
Reinhard Breier
Wilhelm Sadlok
Karl-Heinz Malkowski
Horst Benthaus
Axel Wundenberg

61/5-6
Bauordnungsrechtliche
Verfahren, Baulasten,
Klagen
Frank Eikholt
Astrid Kahlkuhl
Anke Kaiser
Marion Hegner
Sabine Fuchs
Ulla Besancon
Bettina Fahrtmann
Katharina Wißmann

61/6-1
Sonderplanung, City,
Wettbewerbe, Stadtge-
staltung, Gestaltungsbeirat, 
Forum Stadtbaukultur, 
Steuerung vonSonderprojekten, 
Investorenbetreuung
Teamleiter: N.N.
Magarete Bonnenberg
Norbert Kelzenberg
Dieter Staubach
Projektbetreuung, Verwaltung
Volker Kaspereit
Heinz-Günter Gartenmann
Hilmar Hergeth
Dr. Rolf-Bernd Hechler

61/6-2
Untere Denkmalbehörde
Schutz-Pfl ege-Bodendenk-
malpfl ege
Teamleiter: Svenja Schrickel
Dr. Henriette Brink-Kloke
Gisela Winert
Rüdiger Rittinghaus
Michael Holtkötter
Norbert Schenkewitz
Rolf Grunenberg

61/7-1
Service, Sachberichte
zum Abschluss von
Sanierungsmaßnahmen
Hubert Lattemann
Günter Martini

61/7-3
Trägerkooperation
Eberhard Weisse
Susanne Gehrke
Uwe Wendel
Karen Martens
Nicola Köstens

Stand: Oktober 2008
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Instrumente der Stadtplanung und Stadterneuerung, 

Regionalplan

Der Regionalplan entspricht dem früheren Gebietsentwicklungsplan, der von der Bezirksplanungs-
behörde erarbeitet und vom Regionalrat für den jeweiligen Regierungsbezirk aufgestellt wird. Für 
Dortmund ist der Teilabschnitt „Dortmund, Kreis Unna und Hamm“ gebildet worden. In diesem Plan 
werden die Ziele der Landesentwicklung, die in dem Landesentwicklungsplan (LEP) enthalten sind, 
konkretisiert. Der Regionalplan sieht u. a. die im LEP vorgenommene Abgrenzung des Siedlungs- und 
Freiraumes dar. Jeder Bauleitplan, also Bebauungsplan und Flächennutzungsplan, muss sich an die 
Ziele der Landesplanung anpassen. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (F-Plan) stellt die Art der Bodennutzung für das gesamte Stadtgebiet dar. 
Neben der Festlegung der Nutzung bereits bebauter Gebiete wird im F-Plan auch die auf der Grund-
lage der städtebaulichen Entwicklung beabsichtigte Flächennutzung bisher unbebauter Flächen dar-
gestellt. Aus dem Plan kann abgelesen werden, wo im Stadtgebiet Wohnbaufl ächen, Gewerbe- und 
lndustriefl ächen, Grünfl ächen, Verkehrsfl ächen usw. ausgewiesen sind. Der F-Plan ist verbindlich für 
Behörden, hat jedoch keine unmittelbare Rechtswirksamkeit für den Bürger. Aus den Darstellungen 
des F-Plan werden die Bebauungspläne abgeleitet. 

Bebauungsplan

Der Bebauungsplan setzt die Art und das Maß der Nutzung und Bebauung sowie die überbauba-
ren Grundstücksfl ächen für räumlich eng begrenzte Bereiche verbindlich fest. Aus dem Plan kann 
abgelesen werden, welche Nutzungsart, welche Geschossigkeit und welche Bebauungsdichte für die 
einzelnen Grundstücke festgesetzt sind. Darüber hinaus kann die durch Baulinien und Baugrenzen 
festgelegte bebaubare Fläche erfasst werden. Der Bebauungsplan wird als Satzung beschlossen, die 
Festsetzungen des Planes sind für den Grundstückseigentümer rechtsverbindlich. Er ist Grundlage für 
die Erteilung von Baugenehmigungen im Baugenehmigungsverfahren.

Masterplan

Die förmlichen Bauleitpläne sind eng verzahnt mit den informellen Planungsinstrumenten. In 
Dortmund sind das auf Stadtgebietsebene und in der Region die Masterpläne. Sie werden parallel 
für bestimmte Ressorts und Handlungsfelder entwickelt. Im Dialog mit fachlich und räumlich be-
rührten Fachleuten und Interessengruppen werden Ziele, Perspektiven und Maßnahmen entwi-
ckelt und Vereinbarungen getroffen. Von den aktuell fünf Masterplänen für das Stadtgebiet sind 
die Pläne für die Themen Einzelhandel, Wirtschaftsfl ächen und Mobilität unter Federführung des 
Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes erstellt worden und werden regelmäßig fortgeschrieben. 
Der Masterplan Einzelhandel besteht u. a. aus den Bausteinen Regionales Einzelhandelskonzept 
und Nahversorgungskonzept. Auf regionaler Ebene liegen der Masterplan Ruhr und der Masterplan 
„das ruhrtal“ vor. Der Masterplan als fl exibles Instrument eignet sich besonders, um die freiwillige 
Zusammenarbeit der beteiligten Städte zu organisieren und ein vertrauensvolles, partnerschaftliches 
Verhältnis zwischen den Akteuren aufzubauen. Andere Masterpläne mit Bedeutung für Dortmund 
sind der Masterplan Emscher Landschaftspark 2010 sowie der Masterplan „emscher:zukunft“.

Rahmenplan

Der Rahmenplan stellt konzeptionelle Planungen für eine zumeist größere Teilfl äche des Stadtgebie-
tes dar und umschreibt größere städtebauliche Zusammenhänge. Der Rahmenplan stellt damit ein 
Bindeglied zwischen Flächennutzungs- und Bebauungsplan dar. Er hat informellen Charakter, denn 
er ist im Gegensatz zu den meisten anderen hier dargestellten Planarten gesetzlich nicht normiert 
und begründet z. B. im Gegensatz zum Bebauungsplan kein Baurecht. Er stellt vielmehr eine Zielver-
einbarung zwischen Politik und Planungsverwaltung dar, auf deren Grundlage dann Bebauungsplä-
ne erarbeitet werden können. Aktuelle Beispiele sind die Rahmenpläne Deusen und Husen-Kurl. 
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Bauordnung und Denkmalschutz

Integriertes Stadtbezirksentwicklungskonzept 

Für jeden Stadtbezirk in Dortmund liegen seit 2003 Integrierte Stadtbezirksentwicklungskonzepte 
(InSEKt´s) vor, die regelmäßig fortgeschrieben werden. Sie ergänzen die gesamtstädtische Fachpla-
nung und die Entwicklungskonzepte und konkretisieren bei Bedarf die Entwicklungsziele und 
-fl ächen auf Bezirksebene. Die Insekts stellen als informelle Planungsebene zwischen F-Plan und 
Bebauungsplänen die Planungsabsichten für den jeweiligen Stadtbezirk dar und bieten eine öffent-
liche Diskussionsplattform über die Situation und die Zukunft des Stadtbezirks. Durch die InSEKts 
entsteht für alle 12 Dortmunder Stadtbezirke eine Zusammenschau der Entwicklung, ihrer Ziele und 
Perspektiven auf der Ebene der Stadtteile. 

Gebietsbezogene Stadterneuerungs- und Stadtumbauverfahren

Im Rahmen der gebietsbezogenen Stadterneuerungs- und Stadtumbauverfahren werden unter 
Anwendung der sanierungsrechtlichen Instrumentarien städtebauliche Missstände und Mängel 
behoben. Der Schwerpunkt solcher Maßnahmen konzentriert sich insbesondere auf die Verbesserung 
der städtebaulichen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten von Gebieten mit Erneuerungs- 
bzw. Sanierungsbedarf. Wurde unter Sanierung ehemals die Flächensanierung verstanden, die durch 
Abriss und Neubau zu einer städtebaulichen Verbesserung führen sollte, so hat sich im Laufe der Zeit 
der Begriff der erhaltenden Stadterneuerung etabliert. Heute liegt ein weiterer Schwerpunkt bei 
der Beratung, Information und Begleitung von Bewohnerinnen und Bewohnern. Dadurch werden 
Prozesse entschärft und Akzeptanz für die Erneuerungsmaßnahmen geschaffen.

Integrierte Handlungskonzepte mit Bewohnern und Akteuren sind Teile von Erneuerungsprozessen, 
die in Gebieten mit städtebaulichen und sozialen Problemen initiiert, gesteuert und realisiert wer-
den. Sie umfassen neben einer gründlichen Analyse ein Bündel von Maßnahmen in verschiedenen 
Handlungsfeldern und ein städtebauliches Entwicklungskonzept für das jeweilige Gebiet. Sie können 
als förmliche vorbereitende Untersuchung gemäß des Baugesetzbuches genutzt werden, um ein 
Sanierungsgebiet per Satzung festzulegen.

Bauaufsicht

Baugenehmigungsverfahren

Die zentrale Aufgabe der Bauaufsicht liegt in der Bearbeitung von Bauanträgen und der Erteilung 
von Baugenehmigungen. Die genehmigungsrechtliche Bandbreite reicht von Verfahren nach dem 
Bürokratieabbaugesetz über genehmigungsfreie Vorhaben, Freistellungen und vereinfachten Ver-
fahren bis hin zu Verfahren mit vollem Prüfumfang. Darüber hinaus entscheidet die Bauaufsicht auch 
über Bauvoranfragen, Abbruchanträge, Anträge auf Ausführungsgenehmigungen für Fliegende Bau-
ten, Anträge auf Nutzungsänderungen, Teilbaugenehmigungen, Nachtragsgenehmigungen und auf 
Ausstellung einer Abgeschlossenheitsbescheinigung. Im bauaufsichtlichen Verfahren wird geprüft, 
ob das beabsichtigte Vorhaben mit den bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Vorschriften und 
anderen öffentlichrechtlichen Bestimmungen im Einklang steht. Vielfach ist für diese Prüfung die 
Beteiligung weiterer Fachämter erforderlich. Die Bauaufsicht koordiniert das gesamte Verfahren und 
ist zentraler Ansprechpartner für den Bauherrn und seinen Architekten.

Bauüberwachung

Die Bauaufsicht ist verpfl ichtet und berechtigt, die Ausführung genehmigungspfl ichtiger Bauvorha-
ben zu überwachen. Die Bauüberwachung erfolgt stichprobenhaft als begleitende Kontrolle zur 
Fertigstellung des Rohbaues sowie zur abschließenden Fertigstellung des Vorhabens (Rohbau- bzw. 
Schlussabnahme). Die Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Bauaufsicht überprüfen im Rahmen 
ihrer Abnahme die Übereinstimmung des Gebäudes mit der Genehmigung sowie den planungs- und 
bauordnungsrechtlichen Belangen. Sollte die Bauaufsicht feststellen, dass z. B. ohne erforderliche 
Baugenehmigung, abweichend von der Baugenehmigung oder unter Missachtung der anerkannten 
Regeln der Technik gebaut wird, werden weitere Maßnahmen eingeleitet.
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Bauaufsichtliches Einschreiten

Die Bauaufsicht hat auch über die Einhaltung der Gesetze zu wachen, wenn keine Anträge gestellt 
worden sind. Das Bauordnungsrecht dient der Gefahrenabwehr sowie dem geregelten baulichen 
Miteinander. Werden Baurechtsverstöße festgestellt, so kann die Bauaufsicht die zur Wiederherstellung 
baurechtskonformer Zustände erforderlichen Verfügungen erlassen und Maßnahmen zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit treffen. 

Wiederkehrende Prüfungen 

Sonderbauten wie Krankenhäuser, Versammlungsstätten und Verkaufsstätten ab einer bestimmten 
Größenordnung werden durch die Bauaufsicht in Zeitabständen von drei bis fünf Jahren geprüft. 
In die Prüfung werden auch die im Gebäude vorhandenen technischen Anlagen und Einrichtungen 
einbezogen. 

Denkmalschutz

Eintragung in die Denkmalliste

Denkmäler werden durch Eintragung in die Denkmalliste rechtswirksam unter Schutz gestellt. Der 
Eintrag erfolgt durch die Denkmalbehörde, die zwischen Bau- und Bodendenkmälern, Denkmalberei-
chen sowie beweglichen Denkmälern unterscheidet. Der Eigentümer wird schriftlich von der Unter-
schutzstellung informiert.

Denkmalrechtliche Erlaubnis

Die Veränderung, Beseitigung, Verbringung oder Nutzungsänderung eines Denkmals erfordert eine 
schriftliche Erlaubnis der Denkmalbehörde. Dies gilt auch für Maßnahmen in der engeren Umgebung 
von Denkmälern. Die kostenlose Beratung der Antragsteller stellt einen wichtigen Schritt vor bzw. 
während des Erlaubnisverfahrens dar.

Ordnungsrechtliche Maßnahmen

Bei Verstößen gegen das Denkmalschutzgesetz kann die Denkmalbehörde ordnungsrechtlich ein-
schreiten. Bei Gefahr für das Denkmal durch unterlassene, nicht genehmigte oder falsche Erhaltungs-
maßnahmen kann die Behörde die Beseitigung der Gefahr verlangen, bei Missachtung der Erlaubnis-
pfl icht ein Bußgeld verhängen.

Erteilung von Steuerbescheinigungen

Denkmaleigentümer können verschiedene steuerliche Vorteile in Anspruch nehmen. Für Vergünsti-
gungen von der Einkommensteuer durch erhöhte Absetzung von Herstellungs- und Erhaltungsauf-
wand erteilt die Denkmalbehörde auf Antrag eine Steuerbescheinigung für das Finanzamt.

Berücksichtigung bei öffentlichen Planungen

Bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen müssen die Belange des Denkmalschutzes angemessen 
berücksichtigt werden. Daher gilt es, die Denkmalbehörde frühzeitig in Planungsprozesse einzubinden.

Denkmalförderung

Zur Reduzierung evtl. Mehraufwendungen bei denkmalpfl egerischen Maßnahmen kann die Denkmal-
pfl ege im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel Zuschüsse gewähren, die Untere Denkmalbe-
hörde (Gemeinde) für kleinere private Maßnahmen, die Obere Denkmalbehörde (Bezirksregierung) 
ggf. auch für größere Maßnahmen.

Instrumente der Bauordnung und Denkmalschutz
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Stadtentwicklungsplanung hat 
das Ziel, für eine ausgewoge-
ne Entwicklung von Wohnen, 
Arbeiten und Wirtschaft, Frei-
zeit, Freiraum, Infrastruktur 
und Verkehr im Stadtgebiet 
zu sorgen. Die Ergebnisse der 
Stadtentwicklungsplanung fl ie-
ßen in sektorale und räumliche 
Fachbereichsvorgaben, die auf 
kommunaler und regionaler 
Ebene die Basis für die Erarbei-
tung von Bauleitplänen bilden. 
Informelle Planungsinstrumen-
te für Teilräume der Stadt sind 
die Integrierten Stadtbezirks-
entwicklungskonzepte und für 
Fachressorts die Masterpläne 
und Leitpläne. 

1

Stadtentwicklungsplanung
für die Gesamtstadt
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1.1

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan 
(F-Plan) der Stadt Dortmund 
ist nach einer nur vierjähri-
gen Bearbeitungszeit mit 
der Veröffentlichung der 
Genehmigung durch die Be-
zirksregierung Arnsberg am 
31.12.2004 rechtswirksam 
geworden.

Seit dieser Zeit wurden 
18 Änderungsverfahren 
eingeleitet, von denen bisher 
vier Verfahren zur Rechtskraft 
geführt worden sind. Von den 
laufenden Änderungsverfah-
ren sind PHOENIX West, 
PHOENIX See, HOHENBUSCHEI 
und Fußballpark Borussia 
sowie Westfalenhütte von 
besonderer stadtentwicklungs-
planerischer Bedeutung.

Die abgeschlossenen 
Änderungsverfahren lauten:
1. Änderung „Autozentrum 
nördlich Stadtkrone Ost“
Das im Flächennutzungsplan 
dargestellte Sondergebiet 
„Büro und Verwaltung“ wurde 
geändert in Sondergebiet 
„Autohäuser“. 

2. Änderung „Märkische 
Straße/Heiliger Weg“
Durch die Änderung des Flä-
chennutzungsplanes wurde die 
Ansiedlung eines Lebensmit-
telsupermarktes der Fa. EDEKA 
ermöglicht.

3. Änderung „Bodelschwingher 
Straße“
Um eine rund 2,9 Hektar große 
Fläche einer gewerblichen 
Nutzung zuführen zu können, 
musste die Änderung der im 
rechtsgültigen Flächennutzungs-
plan als „Gemischte Baufl äche“ 
dargestellten Fläche in Gewer-
begebiet durchgeführt werden. 

7. Änderung  „Wohnbebauung 
Höchstener Straße“
Die im rechtsgültigen Flächen-
nutzungsplan dargestellte 
Fläche für die Landwirtschaft 
wurde mit der Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Hö 261 in Wohnbau-
fl äche geändert. 
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1.2

Integrierte Stadtbezirksentwicklungskonzepte (InSEKts)

Integrierte Stadtbezirksent-
wicklungskonzepte (InSEKts) 
sind informelle Planungsins-
trumente, die einen fachlich 
umfassenden Überblick über 
den Status quo, Entwicklungs-
potenziale und -perspektiven 
für jeden der zwölf Dortmun-
der Stadtbezirke erlauben. Die 
lokalen Besonderheiten, Funkti-
onen und Aufgaben der einzel-
nen Stadtbezirke werden dabei 
besonders hervorgehoben. Von 
ihrem Konkretisierungsgrad 
her stehen die InSEKts zwischen 
dem Flächennutzungsplan und 
den Bebauungsplänen.

Die InSEKts wurden 2004 
erstmals erstellt. Sie dienten 
als inhaltliche Grundlage für 
die Erarbeitung des neuen 
Flächennutzungsplanes und 
begleiteten fachlich dessen 
Aufstellungsprozess. In einem 
intensiven Beteiligungsprozess 
wurden Bürger, Fachleute und 
Interessensgruppen aktiv einge-
bunden.

Laut Ratsbeschluss sind die 
InSEKts zur Mitte und zum 
Ende einer kommunalpoliti-
schen Legislaturperiode zu 
aktualisieren und dem Rat 
der Stadt Dortmund zur Be-
schlussfassung vorzulegen. 
2007 wurde daher ein Fort-
schreibungsentwurf erstellt. Die 
InSEKts 2007 umfassen inhalt-
lich detaillierte Aussagen zu 
den Themenbereichen Einzel-
handel, Wohnen, Freiraum und 
Umwelt, Wirtschaft, Soziale 
Infrastruktur, Sportstätten, 
Freizeit und Kultur, Weiterbil-
dung, Verkehr und Mobilität, 
technische Infrastruktur sowie 
Denkmalpfl ege. Diese Komple-
xität bei gleichzeitig hohem  

Aktuelle Themen, wie das der 
Sozialen Stadt, des demogra-
phischen Wandels und Wan-
derungsbewegungen werden 
zusätzlich mit aufgenommen. 
Außerdem wird der Fokus auf 
die einzelnen Ortsteile ver-
stärkt. Die Fortschreibungen der 
InSEKts werden in 2008 erarbei-
tet und im Frühjahr 2009 den 
politischen Gremien vorgelegt. 

Konkretisierungsgradkonnte 
nur durch Beiträge der jeweili-
gen Fachämter erreicht werden. 

Die Fortschreibung 2009 basie-
ren im wesentlichen auf den 
Fortschreibungsentwürfen der 
InSEKts von 2007. Neben der 
Datenaktualisierung werden 
auch Anregungen aus politi-
schen Gremien und Bürgerver-
sammlungen berücksichtigt. 
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1.3

Masterplan Einzelhandel und REHK

Der Masterplan Einzelhandel 
wurde nach einer dreijährigen 
Bearbeitungszeit im Mai 2004 
vom Rat der Stadt Dortmund 
als verbindlicher Orientie-
rungsrahmen und strategisches 
Handlungskonzept für die 
Dortmunder Einzelhandels-
entwicklung beschlossen. Er 
besteht aus den vier Baustei-
nen Gesamtstädtisches Einzel-
handelskonzept für Dortmund, 
Regionales Einzelhandelskon-
zept für das östliche Ruhrge-
biet (REHK), Nahversorgungs-
konzept sowie Konzept für die 
Dortmunder Sondergebiets-
standorte. Gleichzeitig wurde 
vom Rat der Stadt entschieden, 
den Masterplanprozess fort-
zusetzen, um so die hierbei 
entwickelte Kooperationskul-
tur weiterzuführen. 

Der Masterplan Einzelhandel 
wird seither mit Schwer-
punktthemen weiter bearbei-
tet, da nicht an allen Themen 
aus dem breiten Spektrum 
der Einzelhandelsentwicklung 
parallel mit gleicher Intensi-
tät gearbeitet werden kann. 
Da in einigen Bereichen die 
Lebensmittelversorgung der 
Bevölkerung im Nahbereich 
nicht ausreichend sichergestellt 
ist und die Eröffnung eines 
„normalen“ Lebensmittelmark-
tes aufgrund der zu geringen 
sog. Mantelbevölkerung in den 
meisten Fällen nicht in Frage 
kommt, wurde in 2005 das 
Thema „Innovative Angebote 
der Nahversorgung“ vertieft.

Nahversorgung der Bevöl-
kerung begleitet seitdem 
die Planungsverwaltung, um 
unterversorgte Bereiche nach 
Möglichkeit zu verhindern.
Das Schwerpunktthema in 
2006 war Leerstandsmanage-
ment sowie Immobilien- und 
Standortgemeinschaften. 

Im Jahre 2007 und in 2008 fi n-
det innerhalb der Städteregion 
Ruhr ein Erfahrungsaustausch 
zum Thema Einzelhandel statt. 
In einem ersten Arbeitsschritt 
geht es um den Austausch von 
Informationen. So sollen bei-
spielsweise die vorliegenden 
lokalen und regionalen Ein-
zelhandelskonzepte gesichtet 
und systematisch miteinander 
verglichen werden. 

Der nächste Arbeitsschritt 
beinhaltet als Perspektive die 
Entwicklung eines Masterplanes 
Einzelhandel für die Städte-
region Ruhr, der auf den vor-
handenen Erfahrungen aufbaut 
und die Region in einer wichti-
gen räumlichen Fragestellung 
unterstützt. Das Regionale 
Einzelhandelskonzept für das 
östliche Ruhrgebiet (REHK) ist im 
Jahre 2007 aktualisiert und fort-
geschrieben worden. In seinem 
Rahmen kommt es zu regelmä-
ßigen Treffen eines regionalen 
Arbeitskreises mit Vertretern der 
beteiligten Städte und Gemein-
den sowie Vertretern aus Ver-
bänden und Kammern, um über 
regional bedeutsame Einzel-
handelsvorhaben gemeinsam zu 
beraten. 

Anson´s am Westenhellweg
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1.4

Wirtschaftsfl ächenkataster

Als erster Baustein einer 
umfassenden Wirtschafts-
fl ächendatenbank wird in 
Abstimmung mit der Wirt-
schaftsförderung Dortmund 
ein Kataster über freie und 
brachliegende Flächen er-
stellt. Dieses umfasst sämtliche 
gewerblich nutzbaren, nicht 
belegten Flächen in Dortmund. 
Grundstücksscharf werden re-
levante Informationen für die 
Nutzung bzw. Vermarktung 
erfasst. Neben der Flächengrö-
ße und den Eigentumsverhält-
nissen werden beispielsweise 
Festsetzungen aus Bebauungs-
plänen sowie Informationen 
zur Verfügbarkeit der Flächen 
ermittelt. Hierfür werden 
amtsinterne Datenquellen 
ausgewertet sowie Informati-
onen aus anderen Fachämtern 
abgefragt.

Die statistischen Informationen 
werden alle zwei Jahre kom-
plett aktualisiert und für die 
einzelnen Stadtbezirke in 
Tabellen erfasst. In einem 
nächsten Arbeitsschritt sollen 
die aufgenommenen Wirt-
schaftsfl ächen, für die Be-
bauungspläne vorliegen, als 
Nettogröße erfasst werden, so 
dass künftig präzisere Aussa-
gen zu den Wirtschaftsfl ächen-
reserven möglich sind. 

Grafi sch werden die Flächen 
so aufbereitet, dass sie im 
Programm „MapInfo“ zur 
Verfügung stehen und grund-
stücksscharf die wichtigsten 
Informationen hinterlegt sind.

Das Wirtschaftsfl ächenkataster 
erlaubt bei Standortanfragen 
eine schnelle und systemati-
sche Auswahl möglicher 

Standortoptionen, die die spe-
zifi schen Standortanforderun-
gen erfüllen. Darüber hinaus 
dient es als wichtige Daten-
grundlage für statistische Er-
mittlungen, für das Monitoring 
der freien Wirtschaftsfl ächen 
in Dortmund sowie für regio-
nale Analysen im Rahmen des 
Masterplans Ruhr.

Gewerbegebiet Hansa
Hans Blossey
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1.5

Spielleitplanung

Mit dem Ratsbeschluss vom 
14.02.2008 zur Einführung 
der Spielleitplanung verfügt 
Dortmund über ein neues 
Planungsinstrument. Es dient 
dazu, eine kinder- und famili-
enfreundliche Gestaltung der 
Stadt in verbindlichen Struk-
turen zu organisieren und mit 
aktiven Beteiligungsprozessen 
von Kindern und Jugendlichen 
zu verknüpfen. Grundlage des 
Beschlusses bildete das Kon-
zept „Dortmund, die Stadt mit 
Lebensqualität für Familien 
und Kinder“, das gemeinsam 
vom Jugendamt sowie Stadt-
planungs- und Bauordnungs-
amt erarbeitet wurde. In den 
Händen dieser Ämter liegt 
auch die weitere Prozessver-
antwortung für die Spielleit-
planung in Dortmund. 

Zum Auftakt der Spielleit-
planung lud Oberbürgermeis-
ter Dr. Gerhard Langemeyer 
am 15.04.2008 Vertreter aus 
Politik, Fachöffentlichkeit 
und Verwaltung zu einem 
Symposium in das Dortmun-
der Rathaus ein. Kurz darauf 
nahmen die Projektgrup-
pen zur Spielleitplanung in 
den drei Pilotstadtbezirken 
Brackel, Innenstadt-West und 
Lütgendortmund ihre Arbeit 
auf. Sie terminierten Auftakt-
veranstaltungen vor Ort und 
stiegen in die Organisation 
ein. Beteiligt werden dies-
mal Politik und Verwaltung, 
Schulen, Institutionen und 
Organisationen, Vereine, Ini-
tiativen, Personen des öffent-
lichen Lebens sowie Kinder 
und Jugendliche. Es gilt, die 
Akteure aus den Stadtteilen 
zur Mitwirkung zu motivie-
ren, denn auf ihr Wissen und 
ihre  Kompetenzen ist eine 
erfolgreiche Spielleitplanung 
angewiesen. 

Nach einer Bestandserhebung 
mit differenzierten Beteili-
gungsverfahren ab Herbst 2008,
der Bestandsbewertung und 
einer Potenzialermittlung im 
Stadtbezirk wird bis 2011 ein 
Spielleitplan für die drei ersten 
Stadtbezirke erstellt. In ihm sol-
len auch Prioritäten für Vorha-
ben und Maßnahmen festlegt 
werden. Dieser Spielleitplan 
soll von der jeweiligen Bezirks-
vertretung beschlossen werden 
und wird Grundlage für die 
weiteren Planungen im Stadt-
bezirk. Die Ergebnisse fl ießen 
u. a. in die integrierten Stadt-
bezirksentwicklungskonzepte 
mit ein. Die verantwortlichen 
Fachämter sind aufgefordert, 
anderthalb Jahre nach Einfüh-
rung der dreijährigen Modell-
phase zu prüfen, inwieweit 
weitere Stadtbezirke in das
das Handlungsprogramm auf- 
genommen werden können 
und die stadtweite Einführung 
der Spielleitplanung beschleu-
nigt werden kann.

Spielen in der City

Spielen am Mönchenwordt
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Mobilitätsplanung arbeitet 
gesamtstädtisch und projektbe-
zogen. Voraussetzung für eine 
positive wirtschaftliche Ent-
wicklung, der Förderung urba-
nen Lebens sowie einer ange-
messenen Lebensqualität in der 
Stadt sind leistungsfähige und 
umweltverträgliche Netze für 
alle Verkehrsarten. Diese sollen 
sowohl den Anforderungen der 
gesamtstädtischen Entwicklung 
als auch den unterschiedlichen 
individuellen Ansprüchen der 
Bürger weitgehend gerecht 
werden und Belastungen weit-
gehend minimieren.

2

Mobilitätsplanung
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2.1

Masterplan Mobilität

Der Masterplan Mobilität 
wurde nach einem rund 
dreijährigen kooperativen 
Planverfahren mit Vertretern 
von Verbänden, Initiativen, 
Politik und Verwaltung als 
Orientierungsrahmen für die 
Verkehrsentwicklungsplanung 
am 13.05.2004 vom Rat der 
Stadt Dortmund beschlossen. 
In den kommenden Jahren 
sollen die dort festgelegten 
Handlungskonzepte und 
Maßnahmen umgesetzt wer-
den. Da nicht an allen Themen 
aus dem breiten Spektrum 
parallel mit gleicher Intensität 
gearbeitet werden kann, sind 
für die Jahre 2005 bis 2009 
Schwerpunktthemen gewählt 
worden. Zu diesen jährlichen 
Schwerpunktthemen fi nden 
immer entsprechende öffent-
liche Auftakt- und Abschluss-
veranstaltungen statt, um 
einerseits in die Problematik 
inhaltlich einzuführen und an-
dererseits am Ende des jewei-
ligen Jahres über die Erfolge 
berichten zu können. 

Nach den Schwerpunkten
„Betriebliches Mobilitäts-
management“ (2005), 
„Radverkehr“ (2006) mit der 
erfolgreichen Aufnahme der 
Stadt Dortmund in die 

„Arbeitsgemeinschaft der 
fahrradfreundlichen Städte, 
Kreise und Gemeinden in 
NRW e. V.“ hieß das Schwer-
punktthema in 2007 „Ruhen-
der Verkehr“. 

In 2008 liegt der besondere 
Fokus der Verkehrsplanung 
auf dem „Wirtschaftsverkehr“. 

Dazu wird u. a. an den begon-
nenen Konzepten zum ruhen-
den Lkw-Verkehr weitergear-
beitet. Auch der schon 2005 
aufgestellte Lkw-Stadtplan 
wird zurzeit aktualisiert. 
Für das Jahr 2009 ist das 
Thema „Verkehrssicherheit“ 
vorgesehen. 

Ruhender und fl ießender Lkw-Verkehr auf der Lindberghstraße
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2.2

Nahverkehrsplan

Inhaltliche Grundlage des 
Nahverkehrsplanes sind all-
gemeine verkehrspolitische 
Zielsetzungen, Raumordnung 
und Landesplanung sowie 
städtische Verkehrs- und 
Umweltplanungen. Der Nah-
verkehrsplan stellt einen 
abgestimmten Rahmenplan 
dar, der die Entwicklung und 
Umsetzung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) 
als gesamtstädtische Aufgabe 
beschreibt. Seine Aufstellung 
ist von einem umfassenden 
stadtinternen Abstimmungs-
prozess begleitet und muss 
den regionalen Konsens mit 
den benachbarten lokalen und 
regionalen Aufgabenträgern 
sowie den Verkehrsunterneh-
men herstellen. 

Das aktuelle Fortschreibungs-
erfordernis begründet sich aus 
den unten aufgeführten for-
malen Gründen  sowie aus der 
Tatsache, dass seit der Erarbei-
tung im Jahre 1998 zahlreiche 
neue Planwerke für die Stadt 
Dortmund erstellt wurden, 
deren Ergebnisse in den Nah-
verkehrsplan Eingang fi nden 
müssen: Flächennutzungsplan 
2004, Mobilitätskonzept 2004 
mit Fortschreibungen, Stadt-
bahnentwicklungskonzept 
2007, Integrierte Stadtentwick-
lungskonzepte sowie sekto-
rale Planungen. Nachdem das 
Europäische Parlament am 

10.05.2007 der Verordnung
zur „Einführung des Wettbe-
werbs im öffentlichen Perso-
nennahverkehr“ zugestimmt 
hat, tritt diese am 03.12.2009 
in Kraft und wird damit unmit-
telbar geltendes Recht auch in 
der Bundesrepublik Deutsch-
land. Die Verordnung bildet 
einen neuen Rechtsrahmen 
für die Planung, Organisation 
und Ausgestaltung des ÖPNV 
und hat Auswirkungen auf die 
Genehmigungspraxis und die 
Rechtsverhältnisse zwischen 
Gemeinde und Verkehrsunter-
nehmen, der Stadt Dortmund 
und den DSW21.

Konkret hat das dazu geführt, 
dass die Aufgabenträger im 
Gebiet des Verkehrsverbundes  

Rhein-Ruhr (VRR), die bisheri-
gen örtlichen Betrauungsakte 
präzisiert haben und die ge-
meinwirtschaftlichen Verpfl ich-
tungen eindeutig und detailliert 
beschreiben. Der Rat der Stadt 
Dortmund hat am 14.02.2008 
mit dem Beschluss zur „Konkre-
tisierung des Betrauungsaktes 
im Rahmen der ÖSPV-Finanzie-
rung im Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr“ (ÖSPV = Öffentlicher 
Straßen-Personennahverkehr) 
diesen formalen Akt vollzogen. 

Das Stadtplanungs- und Bau-
ordnungsamt wird den Nahver-
kehrsplan unter Mitwirkung der 
Verkehrsunternehmen, die auf 
Dortmunder Stadtgebiet Ver-
kehrsdienstleistungen erbrin-
gen, federführend aufstellen. 

Haltestelle Hauptfriedhof
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2.3

Park+Ride und Bike+Ride

Das aktuelle Park+Ride-Konzept 
der Stadt wurde vom Stadtpla-
nungsund Bauordnungsamt 
erstellt und ist im Rat der Stadt 
Dortmund am 28.09.2006 bera-
ten und verabschiedet worden. 
Das Konzept gibt Empfehlun-
gen für die Abstellmöglichkei-
ten für Pkw (Park and Ride = 
P+R) und Fahrräder (Bike and 
Ride = B+R) an Haltestellen des 
Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV) zum Parken und 
Reisen. Für die vorgeschlagenen 
Standorte wird jeweils auch die 
Größe in Form der Stellplatzan-
zahl angegeben.

Nach der konzeptionellen 
Phase erfolgt nun der schritt-
weise Ausbau der einzelnen 
Anlagen durch das Tiefbauamt 
der Stadt nach den vorgegebe-
nen Kriterien. Diese beziehen 
sich beispielsweise auf die kor-
rekte Lage innerhalb des 

Park+Ride Am Gottesacker (B 1)

Schnellverkehrssystems, auf 
ein günstiges Verhältnis zum 
Zielgebiet, auf die vorhande-
nen Freifl ächen im Haltestel-
lenbereich und die Lage im 
Straßennetz. Gemeinsam mit 
dem Tiefbauamt wurde eine 
Dringlichkeitsliste aufgestellt.

Bike+Ride Markgrafenstraße

Angesichts der verkehrspoliti-
schen Zielsetzung, den Fahrrad-
verkehr in Dortmund zu fördern 
und vor dem Hintergrund 
beschränkter Finanzmittel, soll 
der Schwerpunkt zunächst bei 
der Schaffung von B+R-Anlagen 
liegen. Über die konventionelle 
Abstellart in offenen oder über-
dachten Anlagen hinaus werden 
Standorte für Fahrradboxen 
gesucht. Der Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr (VRR) bietet ein 
geschlossenes System mit einer 
Software für die Datenverar-
beitung, Sicherungseinrichtun-
gen und Registrierung. Es wird 
angestrebt, die Verwaltung 
und Handhabung zusätzlicher 
Fahrradboxen an den Haltestel-
len des ÖPNV den vorhandenen 
Anlagen an Dortmunder Schu-
len anzugleichen.

Das Planungs- und Bauord-
nungsamt koordiniert in den 
nächsten Jahren den Abstim-
mungsprozess und begleitet 
die Umsetzungsphase beim 
Tiefbauamt.
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2.4

Umbau Bahnhof Hörde

Aufgrund einer Rahmenver-
einbarung, die DB Station& 
Service mit dem Land NRW am 
20.12.2000 über die Moderni-
sierung von Verkehrsstationen 
in NRW geschlossen hatte, war 
eine Reduzierung der Gleise 
und der Bau eines breiteren 
Mittelbahnsteigs im Bahnhof 
Hörde vorgesehen. Neue Zu-
gänge zur Hörder Brücke und 
zur U-Bahn-Verteilerebene 
waren Bestandteil der Pla-
nung. Das Eisenbahnbundes-
amt hat dazu am 15.10.2002 
eine Plangenehmigung erteilt. 
Die Kosten für das Vorhaben 
wurden mit 13,1 Mio. Euro 
kalkuliert. Im März 2004 waren 
die Mittel aus der Moderni-
sierungsoffensive weitgehend 
erschöpft. Der Bahnhof Hörde 
wurde in eine Kategorie „nach 
2008“ eingestuft, für die keine 
Förderung vereinbart wurde. 
Am 15.08.2006 teilte Station& 
Service dem VRR und der Stadt 
Dortmund mit, dass die Beibe-
haltung der vorhandenen vier 
Bahnsteiggleise im Bahnhof 
Dortmund-Hörde weiterhin 
erforderlich sei und sie be-
gründet dies mit dem Ergebnis 
einer Fahrplanprüfung, nach 
der das heutige Betriebspro-
gramm auf zwei Gleisen nicht 
mehr abgewickelt werden kön-
ne. Außerdem sei der Rückbau 
auf nur noch zwei Gleise im 
Hinblick auf neue Betriebspro-
gramme nicht zukunftssicher. 
Damit ist wieder Bewegung 
in den Umbau des Bahnhofs 
Hörde gekommen. Vorgesehen 
sind nunmehr die Herstellung 

barrierefreier Zugänge im 
Bestand (auf die vorhande-
nen Bahnsteige) sowie eines 
dritten Aufzuges im heutigen 
Empfangsgebäude. Ferner 
die Anhebung der beiden 
vorhandenen Bahnsteige in 
ihrer jetzigen Lage auf das 
NRW-einheitliche Maß von 
76 cm Höhe und der Ausbau 
auf eine Länge von 190 Me-
ter sowie die Anpassung des 
vorhandenen Tunnels mit 
den Treppenanlagen und die 
Neuüberdachung der Treppen. 
Eine alternative Verbindung 
von den Bahnsteigen zur 
U-Bahn-Verteilerebene ist 
konstruktiv nur dann möglich, 
wenn gleichzeitig Umbauten 
im Gleisbereich vorgenommen 
werden. Die Deutsche Bahn 
(DB) hat dafür Kosten von 
rund 3 Mio. Euro ermittelt, die 
sie nicht zu übernehmen bereit 
ist. Die Stadt kann hier auch 
nicht einspringen. Die Maß-
nahme ist inzwischen in das 
Landesförderprogramm auf-
genommen worden. Mit dem 
Bau kann in 2010 begonnen 
werden, die Bauzeit beträgt 
etwa 16 Monate. 

Ein Investor hat Planungen 
vorgelegt, nach denen auf 
dem Bahnhofsvorplatz ein 
Gebäude mit diversen Einzel-
handelsgeschäften errichtet 
werden soll. Der Streifen 
zwischen der Hörder Brücken-
straße und Maritzen soll durch-
gehend bebaut werden. Das 
alte Bahnhofsgebäude muss 
hierfür weichen. Der Zugang 

zum aus und vom Straßenni-
veau, Ladenlokal erfolgt über 
einen Steg von der Hörder 
Brücke u. a. über eine Außen-
treppe. Der Zugang zur U-Bahn 
wird in den Baukörper inte-
griert. Auf dem Dach ist ein 
Parkdeck vorgesehen. Im Erd-
geschoss werden zur Straßen-
front (Bushaltestelle) hin kleine 
Ladenlokale angeordnet.

Es ist vorgesehen, für die Fassa-
dengestaltung des Baukörpers 
ein Gutachterverfahren durch-
zuführen. Baubeginn soll in 
2009 erfolgen. 

Bahnhof Hörde
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2.5

Barrierefreie Haltestellen Ost-West-Strecke

Die Inbetriebnahme der 
Ost-West-Tunnelstrecke am 
28.04.2008 hat den Abschluss 
des Stadtbahnbaus in der 
Innenstadt markiert und die 
schienenfreie Innenstadt 
komplettiert. Durch die Verle-
gung der Stadtbahn unter die 
Erde sind an der Oberfl äche 
im Straßenzug Kampstraße 
– Brüderweg neue Gestal-
tungsmöglichkeiten für einen 
weitgehend verkehrsfreien 
Bereich geschaffen worden. 
Gleichzeitig können die 
Kreuzungen mit dem Wallring 
stadtverträglich umgebaut 
werden.  

Zusammen mit dem Einsatz 
eines Mittelfl urfahrzeugs, das 
über eine Wagenbodenhöhe 
von nur 40 cm verfügt, sind 
Voraussetzungen geschaffen 
worden, die einen höhenglei-
chen Einstieg auch außerhalb 
der Tunnelstrecke an den 
oberirdischen Haltestellen 
langfristig ermöglichen. Bei 
der Inbetriebnahme waren 
außer den fünf unterirdischen 
weitere elf Haltestellen an der 
Oberfl äche bereits mit 35 cm 
hohen Bahnsteigen ausgestat-
tet, an denen der höhenglei-
che Einstieg möglich ist.

Für die Planung und Gestal-
tung des Fahrweges in der 
Ost-West-Achse sowie aller 
Haltestellen hat das Planungs- 
und Bauordnungsamt bereits 
in einem frühen Planungssta-
dium umfangreiche Konzepte 
entwickelt und Vorentwürfe 
erstellt. Nunmehr liegt ein Ge-
samtkonzept vor, das für alle 
Haltestellen von Wickede bis
Marten den Ausbaustandard 

festlegt und in enger Abstim-
mung mit den DSW21 aufge-
stellt wurde. Danach sollen 
14 Haltestellen kurzfristig von 
den DSW21 mit Podesten aus-
gerüstet werden, die es den 
Fahrgästen ermöglichen, an der 
ersten Tür hinter dem Fahrer 
höhengleich einzusteigen. 
Diese Lösung wurde dort ge-
wählt, wo aufgrund der engen 
Straßenverhältnisse (z. B. in 
den Hellwegdörfern), keine 
Standard-Bahnsteige in Frage 
kommen. 

Weitere 16 Haltestellen sind 
nur mit großem baulichen Auf-
wand herzustellen und stehen 
deshalb auch nicht kurzfristig 
zur Verfügung. Dazu zählen 
z. B. die Haltestellen in der 
Rheinischen Straße sowie auf 
der Strecke zur Westfalenhütte.

Für diese Haltestellen sowie für 
die Berliner Straße und Von-
der-Tann-Straße fertigt das Pla-
nungs- und Bauordnungsamt  
derzeit unter Berücksichtigung 
der jeweiligen städtebaulichen 
Situation und aktueller Ver- 
kehrsprognosen und in enger 
Abstimmung mit den anderen 
sachberührten Ämtern und  
den DSW21 erste Entwürfe. 

Bis Ende 2010 ersetzen die 
von den DSW21 bestellten 47 
Mittelfl ur-Fahrzeuge die vor-
handenen N 8-Wagen, die noch 
über drei Stufen zu betreten 
sind. Damit wird das Einstei-
gen in die Stadtbahnen auch 
an den Haltestellen deutlich 
erleichtert, an denen noch kein 
höhengleicher Einstieg über Po-
deste oder Bahnsteige möglich 
ist. 

Barrierefreie Haltestelle
GPM
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Radverkehrsplanung

2.6

Dem Radverkehr wird schon seit 
Jahren in Dortmund besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. 
Eine deutliche Steigerung des 
Radverkehrsanteils an allen 
täglichen Wegen auf 15 % ist 
das politisch erklärte Ziel bis 
zum Jahr 2015. Seit August 2007 
ist Dortmund 42. Mitglied der 
Arbeitsgemeinschaft fahrrad-
freundlicher Städte, Gemein-
den und Kreise in NRW. Diese 
Mitgliedschaft ist Auszeichnung 
und Auftrag zugleich: Auszeich-
nung für das bisher Erreichte 
und Auftrag, nicht nachzulas-
sen bei den Anstrengungen, 
den Fuß- und Radverkehr zu 
fördern. 

So soll ein umfassendes Radför-
derprogramm auch in Zukunft 
dafür Sorge tragen, dass die Be-
lange des Radverkehrs in Dort-
mund weiterhin verbessert und 
ausgebaut werden. Die Schlüs-
selmaßnahmen hierbei sind: 
Flächendeckende Wegweisung, 
Fortschreibung des Maßnahme-
plans Radverkehr, Mängelbesei-
tigung im Bestand, Öffnung der 
Einbahnstraßen, Verbesserung 
der Führung in Knotenpunkten, 
Einrichtung/Verbesserung von 
Abstellanlagen, verstärkte Öf-
fentlichkeitsarbeit, Einrichtung/
Verbesserung von Bike+Ride 
sowie Abbau der freien Rechts-
abbiegespuren und Dreiecksin-
seln an Kreuzungen zugunsten 
der Verkehrssicherheit für 
Fußgänger und Radfahrer.

Längst ist die Radverkehrsför-
derung im Stadtgebiet anhand 
zahlreicher Maßnahmen deut-
lich wahrnehmbar. Schutzstrei-
fen, geöffnete Einbahnstraßen 
und Abstellanlagen für Fahrrä-
der sind keine Seltenheit mehr.

Bereits heute gibt es in Dort-
mund ein rund 570 km langes 
Radverkehrsnetz mit insgesamt 
18 ausgewiesenen Fahrradrou-
ten. Im gesamten Stadtgebiet 
verteilt stehen 4.000 Abstell-
plätze für den ruhenden Rad-
verkehr zur Verfügung.

Durch die Ergänzung und 
Optimierung der vorhandenen 
Infrastruktur soll zukünftig ein 
großzügig dimensioniertes, 
fl ächendeckendes, barrierefrei-
es, sicheres und komfortables 
Wegenetz mit optimalen Be-
dingungen für den Radverkehr 
geschaffen werden. Doch nicht 
nur die Umsetzung baulicher 
Maßnahmen, auch die Verbes-
serung von Image und Fahr-
radkultur werden weiterhin zu 
den Aufgaben der Radverkehrs-
förderung zählen. Ergänzen-
de Serviceeinrichtungen und 
gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
heben das Ansehen des Fahr-
rades als Alltagsverkehrsmittel 
und führen somit weiter zu 
einer Steigerung der Fahrrad-
nutzung. So geht beispielsweise 
ein neues Fahrradlogo mit 

dem Slogan „Dortmund steigt 
auf“ seit kurzem mit auf den 
fahrradfreundlichen Weg, den 
die Stadtverwaltung Dort-
mund eingeschlagen hat.
In Zusammenarbeit mit der 
Fachhochschule Dortmund 
konnte ein Konzept (Scribble) 
für einen Werbefi lm zum Rad 
fahren in Dortmund entwickelt 
werden. Hier laufen derzeit 
Verhandlungen, um den Film 
produzieren zu lassen und 
ihn z. B. in den Kino-Vorpro-
grammen zu zeigen. Der neu 
aufgelegte Fahrradstadtplan 
mit vielen Informationen rund 
um das Rad fahren in Dort-
mund war innerhalb kürzester 
Zeit vergriffen. Ein Nachdruck 
dieses beliebten Kartenwerks 
wird zur Zeit vorbereitet. Ein 
Pilotprojekt zum Fahrradpar-
ken am Leibniz-Gymnasium 
und eine Erhebung zum Fahr-
radparken an allen weiterfüh-
renden Dortmunder Schulen in 
2008 sollen Aufschluss geben 
über die Nutzung des Fahrra-
des als Verkehrsmittel auf dem 
Weg zur Schule.

Fahrradständer Ostenhellweg/Schwanenwall
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Gartenstadt-Radweg

2.7

Durch die Umnutzung der 
ehemaligen Stahlstandorte 
Westfalenhütte und der beiden
PHOENIX-Flächen ist die Gü-
terbahnverbindung zwischen 
diesen beiden Flächen funk-
tionslos geworden. Die nun 
nicht mehr genutzte Bahn-
trasse, die in weiten Teilen 
durch die Dortmunder Garten-
stadt verläuft, soll zukünftig
eine neue Funktion als Geh- 
und Radweg erhalten. Diese 
Nord-Süd-Achse erhält künftig 
eine hohe regionale Bedeu-
tung als Verknüpfung der 
schwerpunktmäßig in Ost-
West-Richtung verlaufenden 
überregionalen Radwege.

Im Norden soll die neue Ver-
bindung über die Westfalen-
hütte nach Kirchderne und 
Derne weitergeführt werden. 
Sie wird in Kirchderne ver-
knüpft mit den überregionalen 
Radwegen „Emscherparkrad-
weg“ und „R8“ und bis an die 
Stadtgrenze von Lünen ge-
führt. Dort erhält sie eine An-
knüpfung an den „Leezenpatt“ 
und an die „Lippetour 1“. Im
Süden erhält die Trasse An-
schluss an das künftige Wege-
system des PHOENIX Sees, ins-
besondere an den „Emscher-
radweg“, der in diesem Ab-
schnitt zum Teil in Bau ist.  

Dem Gartenstadtradweg wird 
auch im Hinblick auf das in-
nerstädtische Radverkehrsnetz 
eine besondere Bedeutung 
beigemessen. Mit seiner Reali-
sierung wird Hörde über die 

Stadtbezirke Innenstadt-Ost 
und Innenstadt-Nord durch 
einen überwiegend Kfz-frei-
en Verlauf mit Scharnhorst 
verbunden. Bisher gab es hier 
keine duchgängige Verbin-
dung für den Radverkehr in 
Nord-Süd-Ausrichtung. Viel-
mehr waren die Barrieren 
Westfalendamm (B 1), Körner 
Hellweg, Hannöversche 
Straße und Brackeler Straße zu 
überwinden. Durch die geplan-
te Nutzung des ehemaligen 
Gleiskörpers entsteht somit 
ein komfortabler und barrie-
refreier Geh- und Radweg, der 
an das vorhandene innerstäd-
tische Radverkehrsnetz ange-
schlossen wird.

Anfang 2008 wurde durch das 
städtische Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt beim 

Regionalverband Ruhr (RVR) 
angefragt, ob dort Interesse 
besteht, den Radweg aufgrund 
seiner regionalen Bedeutung 
zu realisieren. Von Seiten des 
RVR wurde großes Interesse 
signalisiert und in den nach-
folgenden Gesprächen konnte 
folgendes Ergebnis festgehal-
ten werden: Unter der Voraus-
setzung, dass die Maßnahme 
„Gartenstadtradweg“ als 
Förderprojekt aufgenommen 
werden kann, wird der RVR die 
Trasse erwerben, die notwen-
digen Brückensanierungen 
vornehmen, den Radweg 
bauen und das fertige Bau-
werk an die Stadt übergeben. 
Diese übernimmt dann die 
Baulast und die Unterhaltung. 
Ein möglicher Baubeginn ist in 
2010 geplant.

Ehemalige Güterbahntrasse Höhe Hannöversche Straße
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Berghofer Straße

2.8

Tunneleröffnung 2008

Die Bundesstraße B 236 
verlief im Stadtbezirk Apler-
beck bisher auf der Berghofer 
Straße, so dass große Ver-
kehrsmengen durch das Orts-
zentrum Berghofen fl ossen. 
Parallel zur Berghofer Straße 
ist auf ihrer Nordostseite eine 
neue Straße, die B 236 n, 
gebaut worden, die zwischen 
Kneebuschstraße und Witt-
bräucker Straße untertunnelt 
wurde. Die Fertigstellung 
der Untertunnelung ist mit 
einer deutlichen Reduzierung 
der Verkehrsmengen auf der 
Berghofer Straße verbunden. 
Im  Zentrumsbereich werden 
sich die Verkehrsmengen von 
heute 22.000 Kfz-Fahrten 
nach der Prognose 2015 auf 
14.400 bzw. südlich Ostkirch-
straße  auf rund 9.000 Kfz-
Fahrten pro Tag verringern. 
Mit der Verkehrsübergabe 
der B 236 n am 14.07.2008 
kann der Umbau der Berg-
hofer Straße beginnen. Der 
verkehrstechnische Entwurf 
für die Berghofer Straße ist 
fertiggestellt, der Grundsatz-
beschluss ist gefasst.

Von der Hermannstraße bis 
zur Wittbräucker Straße ist 
vorgesehen, die verbleiben-
den Verkehrsmengen umfeld-
verträglich abzuwickeln und 
eine durchgängige Radwege-
verbindung anzulegen. Das 
Parken soll geordnet werden 
und eine durchgehende Allee 
mit markanten Laubbäumen 
aufgebaut werden. 

Es lagen zwei Entwurfsvarian-
ten für den Straßenzug und 
mehrere Varianten für die 
Platzgestaltung vor, die seit 
August 2007 mit den verschie-
densten Entscheidungsträgern 
auf Bezirksvertretungsebe-
ne diskutiert wurden. Am 
23.04.2008 wurden sie ab-
schließend den Bürgerinnen 
und Bürgern im Rahmen einer 
Veranstaltung vor Ort vorge-
stellt. 

Zur Ausführung soll folgen-
des Entwurfskonzept kommen. 
Es setzt sich im Prinzip aus 
drei Teilabschnitten zusam-
men. Der nördliche und 

südliche Abschnitt sind 
ähnlich konzipiert, für den 
mittleren Abschnitt mit dem 
Ortszentrum gibt es eine 
spezifi sche Gestaltungsüber-
legung. 

Dieses Konzept sieht vor, 
dass im nördlichen und südli-
chen Abschnitt die vorhande-
nen Bordsteinkanten durch-
gängig erhalten bleiben. Von 
der im Durchschnitt neun Me-
ter breiten vorhandenen Fahr-
bahn werden beidseitig jeweils 
1,75 Meter breite Schutzstrei-
fen für Radfahrer markiert, so 
dass eine Fahrbahnbreite von 
5,50 Meter verbleibt. 

Dan Laryea
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2.8

Die vorhandenen Parkstreifen 
und der im nördlichen Ab-
schnitt auf der Ostseite ergänz-
te Parkstreifen werden durch 
Baumscheiben gegliedert. Zum
Aufbau einer möglichst durch-
gehenden Lindenallee werden 
auf den Abschnitten ohne 
Parkstreifen, wenn es die Breite 
der vorhandenen Gehwege 
zulässt, begehbare Baumschei-
ben angelegt. Die Einmündung 
Busenbergstraße wird, wenn 
es die Rahmenbedingungen 
zulassen, zu einem Minikreis-
verkehr mit einem Durchmesser 
von 20 Metern  umgebaut. 
Der zentrale Einkaufsbereich 
zwischen Busenbergstraße und 
Falterweg soll durch intensivere 
Umbaumaßnahmen städtebau-
lich aufgewertet werden. 
Dieser Abschnitt erhält eine 
neue Gesamtfahrbahnbreite 
von 7,50 Meter inklusive der 
beidseitig 1,50 Meter breiten 
markierten Schutzstreifen für 
Radfahrer.

Auch die Einmündung Ost-
kirchstraße wird zu einem 
Minikreisverkehr mit einem 
Durchmesser von 20 Metern 
umgebaut und erhält in den 
Zufahrtsarmen der Berghofer 
Straße Mittelinseln als Que-
rungshilfe. 

Der Breitengewinn von 1,50 
Meter in den Randbereichen 
wird je nachvorhandenen 
Gegebenheiten zur Verbreite-
rung der Gehwege, zur Anlage 
von Senkrechtstellplätzen oder 
zur Errichtung eines durchge-
henden Parkstreifens auf der 
westlichen Seite genutzt, wie 
im Abschnitt südlich des vorge-
sehenen Minikreisverkehres an 
der Ostkirchstraße.

Durch den Flächengewinn der
favorisierten Variante profi -
tiert auch der neu zu gestal-
tende zentrale Platz vor dem 
Rewe-Markt in der Dorfmitte, 
der über den neuen Minikreis 
an der Einmündung Ostkirch-
straße zentral erschlossen 
wird. Bei der Gestaltung soll 
dem Anspruch einer neuen 
Dorfmitte ebenso Rechnung 
getragen werden wie einem 
ausreichendem Stellplatzan-
gebot. Dabei gilt es ebenfalls  
bessere Aufenthaltsqualitäten 
und eindeutige Funktionszu-
ordnungen zu schaffen.

Berghofer Straße

Berghofer Straße
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Nordspange

2.102.9

Schon seit einigen Jahren ist es 
Ziel der städtischen Verkehrs-
planung, eine Verbindung zwi-
schen den Gewerbegebieten, 
die zwischen Eving und der 
Nordstadt liegen, zu schaffen, 
um u. a. eine Verlagerung der 
Ost-West gerichteten Lkw-
Verkehre aus der Nordstadt zu 
erreichen. Mit der Freigabe der 
Fläche der ehem. Westfalen-
hütte für die weitere Stadt-
entwicklung bestand nun die 
Möglichkeit, eine vollständige 
Ost-West-Verbindung von der 
L609 (Emscherallee) im Westen 
bis zur Brackeler Straße 
(K 17/L663) im Osten zu 
planen. Diese Verbindung 
ist mit dem Masterplan Mo-
bilität 2004 und dem neuen 
Flächennutzungsplan zunächst 
als „Gewerbestraße“ fi xiert 
worden. In der weiteren Aus-
gestaltung der Planung für die 
Westfalenhütte etablierte sich 
dann der Begriff „Nordspan-
ge“ und der Trassenverlauf 
wurde konkretisiert. 

Die geplante Nordspange führt 
überwiegend durch gewerblich 
geprägte Bereiche (Weiden-
straße, Lütge Heidestraße, 
Dammstraße) und soll künftig 
vor allem Lkw-Verkehre auf-
nehmen. Sie beginnt im Osten 
an der Brackeler Straße, führt 
diagonal über das Gelände 
der Westfalenhütte mit An-
bindungen an die Bornstraße 
und die Burgholzstraße. Über 
die bestehenden Straßen 
Dammstraße und Lütge Heide-
straße werden die Anschlüsse

an die Evinger Straße und die 
Lindenhorster Straße sicher-
gestellt. Im weiteren Verlauf 
Richtung Weidenstraße/Lind-
bergstraße werden derzeit 
noch alternative Trassenfüh-
rungen untersucht, da die bis-
her vorgesehenen Flächen der 
Deutschen Gasrußwerke nicht 
mehr zur Verfügung stehen. 

Die Nordspange bildet im östli-
chen Abschnitt gleichzeitig das 
Rückgrat für die Erschließung 
der Westfalenhütte und wird 
in erheblichem Maße dazu 
beitragen, die Brackeler Straße 
und den Borsigplatz von Ver-
kehr zu entlasten. Hierdurch 
wird sich die Feinstaubbelas-
tung am Messpunkt Brackeler 
Straße deutlich reduzieren.

Zwischen Brackeler Straße und 
Bornstraße wird eine Trasse 
planungsrechtlich gesichert, 
die einen vierspurigen Aus-
bau zulässt. Gebaut werden 
sollen zunächst aber nur zwei 
(überbreite) Fahrspuren. Der 
Schnittpunkt mit der neuen 
Springorumallee wird als Kreis-
verkehr ausgebildet. Derzeit 
wird der Bebauungsplan für 
die ersten Abschnitte (Bracke-
ler Straße bis Burgholzstraße) 
bearbeitet. Baubeginn ist für 
2011 vorgesehen.

Die Ergebnisse der Varian-
tenuntersuchung für den 
westlichen Teil der Nordspange 
werden ab November 2008 
den politischen Gremien vor-
gestellt.

Nordspangentrasse: Lütge Heidestraße
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Mobilitätskonzept Berufskollegs

2.10

Im Rahmen des Mobilitäts-
konzeptes der Dortmunder 
Berufskollegs sind an den drei 
großen Berufskollegstandorten 
Brügmann-Zentrum, Sckellstra-
ße und Hacheney mit insge-
samt rund 20.000 Berufsschüle-
rinnen und -schülern Analysen 
zur Erreichbarkeit mit Pkw, Bus 
und Bahn sowie Fahrrad und 
zur Parkplatzsituation durch-
geführt worden. Außerdem 
fand eine Befragung der 
Schülerinnen und Schüler und 
Lehrerinnen und Lehrer zum 
Verkehrsverhalten statt. 

Durch die Befragungen konnte 
beispielsweise festgestellt wer-
den, dass der Standort Sckell-
straße zwar die stärkste Pkw-
Orientierung aufweist, aber 
dass nicht allein der Standort 
und die damit verbundene 
ÖPNV-Anbindung Einfl uss auf 
das Verkehrsverhalten hat. 
Hinzu kommt auch das Stell-
platzangebot an den jewei-
ligen Standorten. Ebenfalls 
gibt es Einfl ussfaktoren wie 
das Alter und die Herkunft der 
Schülerinnen und Schüler oder 
den Anteil an Vollzeitschüle-
rinnen und -schülern. Diese 
Faktoren unterscheiden sich 
von Kolleg zu Kolleg und von 
Ausbildungsgang zu Ausbil-
dungsgang. Trotz detaillierter

Untersuchungen konnte auf-
grund der vielfältigen Einfl üsse 
und Überlagerungen kein do-
minierender Bestimmungsfak-
tor für das Verkehrsverhalten 
ermittelt werden. 

Ein gutes ÖV-Angebot ist aber 
eine zwingende Voraussetzung, 
um eine umweltfreundliche 
Mobilität auf dem Schulweg zu 
ermöglichen. Dies ist am ge-
planten Standort Dortmunder U 
mit der Nähe zum Hauptbahn-
hof und der guten Stadtbahn-
anbindung sehr gut gegeben.  

Darüber hinaus sind Maß-
nahmen zur Information und 
Beratung über das ÖV-Angebot 
wichtig. Das Potenzial zur Ver-
lagerung auf das Fahrrad ist an 
den Berufskollegs aufgrund der 
langen Schulwege gering. 

Gemeinsam mit den Schullei-
tungen der Berufskollegs sind 
Maßnahmen entwickelt wor-
den, die das Verkehrsverhalten 
zu Gunsten des Umweltverbun-
des verändern sollen. Schon mit 
dem neuen Schuljahr 2008/2009 
sollen die ersten Maßnahmen 
greifen. Hierzu gehört u. a. die 
Bereitstellung des Infomobils 
der DSW21, Schnupperabos und 
ein Infoblatt für die Berufsschü-
lerinnen und -schüler über die 
Alternativen zur Autonutzung. 
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Konzept ruhender Lkw-Verkehr

2.11

In den letzten Jahren gaben 
viele Beschwerden aus den 
Stadtbezirken Anlass, sich mit 
der Problematik der abge-
stellten Lkw in Wohngebieten 
zu befassen. Die Folgen un-
geordneten Abstellens sind 
Lärmbelästigungen, Verunrei-
nigungen und z. T. Gefahren 
für die Verkehrssicherheit von 
Fußgängern und Radfahrern. 
Aufgrund unterschiedlicher 
Zielgruppen unter den Lkw-
Fahrern galt es ein Konzept zu 
entwickeln, welches aus drei 
Bausteinen besteht: Autohöfe, 
Parkstreifen in Gewerbegebie-
ten und Grundstücke in Gewer-
begebieten.

Die Autohöfe zielen in erster 
Linie auf auswärtige Fahrer, 
die ihre Lenk- und Ruhezeiten 
einhalten müssen. Sie sollten 
daher in der Nähe von Au-
tobahnen oder anbaufreien 
Bundesstraßen bzw. wichtiger 
Quell- und Zielorte für den 
Lkw-Verkehr, wie Logistikzen-
tren, liegen. Nach einer Stand-
ortuntersuchung durch das 
Stadtplanungs- und Bauord-
nungsamt hat der Rat der Stadt 
Dortmund im März 2008 ent-
schieden, die Standorte Sinter-
anlage (Westfalenhütte) und 
Gneisenau weiterzuverfolgen 
und mit potenziellen Investo-
ren über die Errichtung eines 
Autohofes zu verhandeln.

Dortmunder Fahrer, die ihre 
Fahrzeuge mit nach Hause 
nehmen, möchten ihr Fahrzeug 
möglichst nah am Wohnort 
abstellen.

Hierzu bedarf es dezentraler 
Abstellmöglichkeiten z. B. auf 
Parkstreifen in Gewerbege-
bieten. Nach einer Recherche 
der Problemstellen im Stadt-
gebiet sind vier Gewerbege-
biete ausgewählt worden. In 
den Gewerbegebieten Gneise-
nau, Logistikpark Hardenberg 
(Lindnerstraße), Union (Hein-
rich-August-Schulte-Straße) 
und Dorstfeld-West (Planeten-
feldstraße nördlich Kortental) 
bestehen noch freie Kapazi-
täten. Die Lkw-Fahrer werden 
daher über Faltblätter auf die 
Standorte hingewiesen. 

In einer Befragung von Sub-
unternehmern von Dortmun-
der Speditionen, die teilweise 
nur einzelne Lkw besitzen, ist 

herausgekommen, dass diese 
Unternehmer nicht nur eine 
öffentliche Abstellmöglichkeit 
benötigen, sondern Bedarf 
nach einem abgezäunten und 
sicheren Gelände haben. Hier 
ist vor allem die Angst vor Van-
dalismus als Grund zu nennen. 
Die Bereitschaft der Kleinunter-
nehmer ist vorhanden, hierfür 
auch monatliche Pachten zu 
zahlen. Derzeit läuft die Ab-
frage bei den Eigentümern 
möglicher Grundstücke. Ziel ist 
es, kurzfristig erste Eigentümer 
mit Lkw-Fahrern bzw. kleineren 
Speditionen zusammen zu brin-
gen. Das Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt nimmt dabei 
zusammen mit der IHK eine 
moderierende Rolle ein.

Kanalstraße im Dortmunder Hafen
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Lkw-Stadtplan

2.12

Der Lkw-Stadtplan zeigt das 
Routennetz für den Lkw-Ver-
kehr in Dortmund und ist aus 
dem Masterplan Mobilität 
hervorgegangen. Ziel ist es, 
Wohngebiete vom Lkw-Durch-
gangsverkehr zu entlasten 
und den Lkw-Verkehr zu den 
Gewerbegebieten und Logistik-
unternehmen über die Haupt-
verkehrsstraßen zu führen.

In einem Arbeitskreis mit der 
Wirtschaftsförderung, der IHK 
und örtlichen Speditionen sind 
die Inhalte gemeinsam entwi-
ckelt worden, so dass der Lkw-
Stadtplan erstmalig im Jahr 
2005 in einer Aufl age von 3.000 
Exemplaren erscheinen konnte. 
Neben Dortmund wurden bis 
heute nur in den Städten Bre-
men und Hamm vergleichbare 
Stadtpläne erarbeitet.

Besonderheiten des Lkw-Stadt-
plans sind u. a. die viersprachi-
ge Legende (deutsch, englisch, 
französisch, russisch), Informati-
onen über Brückendurchfahrts-
höhen, Tonnagebeschränkun-
gen und Lkw-Werkstätten.

Der Lkw-Fahrer wird über ein 
für Lkw-geeignetes Routennetz 
zu den Gewerbegebieten, die 
alle gesondert gekennzeichnet 
sind, geführt. Ein Begleitheft 
ergänzt den Plan um weitere 
Informationen, wie ein Straßen-
verzeichnis oder wichtige 
Rufnummern und Adressen. 
Wichtige Änderungen in den 
letzten Jahren, wie die Einfüh-
rung der Lkw-Entlastungszone 
in der Nordstadt, konnten 
bisher immer nur als aktuali-
sierte Datei im Internet herun-
tergeladen werden. Aufgrund 
wichtiger erfolgter und anste-
hender weiterer Neuerungen, 
wie beispielsweise das Lkw-
Nachtfahrverbot auf der B 1,die 
Umweltzone, die Eröffnung des 
B 236-Tunnels u. a. ist für Ende 
2008 eine Neuaufl age geplant. 
Ein Neudruck wird erst erfol-
gen, wenn die Abgrenzung der 
Umweltzone endgültig geklärt 
ist. Die Exemplare werden dann 
- wie auch schon in 2005 - über 
die Speditionen, Lkw-Werkstät-
ten, die IHK u. a. an die Lkw-
Fahrer verteilt.
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Für zusammenhängende 
Teilbereiche des Stadtgebiets 
werden städtebauliche Rah-
menpläne und Entwicklungs-
konzepte erstellt, in denen 
die Rahmenbedingungen 
und städtebaulichen Grund-
züge festgelegt werden, um 
die langfristige Entwicklung 
städtebaulicher Veränderungs-
prozesse zu steuern. Sie haben 
informellen Charakter und 
stellen eine Zielvereinbarung 
zwischen Politik und Stadtver-
waltung dar, auf deren Grund-
lage Bebauungspläne erarbei-
tet oder Maßnahmen realisiert 
werden können.

3

Rahmenplanung und
Entwicklungskonzepte

für räumliche Teilbereiche

3dpixel company g.m.b.h.
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3.1

City-Konzept

Das „City-Konzept 2000...“ 
wurde bereits am 29.04.1999 
vom Rat der Stadt beschlossen. 
Die bisherige tatsächliche Ent-
wicklung hat die Leitlinien des 
Konzepts berücksichtigt und 
bestätigt. In den funktionalen 
Segmenten der City hat es 
während der vergangenen 
Jahre deutliche Bewegung ge-
geben. Konkret sind da die 
Quartiersentwicklung Brück-
straßenviertel mit dem Konzert-
haus zu nennen, das zu einem 
kulturellen Kristallisationspunkt 
geworden ist und Qualitätsstei-
gerungen, insbesondere im Ein-
zelhandel und in der Gastrono-
mie, angestoßen hat. Das Vier-
tel entwickelt sich eindrucksvoll 
zu einer „Adresse“ der Musik-
kultur in NRW: Für die renom-
mierte Jazz- und Weltmusikein-
richtung „domicil“ wurde ein 
ehemaliges Kino an der Han-
sastraße zur neuen Spielstätte 
umgebaut und im nördlichen 
Abschnitt der Brückstraße wird 
zur Zeit eine große Baulücke 
durch den Neubau der Orches-
terakademie gefüllt. Diverse 
Modernisierungen, Umbauten 
und Neueinrichtungen wurden 
u. a. in Einzelhandelsimmobilien 
auf dem Westen- und Osten- 
hellweg und in einigen weite-
ren Citystraßen getätigt. Des 
weiteren sind neue attraktive 
Büro-Immobilien entstanden, 
wie beispielsweise der sanierte 
Stadthaus-Komplex, der

RWE-Tower, das Verwaltungs-
gebäude am U-Turm und der 
1. Bauabschnitt des Siemens-
Komplexes „Märkisches Tor“.

Im öffentlichen Raum ent-
stand, nach den (ein paar Jahre 
zurückliegenden) größeren 
Gestaltungsmaßnahmen von 
Westen- und Ostenhellweg, 
Brückstraße und Platz von 
Leeds mit dem RWE-Tower, ein 
neuer Platz von Amiens sowie 
die architektonisch anspruchs-
volle Erweiterung des fußläu-
fi gen Citykerns in der Beten-
straße und am Hansaplatz mit 
Hansastraße. 

FOTO DOMICIL

Mit der Umgestaltung der 
Kampstraße zu einem weiträu-
migen Boulevard wird zur Zeit 
im westlichen Bereich begon-
nen. Damit wird der letzte 
große Baustein des City-Fuß-
wegenetzes in Angriff genom-
men, mit dem im Westen auch 
das Gelände des Dortmund U 
an die City angebunden wird. 
Auch hier wird, wie schon an 
vielen anderen Stellen in der 
City, ein weiterer attraktiver 
Spielpunkt entstehen. Neben 
den Spielorten trägt auch Kunst 
dazu bei, dass die Aufenthalts-
qualität im öffentlichen Raum 
erhöht wird. 

Umfeld St. Reinoldi (Animation)
Vermessungs- und Katasteramt
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3.1

Kürzlich wurde nach einem 
Künstlerwettbewerb eine von 
der SPARDA-Bank gestiftete 
Skulptur auf dem (neuen) Platz 
von Amiens aufgestellt – wei-
tere Objekte werden zur Zeit 
durch verschiedene Akteure 
angedacht bzw. vorbereitet.

Das unterirdische Stadtbahn-
netz wird kontinuierlich 
vervollständigt, bereits 2002 
wurde der Straßenbahnbetrieb 
in der Hansastraße eingestellt 
und im Frühjahr 2008 ging die 
letzte geplante Strecke, die 
einen Schienenverkehr in den 
Straßenräumen der City ent-
behrlich macht, „unter Tage“ 
in Betrieb: die Ost-West U-
Bahnstrecke unter der Kamp-
straße und dem Brüderweg. 
Mit dem Bau der Garage am 
Südwall und der Tiefgarage 
am Freistuhl konnten neue 
öffentliche Kfz-Stellplätze 
geschaffen werden.

Zur weiteren Planung und 
Realisierung steht kurz- und 
mittelfristig eine Reihe von 
großen und kleinen Projekten 
an, dazu zählen insbesondere 
die Entwicklungsmaßnahmen 
auf den ehemaligen Brauerei-
brachfl ächen Thier-Gelände 
und Union-Gelände. Auf 
dem Thier-Gelände wird ein 
Geschäftskomplex mit einer 
großstädtisch konzipierten 
Mall entstehen und die Einzel-
handelsstruktur bereichern. 

Im Zuge dieser Maßnahme 
wird neben der geplanten Mall 
auch die querende Silberstraße 
stärker in das Wegenetz der 
Kernstadt eingebunden und 
attraktiv gestaltet. Die „Dort-
munder U“-Fläche wird als 
Standort für Kunst, Kreativität 
und Wirtschaft entwickelt und 
der neu genutzte U-Turm ein 
markantes „Highlight“ im kul-
turellen Sektor sein. Im Umfeld 
wird durch Neubebauungen, 
wie Bürogebäude, Bildungs-
einrichtungen, touristisches 
Besucherzentrum und Freizeit- 
sowie Wohneinrichtungen, ein 
lebendiges Viertel entstehen.
Dieser Bereich wird u. a. durch 

neu gestaltete Straßen (Rhei-
nische Straße/Brinkhoffstraße) 
und Plätze (Platz von Buffa-
lo und andere) mit der City 
verknüpft. Auch in den kom-
menden Jahren wird das Bild 
des Stadtkerns weitere Ver-
änderungen erfahren. Dabei 
liegen weiterhin die Ziele und 
Leitlinien des City-Konzeptes 
zu Grunde. Das Stadtplanungs- 
und Bauordnungsamt wird die 
privaten und öffentlichen Bau-
maßnahmen auf der Grundlage 
der Ziele und Leitlinien des 
City-Konzeptes begleiten. Für 
2009 wird nach 10 Jahren die 
Fortschreibung des City-Kon-
zeptes vorbereitet.

Spielpunkt am Platz von Netanya
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3.2

PHOENIX See

Fläche PHOENIX See mit der Hörder Burg im Vordergrund

Der Gesamtbereich PHOENIX 
ist einer der priorisierten Zu-
kunftsstandorte in Nordrhein-
Westfalen. Entsprechend dieser 
Intention hat der Rat der Stadt 
in seiner Sitzung am 22.05.2003 
seine Absicht bekräftigt, diesen 
Standort gemeinsam mit dem 
Land NRW und den Entwick-
lungspartnern zu einem Zu-
kunftsstandort zu entwickeln. 
Das Areal der ehemaligen 
Hermannshütte umfasst den 
Bereich zwischen der Weingar-
tengartenstraße und der Straße 
Am Remberg im Norden, der 
B 236 n im Osten, der Schürufer- 
und Hermannstraße im Süden.

Grundlage der städtebaulichen 
Entwicklung ist der vom Pla-
nungs- und Bauordnungsamt 
der Stadt Dortmund im Jahr 
2000 entwickelte Städtebauliche
Rahmenplan, der den gesamten 
Bereich des ehemaligen Oxygen-
stahlwerks umfasst. Kernstück 
des Rahmenplans ist der

geplante PHOENIX See als 
Kristallisationspunkt mit zahl-
reichen wasser- und freizeit-
bezogenen Nutzungen. Der 
PHOENIX See hat eine Wasser-
fl äche von rund 24 Hektar. In 
Verbindung mit der Emscher, 
die den See nördlich umfl ießt, 
entsteht eine Gewässerland-
schaft mit einer Größe von rund 
37 Hektar. Im Westen des Plan-
bereichs ist als Erweiterung des 
heutigen Hörder Zentrums die 
Realisierung eines Kerngebietes 
für Dienstleistungen, Einzelhan-
del, Freizeit, Gastronomie und 
kulturelle Einrichtungen mit 
ergänzender Wohnnutzung vor-
gesehen. Die Hörder Burg und 
das Stiftsforum sind als markan-
te Bausteine in das Konzept ein-
gebunden. Daran angrenzend 
ist südöstlich eine Erweiterung 
mit Büro- und Dienstleistungs-
einrichtungen und auch einer 
Fußgängerzone mit Geschäfts-
besatz beabsichtigt. 

Der Hörder Bach wird in die-
sem Bereich zukünftig offen 
geführt. Am nördlichen und 
südöstlichen Seeufer sowie in 
noch festzulegenden Anteilen 
des Kern- und Mischgebietes 
ist Wohnbebauung mit einem 
Gesamtvolumen von 900 bis 
1.300 Wohneinheiten geplant.

In Verbindung mit der Erwei-
terung der Hörder Altstadt bis 
zum Ufer des PHOENIX Sees 
sind darüber hinaus Entwick-
lungspotenziale vorgesehen, 
die es ermöglichen, dass sich 
das Hörder Zentrum entspre-
chend seiner neuen Bedeutung 
entfalten kann. Dabei liegt 
das Ortszentrum Hörde mit 
seiner Altstadt, seinen altein-
gesessenen Geschäften und 
Dienstleistungsangeboten, 
der Bezirksverwaltungsstelle, 
dem zentralen ÖPNV-Verknüp-
fungspunkt und den von der 
Bürgerschaft intensiv genutz-
ten öffentlichen 

GPM
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3.2

Hörder Burg am Hafen (Animation) 

Hafenplatz mit Gastronomie (Animation) 

Wohnen am PHOENIX See (Animation)

Plätzen als wirtschaftlicher und 
bürgerschaftlicher Mittelpunkt 
auch zukünftig im räumlichen 
Zentrum des Neuen Hörde 
- zwischen PHOENIX West und 
PHOENIX See. 

Durch die Offenlegung der 
archäologischen Grabungs-
funde direkt vor der Burg 
wird dieser öffentliche Bereich 
geradezu zum Symbol für die 
gesamte Stadthistorie Hördes: 
Hier fi ndet sich die Zeit vom 
Mittelalter bis zur Industriali-
sierung und wird die nunmehr 
einsetzende neue Ära mit dem 
PHOENIX See als Ort neuer 
Ökonomie sowie Freizeit, Kul-
tur und Wohnen repräsentiert. 
Der Hafenplatz erhält durch 
die Einbettung der historischen 
Bau- und Architekturfunde in 
Form eines offenen Anschau-
ungsfeldes einen städtebaulich 
einzigartigen Charakter.

Die Standortentwicklung 
PHOENIX See erfolgt in der 
Trägerschaft der Dortmunder 
Stadtwerke (DSW21) durch 
die PHOENIX See Entwick-
lungsgesellschaft, der auch 
die Finanzierung des Projektes 
obliegt. Für den Bau des Sees 
und die offengelegte Emscher 
sind Planfeststellungsverfah-
ren durchgeführt worden. 
Am 15.07.2004 wurde für den 
gesamten Planbereich der 
Aufstellungsbeschluss für die 
Entwicklung des erforderlichen 
Planungsrechts gefasst. Die 
aktuelle Fortschreibung des 
Rahmenplans wurde vom Rat 
der Stadt im Januar 2008 als 
Grundlage der weiteren Pla-
nung beschlossen. Die für die 
Schaffung von Planungsrecht 
erforderlichen Untersuchungen

(z. B. Gestaltleitlinien, Energie-
gutachten, Ver- und Entsor-
gungsplanung, Bergbau- und 
Altlastenuntersuchungen, 
Immissionsuntersuchungen) 
sind abgeschlossen. Auf dieser 
Grundlage wurde das für die 
europaweite Ausschreibung 
der öffentlichen Straßen, Wege 
und Plätze erforderliche Pla-
nungsrecht bereits geschaffen. 
Gegenwärtig wird das Pla-
nungsrecht für die Realisierung 
der geplanten Bebauung rund 
um den See erstellt.

Der Bau des Sees wurde offi ziell 
mit dem ersten Spatenstich am 
13.09.2005 begonnen. Gegen-
wärtig erfolgt der Seeaushub, 
der bis Ende 2009 abgeschlos-
sen sein wird. Hieran schließt 
sich unmittelbar die Flutung an. 
Mit dem Bodenaushub werden 
die neuen Baufelder um den 
See modelliert, so dass nördlich 
und südlich des Sees die ersten 
Wohngebäude ab etwa 2010 
realisiert werden können. Die 
Neubebauung im Seequartier 
um die Hörder Burg (Dienst-
leistungen, Geschäfte, Freizeit, 
Gastronomie u. ä.) sowie die 
Wiedernutzung der bestehen-
den Gebäude (Tullvilla, Hörder 
Burg, Magazingebäude) kön-
nen bereits nach Fertigstellung 
der technischen Infrastruktur 
beginnen. Die öffentlichen Flä-
chen des sogenannten Kleinen 
Entrées werden im Bereich um 
die Hörder Burg bereits Anfang 
2009 abschließend fertigges-
tellt. Zu diesem Zeitpunkt wird 
dann auch die Hörder Burg, die 
zurzeit dach- und fachsaniert 
wird, mit ergänzter Turmhaube 
in neuem Glanz fertiggestellt 
sein. Seeweg mit Aussichtspunkt (Animation) 

3dpixel company g.m.b.h.
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PHOENIX West

Konrad-Adenauer-Allee mit ehemaligen Hochöfen

Die Fläche PHOENIX West wur-
de im Auftrag der Landesregie-
rung von der Landesentwick-
lungsgesellschaft NRW (LEG) 
über den Grundstücksfonds 
NRW von der Krupp Hoesch 
Stahl AG angekauft. Eine vom 
Rat der Stadt beschlossene 
Kooperationsvereinbarung 
zwischen der LEG und der Stadt 
Dortmund stellt die Grundlage 
der Entwicklung des Standortes 
PHOENIX West dar. Das rund 
110 Hektar große Areal soll im 
Rahmen der Regionalen Struk-
turpolitik entwickelt werden. 
Die städtebauliche Grundlage 
bildet der Entwurf des Dort-
munder Büros stegepartner. 
In einem besonderen Gestal-
tungshandbuch, dessen Entste-
hung das Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamtes koordiniert 
hat, werden künftigen Investo-
ren die planerischen und archi-
tektonischen Vorgaben vermit-
telt. Dieses wird ergänzt durch 
zwei weitere Handbücher: 
für Mobilität und für Energie. 
Das Handbuch Mobilität 
verfolgt diese Ziele: Minimie-
rung der mobilitätsbedingten 
Investitionsanteile, der betrieb-
lichen Mobilitätskosten sowie 
der (betrieblichen) Autofahren 
als Beitrag zum Umweltschutz 
(weniger Lärm, Abgase, Unfäl-
le) und für einen nachhaltigen 
Verkehr. Es gibt zahlreiche 
Hinweise für ein betriebliches 
Mobilitätsmanagement und 
verbindet dies mit einem Bera-
tungsangebot der Verwaltung. 

Im Handbuch für Energie 
werden Qualitätsanforderun-
gen für künftige Gebäude 
hinsichtlich folgender As-
pekte formuliert: Raumwär-
me, Strom für Beleuchtung, 
Raumkühlung, Wärmeversor-
gung, Kälteversorgung und 
Stromversorgung. Die Anfor-
derungen sollen durch eine 
spezielle energetische Fachbe-
ratung in der Planungsphase 
gewährleistet werden. 
Nach dem ersten Bauab-
schnitt der MST.factory, ein 
Gründungszentrum für Mi-
krosystemtechnik, ist im 
April 2005 an der zentralen

Erschließungsachse, der 
Konrad-Adenauer-Allee, in 
einer qualitätsvollen Archi-
tektur eröffnet worden. Im 
April 2007 konnte bereits der 
zweite Bauabschnitt reali-
siert werden. Mit der Fer-
tigstellung des Zentrums für 
Produktionstechnik in 2008 
und der geplanten Ansied-
lung des  Nano-Unterneh-
mens Raith wird ein weiterer 
Meilenstein für die Entwick-
lung gesetzt. Dienstleistun-
gen und freizeitwirtschaftli-
che Nutzungen sollen in das 
Gesamtkonzept integriert 
werden. 
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Brückenköpfe des ehemaligen Viaduktes (Animation)

Pocket Parks (Animation)

Pocket Parks (Animation)

Durch zahlreiche Zwischennut-
zungen, wie Kulturveranstal-
tungen oder Open Air Kino, 
wird der Standort der Öffent-
lichkeit kontinuierlich zugäng-
lich gemacht. 

Der neue PHOENIX Park berei-
chert das regionale Leitprojekt 
des Ruhrgebietes, den Emscher 
Landschaftspark. Dieser wie-
derum verleiht dem gesamten 
Standort PHOENIX einen adä-
quaten gestalterischen Rahmen 
sowie ein zusätzliches Nut-
zungsprofi l. Der Park verbin-
det das Areal des ehemaligen 
Hochofenwerks PHOENIX West 
mit dem ehemaligen Stahl-
werksgelände, dem künftigen 
PHOENIX See. Ehemals ver-
schlossene Orte der früheren 
Industrie öffnen sich bald der 
Öffentlichkeit. Der Parkent-
wurf des Landschaftsarchitek-
turbüros lohrer.hochrein aus 
Magdeburg konnte im Rahmen 
eines Wettbewerbsverfahrens 
die Jury überzeugen. Weitere 
abgeschlossene Wettbewerbe 
für das Beleuchtungskonzept 
des PHOENIX Parks einschließ-
lich der Hochofenanlage und 
für die neuen Brücken im Um-
feld sichern höchste städtebau-
liche Qualität.

Die LEG Stadtentwicklung 
GmbH & Co. KG beabsichtigt, 
gemeinsam mit der Stadt Dort-
mund die gesamte öffentliche 
Infrastruktur noch in 2008 her-
zustellen. Die Sanierungs- und 
Erschließungsarbeiten laufen 
mit Hochdruck.

Der Bebauungsplan wird in 
2009 zur Rechtskraft geführt.

3dpixel company g.m.b.h.

3dpixel company g.m.b.h.

3dpixel company g.m.b.h.



46

3.4

Entwicklung Thier-Gelände

Innerhalb des historischen 
Wallrings stellt das Gelände 
der ehemaligen Thier-Brauerei 
die größte und eine der hoch-
wertigsten Entwicklungsfl ä-
chen innerhalb der Dortmun-
der City dar. Nach Verlagerung 
der Bierproduktion 1996 sind 
auf dem Gelände das Verwal-
tungsgebäude, dem Denkmal-
wert zukommt, mit Büronut-
zungen und eine vorwiegend 
gastronomische Nutzung der 
verbliebenen baulichen Anla-
gen übriggeblieben. Bereits 
das City-Konzept 2000 hat 
ein erhebliches Entwicklungs-
potenzial auf dem Gelände 
festgestellt und hierfür eine 
breite Palette an oberzentralen 
und citybezogenen Nutzungen 
für denkbar gehalten. Es ist 
erklärtes städtebauliches Ziel 
der Stadt, diesen bisher un-
tergenutzten Bereich der City 
wieder an die angrenzenden 
Citylagen anzubinden und hier 
eine attraktive urbane Nutzung 
zu etablieren.

Das gesamte Gelände zwischen 
Wallring und Westenhellweg 
unter Einschluss des ehemali-
gen Berlet-Hauses soll nunmehr 
durch die ECE Projektmanage-
ment GmbH & Co. KG mit 
einem Einkaufszentrum neu 
bebaut werden, das neben Ein-
zelhandel ergänzende Nutzun-
gen wie Kultur, Freizeit, Gastro-
nomie und Wohnen erhält. 

In unmittelbarer Nähe zum 
Westenhellweg besteht somit 
die Möglichkeit, einen hoch-
wertigen Einzelhandels- und 
Entertainmentstandort zu 
entwickeln, mit dem die ober-
zentrale Versorgungsfunktion 
Dortmunds gestärkt wird. Be-
sonderheit des ECE-Konzeptes 
ist ein „Haus im Haus“: ein von 
Ladenstraßen umgebenes, frei-
stehendes dreieckiges Gebäu-
de, das über Brücken mit den 
übrigen drei Gebäudeebenen 
verbunden ist. 

Geplanter Eingang  Westenhellweg (Animation)

Auf der oberen Ebene wird 
sich eine Kulturterrasse für 
Veranstaltungen und Gastro-
nomie befi nden.

Das geplante Einkaufszentrum 
ist als neuer Kundenmagnet 
und Anlaufpunkt in der Lage, 
eine neue Adresse in der City 
zu bilden, neue Passanten-
frequenzen zu schaffen, und 
damit das gesamte Quartier 
deutlich aufzuwerten. Voraus-
setzung für die Belebung ist 
eine möglichst weitgehende 
Öffnung des Einkaufszentrums. 

ECE
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Die vorhandene Grünfl äche 
vor der ehemaligen Brau-
ereiverwaltung am Hohen 
Wall soll gesichert werden 
und auch in Zukunft für eine 
Außengastronomie genutzt 
werden. Nach der Schaf-
fung des Planrechts und den 
notwendigen Abbruch- und 
Aufbereitungsarbeiten soll 
der Baubeginn für die Ein-
kaufsgalerie im Sommer 2009 
sein. Die Eröffnung plant ECE 
für Herbst 2011.

Dies soll über insgesamt sechs 
Eingangssituationen erreicht 
werden. Aufgrund der zentra-
len Lage in der Dortmunder 
City sind hohe Anforderungen 
an die gestalterische Qualität 
des Einkaufszentrums zu stel-
len. Dazu ist ein Wettbewerb 
zur Fassadengestaltung mit 
zehn renommierten Archi-
tekturbüros durchgeführt 
worden, um für den neuen 
Standort eine individuelle, 
qualitätsvolle und identi-
tätsstiftende Architektur zu 
entwerfen. Daneben sind 
im Bereich der Verkehrser-
schließung zur Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit Änderun-
gen erforderlich, die zu Er-
weiterungen und qualitativer 
Aufwertung der umgebenden 
öffentlichen Verkehrsfl ächen 
führen werden.

Die Jury des Fassadenwettbe-
werbs hat im Juni 2008 das 
Architekturbüro Kaspar Krae-
mer Architekten BDA aus Köln 
als Sieger ausgewählt. 
Der Siegerentwurf sieht vor, die 
Fassaden des ehemaligen Ber-
let-Hauses und Thier-Verwal-
tungsgebäudes einheitlich zu 
gestalten. Der südliche Gebäu-
deteil erhält einen besonderen 
Aufsatz: Die Parkebenen sollen 
mit einer Gitterkonstruktion 
aus bronzierten Alu-Gittern 
verkleidet werden. Die Über-
bauung der Silberstraße wird 
als Glasfuge mit Treppenanla-
gen und Aufzügen ausgebildet. 
Eine Brücke im ersten Ober-
geschoss bietet Ausblicke. Der 
Eingang in der Potgassen-Achse 
wird mit einer breiten Trep-
penanlage beibehalten. Zum 
Kreisverkehr und an der Über-
bauung sollen markante, hohe 
Portale die Zugänge markieren. 

Mit dem Beschluss über die 
Aufstellung des Bebauungs-
planes InW 125 n – ehemalige 
Thier-Brauerei und die 
14. Änderung des Flächen-
nutzungsplans hat der Rat 
der Stadt in seiner Sitzung am 
24.04.2008 den Startschuss für 
die Entwicklung gegeben und 
ein Zeichen in Richtung Bebau-
ung mit einem Einkaufszent-
rum gesetzt. Im Rahmen der 
Bauleitplanverfahren werden 
nun die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für das Vor-
haben selbst und notwendige 
Maßnahmen im Straßenraum 
geschaffen. Blick in die Martinstraße vom Westenhellweg (Animation)

Geplanter Eingang Hoher Wall  (Animation)

ECE

ECE
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Westfalenhütte

Feuerbeschichtungsanlage

Im Jahr 2001 wurden die 
Kokserzeugung und die Stahl-
produktion auf der West-
falenhütte eingestellt bzw. 
verlagert. Die industrielle 
Stahlbearbeitung und -weiter-
verarbeitung, die weiterhin 
den Kern der Westfalenhütte 
dauerhaft prägt, wird auf einer 
zentralen Fläche des Geländes 
weiter betrieben. Der Standort 
Westfalenhütte gilt als einer 
der Zukunftsstandorte des 
dortmund-projects mit dem 
Schwerpunkt „Logistik“. Von 
hier sollen auch Entwicklungs-
impulse ausgehen, die der 
Gesamtstadt und insbesondere 
den Stadtbezirken Innenstadt 
Nord, Eving und Scharnhorst 
zugute kommen.

Im Flächennutzungsplan 2004 
sind bereits grundlegende 
Ziele für die Entwicklung der 
Westfalenhütte angegeben. 
Dazu zählen die Sicherung und 
Stärkung der vorhandenen 
Arbeitsplätze in der Stahlindus-
trie und die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze in weiteren 
zukunftsträchtigen Branchen 
sowie die Entwicklung und 
Vermarktung von gewerblichen 
und industriellen Baufl ächen. 
Weitere Ziele sind die Berück-
sichtigung von benachbartem 
Wohnen und Arbeiten in der 
Nordstadt, z. B. zur Entwick-
lung des Borsigplatzviertels 
und die Erhöhung der Stand-
ortqualitäten durch Schaffung 
von neuen und Entwicklung 
von bestehenden Grünberei-
chen. Daneben geht es um die 
Gestaltung attraktiver Freizeit- 
und Aufenthaltsmöglichkeiten, 
z. B. Hoesch Park, und weiterer 
Grünvernetzung im Sinne des 

radialkonzentrischen Freiraum-
modells sowie um den Bau der 
„Nordspange“ zur Entlastung 
des Borsigplatzes insbesondere 
vom Schwerlastverkehr. 

Der Aufbau der Projekt-
entwicklung im Sinne eines 
Private-Public-Partnership hat 
sich bewährt. Das zweistufi -
ge Qualifi zierungsverfahren 
(Wettbewerb 2006) wurde 
mit dem Beschluss des Rates 
der Stadt Dortmund über die 
Rahmenplanung im Juni 2008 
in kurzer Zeit abgeschlossen. 
Der Rahmenplan enthält das 
Erschließungs- und Nutzungs-
konzept in den wesentlichen 
Punkten und sieht das Gelände 
der Westfalenhütte – neben 
Bereichen für hochwertige For-
schung und Entwicklung auf 
dem Stahlsektor – teilweise als 
Führungsstandort für Logistik-
unternehmen vor. Die weitere 
Entwicklung der Westfalen-
hütte erfolgt nun auf Basis der 
bereits ebenfalls eingeleiteten 

Bauleitplanverfahren, die in 
Kapitel 5 erläutert werden. 
Ein erster Schritt zur Entwick-
lung der Westfalenhütte ist 
der Bau der verkehrlichen 
Erschließung, der so genann-
ten „Nordspange“. Sie ist 
der östliche Teil der bereits 
früher als „Gewerbestraße“ 
vorgesehenen Ost-West-Ver-
bindung am nördlichen Rand 
der Nordstadt und führt fast 
ausschließlich durch Gewerbe-
gebiete. Mehr Informationen 
dazu in Kapitel 2. Neben den 
zahlreichen bisher durchge-
führten öffentlichen Informa-
tionsveranstaltungen begleitet 
eine ständige Ausstellung im 
Hoeschmuseum den Planungs-
prozess für die Öffentlichkeit. 
Hier besteht auch die Möglich-
keit, sich umfassend über die 
Geschichte der Dortmunder 
Stahlindustrie von den Anfän-
gen über die Gegenwart bis 
hin zu den Zukunftsaussichten 
zu informieren.



49

3.6

Entwicklung Dortmunder U

Entwicklungskonzept Dortmunder U (Animation)

Platz von Buffalo (Animation)

Verwaltungsgebäude nördl. der Haltestelle Westentor

Gestaltstudie eines Berufskollegs (Animation)

3dpixel company g.m.b.h.
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3dpixel company g.m.b.h.

Mitten in der Innenstadt bieten 
das ehemalige Brauereihoch-
haus U-Turm und die Union-
Brache mit einer Größe von 
5,2 Hektar viel Platz für Neues. 
In den nächsten Jahren wird 
das Areal zu einem Standort 
für Kreativwirtschaft, Innovati-
on und Bildung entwickelt. 
Es entsteht ein neues Viertel 
mit einer attraktiven Nutzungs-
mischung aus Kunst und Kultur, 
Gastronomie, Büros, Woh-nen, 
Dienstleistungen, Bildungsein-
richtungen sowie Grünfl ächen 
und Plätzen. Diese Ideen sind 
auf der Basis des 1993 entwi-
ckelten „Piazza-Entwurfs“ des 
Londoner Architekten Richard 
Rogers im Rahmen eines städte-
baulichen Wettbewerbs ent-
standen. 

Das Herzstück dieser Entwick-
lung bildet die Umgestaltung 
des U-Turms zu einem Zentrum 
für Kunst und Kreativität. In 
einem europaweiten Architek-
tenwettbewerb für die neue 
Nutzung des Dortmunder U 
setzte sich unter 37 Wettbewer-
bern der Dortmunder Architekt 
Prof. Gerber durch. Mit einem 
über alle Geschosse geöffne-
ten Erschließungsraum zeigt 
sein Entwurf das gewaltige 
Bauvolumen erstmals in seiner 
ganzen Größe. Eine beeindru-
ckende Luftraum-Vertikale 
führt vom Foyer im Erdgeschoss 
vorbei an allen Ausstellungse-
benen bis hinauf in die „Kathe-
drale“ unter dem leuchtenden 
U. Die zukünftige Nutzung teilt 
sich auf in Ausstellungsfl ächen, 
Präsentation und Verkauf der 
im Zentrum für Kreativwirt-
schaft entwickelten Produkte, 
Gastronomie, Galerien, Projek-
tions- und Vortragsräume  

sowie Tagungsbereiche. Der 
denkmalgeschützte U-Turm, 
der bereits heute ein stadt-
bildprägendes Wahrzeichen 
Dortmunds ist, soll sich so als 
Markenzeichen der Kultur- 
und Kreativwirtschaft der 
Stadt entwickeln.

Für das rund 18.000 m² große 
Baufeld Nord sind die Aus-
schreibungsunterlagen für ein 
Investorenauswahlverfahren 
versandt worden. Private 
Investoren sollen Ideen für den 
Bau eines Berufskollegs, eines 
Kompetenzzentrums für Kre-
ativwirtschaft, eines Besucher-
zentrums sowie einer Tiefgara-
ge mit etwa 1.000 Stellplätzen 
entwickeln und umsetzen. Der 
Essener Investor Kölbl & Kruse 
hat die Absicht, im Süden des 
Geländes an der Rheinischen 
Straße ein Bürogebäude mit 
25.000 m² Bruttogeschossfl ä-
che zu errichten.

Durch die Verlegung der Stra-
ßenbahn in den Untergrund 
wird eine verkehrliche Neuor-
ganisation rund um das Dort-
munder U möglich. Der Umbau 
von Brinkhoff- und Rheinische 
Straße hat begonnen. Für die
neuen Platzfl ächen fand ein 
Realisierungswettbewerb statt, 
den die Büros hermanns, land-
schaftsarchitektur/umweltpla-
nung mit [caspari] Architektur-
büro, beide Niederkrüchten, 
gewonnen haben.

Für den Teilbereich Westen-
tor ist der Bebauungsplan 
InW 118 n-1 am 13.06.2008 
rechtskräftig geworden. Der 
Bebauungsplan InW 118 n-2 
für den Bereich Dortmunder U 
wird voraussichtlich Ende 2009 
Rechtskraft erlangen.
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Rahmenplanung Rheinische Straße

Nach einem Beschluss des Aus-
schuss für Umwelt, Stadtgestal-
tung und Wohnen (AUSW) vom 
02.04.2003 wurde im Laufe des 
Jahres 2004 für die Rheinische 
Straße und ihre angrenzenden 
Flächen ein städtebaulicher 
Rahmenplan erarbeitet, der 
den Bereich zwischen der 
Emscher in Dorstfeld und dem 
Königswall in der Dortmunder 
City umfasst. Ziel der Rahmen-
planung ist es, vorhandene 
Qualitäten entlang der Rheini-
schen Straße zu sichern, Defi -
zite abzubauen und konkrete 
Nutzungs- und Gestaltungszie-
le vorzugeben. Dazu bedurfte 
es einer Koordination der 
vielfältigen Einzelplanungen, 
die das Bild der Stadt prägen, 
und ihre Ausrichtung auf ein 
gemeinsames Leitbild. 

Für die Entwicklung der 
Rheinischen Straße gelten 
folgende Ziele: Die Wohn- und 
Geschäftshäuser sollen städte-
baulich und gestalterisch auf-
gewertet und die Baulücken 
entlang der Rheinischen Straße 
geschlossen werden. Damit 
wird die Wohnfunktion ge-
stärkt und die Geschäftslagen 
stabilisiert. Ehemals industri-
ell genutzte Flächen sind zu 
revitalisieren, indem attraktive 
innenstadtnahe Nutzungen, 
wie Wohnen, Büros, Kunst-, 
Kultur- und Einkaufseinrich-
tungen angesiedelt werden. 
Stadtbildprägenden Gebäude 
und öffentliche Freifl ächen 
sollen erhalten werden. Durch 
Schließung von vorhandenen 
Baulücken sollen klare Raum-
kanten entstehen. Die öffentli-
chen Verkehrsräume werden 

zu attraktiven Stadträumen 
gestalterisch aufgewertet, die 
von allen Nutzern in Anspruch 
genommen werden können. 
Insgesamt ist geplant, konse-
quent eine West-Magistrale 
mit Alleecharakter in die Innen-
stadt auszubilden. Die Ver-
kehrsführung und das Angebot 
für den motorisierten Individu-
alverkehr, den ÖPNV und für 
den Fuß- und Radverkehr sollen 
verbessert werden. Die östli-
che Rheinische Straße wird für 
einen Zwei-Richtungsverkehr 
umgebaut. Der Anschlusskno-
ten an den Königswall wird 
neu organisiert, die Brinkhoff- 
straße abgehängt und die 
Lange Straße umgebaut. 

Nachdem 2005 der Rahmenplan 
bereits erweitert wurde, wird 
nun das Plangebiet dem 2007 
beschlossenen Stadtumbau-

gebiet „Rheinische Straße“ 
angepasst. Die Ergebnisse aus 
bereits durchgeführten Fach-
gesprächen, wie auch die Er-
kenntnisse aus den Gesprächen 
im einberufenen Konsultati-
onskreis „Rheinische Straße“ 
werden eingearbeitet. Die 
Rahmenplanung wird kontinu-
ierlich an die aktuellen Ent-
wicklungen, wie zum Beispiel 
im Umfeld der ehemaligen 
Dortmunder Union-Brauerei, 
angepasst. Die Ergebnisse und 
Anregungen aus der durchge-
führten Öffentlichkeitsbetei-
ligung werden zurzeit in die 
städtebauliche Rahmenpla-
nung eingearbeitet. Danach 
soll der überarbeitete Entwurf 
des Rahmensplanes den zu-
ständigen politischen Gremien 
vorgestellt und von ihnen 
beschlossen werden.

Rheinische Straße Richtung City gesehen
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3.8

Rahmenplanung Deusen

Mit der Rahmenplanung wur-
de ein integriertes Ortsent-
wicklungskonzept für Deusen 
erarbeitet, das ein neues städt- 
ebauliches Leitbild für den im 
Spannungsfeld zwischen Wasser,
Gewerbe, Wohnen und Land-
schaft liegenden Ort defi niert. 
Bewusst wurde hierbei ein 
ganzheitlicher Ansatz gewählt, 
der neben baulichen Maßnah-
men ebenso ökonomische, öko-
ökologische, soziale wie auch 
kulturelle Belange in der Pla-
nung berücksichtigt. Die Rah-
menplanung versteht sich als
Ideenkonzept und Handlungs-
rahmen.

Die in der Rahmenplanung 
behandelten Themen sind 
vielfältig. Einerseits wird eine 
Bündelung der vielen bereits 
vorhandenen Einzelmaßnah-
men zur Qualifi zierung des 
Dortmund-Ems-Kanals als Frei-
zeitachse (Strandwiesen, Brü-
ckenschlag Fredenbaumpark, 
Außengastronomie etc.) vorge-
nommen. Andererseits werden 
die Planungen der Emscherge-
nossenschaft zum naturnahen 
Umbau der Emscher und zu 
geplanten Hochwasserrückhal-
tebecken in ein Gesamtkonzept 
eingefügt. Damit kann Deusen 
stärker als bisher in den Regi-
onalen Grünzug F des Emscher 
Landschaftsparks eingebunden 
werden. Der Landschaftsraum 
entlang des Dortmund-Ems-
Kanals wird zum „Kanalpark“ 
weiterentwickelt, so dass eine 
attraktive Wege- und Grünachse 
vom Aalbach bis zur Ellinghau-
ser Straße entstehen kann. Die 
Deponie Huckarde, der heutige 
Deusenberg, wird als eine Land-
marke für den Ortsteil defi niert.

Durch die EDG wurde hier der 
erste Abschnitt einer „Moun-
tainbike-Arena“ angelegt, die 
kostenfrei genutzt werden 
kann. Im Zusammenspiel mit 
der Kokerei Hansa wird der 
Gesamtbereich zu einem 
überörtlichen Freizeit- und 
Kulturangebot entwickelt. 
Weitere in der Rahmenpla-
nung aufgezeigte Konzepte 
thematisieren Fragen der 
ortsnahen Versorgung mit 
Gütern des täglichen Be-
darfs, die Verbesserung von 
Infrastruktureinrichtungen 
(Bürgerzentrum), eine mögli-
che Entfl echtung der Gemen-
gelage von Industrie, Gewer-
be und Wohnen im Süden von 
Deusen sowie die Qualitäts-
verbesserung des Ortsbildes.

Bewusst wurden auch Kon-
zepte mit eher langfristigen 
Perspektiven aufgenommen, 
um neue Wege und Möglich-
keiten für Deusen aufzuzei-
gen. Ein erstes Maßnahmen-
konzept nennt die nächsten 
Schritte, wie beispielsweise 
verantwortliche Institutionen 
und steckt Realisierungshori-
zonte ab. Die Rahmenpla-
nung wurde im Frühjahr 2008 
vom Rat der Stadt Dortmund 
als Leitlinie für die städtebau-
liche Entwicklung des Orts-
teils Deusen beschlossen. Alle 
zukünftigen Planungen, wie 
z. B. Bauleitpläne und Maß-
nahmen, sollen auf der 
Grundlage der vorliegenden 
Rahmenplanung durchge-
führt werden.

Ortszentrum Deusen
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Rahmenplanung Husen-Kurl

3.9

Der Ortsteil Husen-Kurl hat 
sich in den letzten Jahren zu 
einem nachgefragten Wohn-
standort entwickelt. Er war aus 
diesem Grunde Ziel verschiede-
ner öffentlicher und privater 
Investitionen mit raumbedeut-
samen Auswirkungen. Unter 
anderem sind im Zuge dieser 
Entwicklung die Wohnbebau-
ung Kühlkamp sowie ein Ein-
kaufszentrum an der Husener 
Straße entstanden.

Auch in den kommenden 
Jahren wird Husen-Kurl Schau-
platz vielfältiger Maßnahmen 
sein, die großen Einfl uss auf 
die städtebauliche Entwicklung 
des Ortes nehmen können. 
Die Beseitigung des höhen-
gleichen Bahnübergangs an 
der Husener Straße oder eine 
Aktivierung weiterer Teile des 
Geländes der ehemaligen Ze-
che Kurl sind hier beispielhaft 
ebenso zu nennen, wie aktu-
elle Planungen zur Schaffung 
eines Wohnquartiers südlich 
der Husener Straße.

Mit der Rahmenplanung 
Husen-Kurl soll nun eine 
Gesamtkonzeption entworfen 
werden, welche die verschiede-
nen Maßnahmen zusammen-
führt und die künftige städte-
bauliche Entwicklung des Ortes 
aufzeigen kann. 

Ziel ist es, für bestehende 
Konfl iktbereiche Lösungs-
möglichkeiten darzustellen 
und für bisher nicht über-
plante Flächen verschiedene 
Planungsalternativen zu 
entwickeln. Insbesondere die 
Gestaltung der Ortsmitte des 
Ortsteils Husen wird hierbei 
im Zuge der Rahmenplanung 
thematisiert werden. Denn 
viele der Konfl ikt- und Poten-
zialfl ächen des Ortes grenzen 
direkt an die Husener Straße, 
deren Verlauf im Rahmen 
eines separaten Planfeststel-
lungsverfahrens geändert 
wird.

Die städtebauliche Planung soll 
unter Beteiligung der örtlichen 
Akteure und der Bürgerschaft 
erfolgen. Erste Planungsüberle-
gungen werden voraussichtlich 
noch im Jahr 2008 im Rahmen 
eines Werkstattgesprächs sowie 
einer Bürgerinformationsver-
anstaltung vor Ort vorgestellt 
und diskutiert, um Anregungen 
ortskundiger Bürger und Ak-
teure frühzeitig in die Planung 
integrieren zu können. Es 
wird angestrebt, die Rahmen-
planung 2009 im Entwurf zu 
erstellen und sie anschließend 
zur abschließenden politischen 
Beratung vorzulegen.

Bahnunterführung Kurler Straße
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3.10

Rahmenplanung Ortskern Berghofen

Bestandssituation Parkplatz im Ortskern

Die Untertunnelung der 
Berghofer Straße (B 236 n) 
ist realisiert. Der Tunnel ist 
am 14.07.2008 dem Verkehr 
übergeben worden. Mit dieser 
Maßnahme werden sich die 
Verkehrsbelastungen auf der 
„alten“ Berghofer Straße, 
insbesondere im Ortszentrum, 
deutlich reduzieren. Durch die 
grünplanerische Gestaltung 
auf der Tunneldecke wird das 
Freiraumsystem eine attraktive 
Ergänzung erhalten – ein neuer 
Park im Wohnumfeld zahl-
reicher Anwohner entsteht. 
Weiterhin ergibt sich die städ-
tebauliche Chance, die gesamte 
Straße und das Ortszentrum 
gestalterisch aufzuwerten. Im 
Rahmen einer Umfeldanalyse 
sind die Aufwertungs- und 
Umgestaltungspotenziale un-
tersucht worden. Der verkehrs-
technische Entwurf für die 
Berghofer Straße ist nunmehr 
fertiggestellt, die Vorlage für 
den politischen Grundsatzbe-
schluss liegt der Bezirksvertre-
tung Brackel vor (siehe auch 
Kapitel 2). 

Der zentrale Einkaufsbereich 
zwischen Busenbergstraße und 
Falterweg soll durch intensive-
re Umbaumaßnahmen städte-
baulich aufgewertet werden. 

Für die Platzfl äche in der 
„Dorfmitte“ wurde die favori-
sierte Entwurfsvariante  noch 
einmal überarbeitet, um allen 
Ansprüchen für den ruhenden 
Verkehr, der Verkaufsfl ächen 
und der Außengastronomie 
gerecht zu werden. 

Die Umgestaltung der Berg-
hofer Straße wird in mehreren 
Stufen erfolgen. Die Erneue-
rung der Abwasserkanäle soll 
in 2009 beginnen. Nach Ab-
schluss dieser Arbeiten wird die 
Oberfl äche wieder hergestellt, 
wobei erste Teilmaßnahmen,

wie Markierungen und Baum-
scheiben, entsprechend der 
Umbauplanung durchgeführt 
werden sollen.

Die nächsten Schritte sind der 
Beschluss der Bezirksvertre-
tung zur Rahmenplanung, die 
Erstellung der Ausbauplanung 
durch das Tiefbauamt und der 
entsprechende Baubeschluss 
durch die politischen Gremien. 
Danach ist eine Bürgerinfor-
mationsveranstaltung geplant, 
bevor die Baumaßnahmen an 
Kanälen und der Straße be-
ginnen können.
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Rahmenplanung Rombergpark

3.11

Torhaus im Rombergpark

Die Rahmenplanung Rom-
bergpark beinhaltet für den 
Bereich entlang der Straße 
Am Rombergpark bis zum 
Gelände PHOENIX West eine 
zusammenfassende planerische 
Betrachtung der vorhande-
nen Entwicklungspotenziale. 
Wesentliches Ziel der Planung 
ist die freiraumplanerische Ver-
knüpfung des Rombergparks 
und dem auf PHOENIX West 
neu entstehenden rund 60 
Hektar großen „Landschafts-
keil“. Hierzu ist der Bau einer 
neuen Brücke über die B 54 
vorgesehen. Sie ermöglicht als 
Bestandteil des ortsteilüber-
greifenden Wegekonzeptes 
Fußgängern und Radfahren 
zukünftig eine durchgängige 
straßenunabhängige Verbin-
dung vom PHOENIX See bis 
zum Zoo. Eine hervorgehobe-
ne Bedeutung hat das östlich 
an das denkmalgeschützte 

Torhaus angrenzende Areal 
mit einstiger Hotelfachschule 
und Hotel. Hier befand sich 
bis zur Zerstörung im zweiten 
Weltkrieg der im klassizisti-
schem Stil errichtete Herrensitz 
des bedeutenden Dortmunder 
Adelsgeschlechts Romberg. 
Zum Herrensitz gehörte ein 
Gutshof, der östlich vom 
Schloss errichtet wurde und 
lange Zeit als Betriebshof des 
Grünfl ächenamtes genutzt 
wurde. 

Die Rahmenplanung macht 
außerdem erste Aussagen zu 
einer möglichen Bebauung 
östlich der neuen WIHOGA, wo 
in Fortführung dieser Baustruk-
tur eine etwa dreigeschossige 
Bebauung parallel zum ehema-
ligen Bahndamm vorstellbar ist. 
Im Zuge der weiteren Entwick-
lung soll die Schondelle offen-
gelegt werden und zukünftig 
als oberirdisches Gewässer bis 
zur Emscher fl ießen. Der Ein-
gangsbereich zum Romberg-
park südlich des Torhauses wird 
in enger Abstimmung auf den 
ebenfalls denkmalgeschützten 
Rombergpark als Auenland-
schaft umgestaltet.

Das Entwicklungskonzept 
knüpft an die historischen 
Bezüge mit Torhaus und dem 
Herrenhaus mit Burggraben 
und die sie einrahmende 
Baumkulisse an. Die Gebäude 
des ehemaligen Wirtschafts-
hofes vermitteln historisches 
Ambiente, ohne dass sie unter 
Denkmalschutz stehen. Der 
Erhalt dieser Gebäude wird 
gewünscht, sofern sich eine 
tragfähige Verwendung im 
Rahmen der Neunutzung des 
Gesamtareals darstellt.

Die Altgebäude der WIHOGA 
und des Hotels sind bereits 
abgebrochen worden.

Der Standort „Rombergpark 
Dortmund“ ist aufgrund seiner 
hervorragenden Lage, seiner 
Größe und seines Umfeldes 
prädestiniert, ein Kristallisati-
onspunkt der Gesundheitswirt-
schaft zu werden. Denkbar sind 
Rehabilitationseinrichtungen, 
Fitness- und Wellnessanlagen 
ebenso wie ambulante oder 
stationäre medizinische Einrich-
tungen.

Sämtliche Maßnahmen zur 
Herrichtung und Erschließung 
des Geländes sind planerisch 
vorbereitet und deren bauliche 
Realisierung wirtschaftlich ab-
gesichert. Die bereits begonne-
nen Arbeiten werden nach Ab-
schluss des Vergabeverfahrens, 
das als wettbewerlicher Dialog 
vorgesehen ist, im Sinne der 
neuen planerischen Zielsetzung 
projektbezogen fertiggestellt. 
Die Stadt Dortmund wird bei 
der Durchführung des wettbe-
werblichen Dialogs von einem 
sachkundigen Team externer 
Experten unterstützt. Der wett-
bewerbliche Dialog hat mit der 
öffentlichen Bekanntmachung 
am 26.09.2008 begonnen. Dar-
an schließt sich eine Phase der 
Auswahl der Teilnehmer an, mit 
denen in der Dialogphase Ver-
handlungen geführt werden. 
Durch das Verfahren wird die 
Detailplanung auf das Konzept 
zugeschnitten. In der Wertungs-
phase wird entschieden, wel-
cher Bieter den Zuschlag erhält. 
Zur planungsrechtlichen Reali-
sierung wird für den Standort 
ein Bebauungsplan (Hom 285 
– Rombergpark) aufgestellt.
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Die Stadterneuerung ist ein 
wesentlicher Baustein, um den 
Strukturwandel mit seinen 
vielfältigen Anforderungen 
zu gestalten und zu bewäl-
tigen. Zu den Instrumenten 
der Stadterneuerung zählen 
die Aufstellung mehrjähriger, 
teilräumlicher Maßnahme- und 
Finanzierungskonzepte, die 
Akquisition von öffentlichen 
Fördermitteln, die Anwendung 
und Umsetzung von Satzungs-
recht nach besonderen städ-
tebaurechtlichen Vorschriften 
und das allgemeine Koordinie-
rungs- und Verwaltungsma-
nagement. Die Kooperation 
mit privaten Investoren und 
Akteuren hat an Bedeutung 
gewonnen.

4

Stadterneuerung
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4.1.1

Boulevard Kampstraße

4.1 Cityprojekte

Kampstraße und Brüderweg 
bilden mit dem Westen- und 
Ostenhellweg ein paralle-
les Achsenpaar, das die City 
von Westen nach Osten 
durchquert. Als Pendant zur 
Funktion des Hellweges als 
Haupteinkaufs- und frühe Fuß-
gängerstraße wurden Kamp-
straße und Brüderweg nach 
dem 2. Weltkrieg zu einer 
der Hauptdurchfahrtsstraßen 
durch die City ausgebaut. 
In der Folge stellte sich eine 
Teilung des Zentrums in eine 
Süd- und eine Nordhälfte ein. 
Der Straßenzug entwickelte 
sich zunehmend zu einer Bar-
riere zwischen beiden Teilen, 
wobei die nördliche Hälfte 
in ihrer Entwicklung deutlich 
zurückfi el.

Um dieser Trennung entgegen- 
zuwirken, wurde der Durch-
gangsverkehr aus der City 
entfernt und auf den Wallring 
umgelegt. Die oberirdisch ver-
kehrende Straßenbahn blieb 
aber eine Barriere zwischen 
Süd und Nord. Im nördlichen 
Brückstraßenviertel konnte 
in den vergangenen Jahren 
durch ein Bündel komplexer 
Maßnahmen inzwischen eine 
tiefgreifende Belebung erzielt 
werden.

Am 27.04.2008 war es endlich 
soweit: Die Straßenbahn wur-
de durch den unterirdischen 
Stadtbahnbetrieb ersetzt. Dies 
war der Start für eine neue 
bürgerfreundliche Funktion 
der Kampstraße. Sie soll zu 
einem wichtigen Aufenthalts- 
und Erlebnisbereich der City 
umgestaltet werden. 

Kampstraße

Der „Boulevard Kampstraße“ 
wird damit zukünftig zu einem
Bindeglied zwischen Süd und 
Nord. Der Hellweg behält 
weiterhin den Charakter der 
spitzenfrequentierten Einkaufs-
straße, der Boulevard Kamp-
straße dagegen soll eine attrak-
tive Zone zum Verweilen wer-
den. Mit diesem Wandel soll 
eine angemessene Entwicklung 
von Einzelhandel, Gastronomie 
und Dienstleistungen initiiert 
werden. Hellweg und Kampstra-
ße werden in ihrer sich ergän-
zenden Ausprägung wesentlich 
zur weiteren Vernetzung der 
Cityfunktionen beitragen.

Nach dem Entwurfskonzept 
des Ateliers Prof. Fritschi, 
Stahl & Baum, Düsseldorf, ist 
die 1.200 Meter lange Magis-
trale in drei unterschiedliche 
Erlebnisbereiche gegliedert.

Die eher ruhigen Abschnitte 
zum Osten- und Westentor 
knüpfen als Alleestraßen an 
den grünen Charakter des 
Wallrings an. Der zentrale 
Abschnitt zwischen den beiden 
Stadtkirchen St. Reinoldi und 
St. Petri soll als urbaner Fla-
nier- und Aufenthaltsbereich 
gestaltet werden. Ein rund 570 
Meter langer Promenadentep-
pich von Kirche zu Kirche – die 
sog. Lichtpromenade – mit 
begleitendem Wasserlauf und 
Lichtlinie ist in diesem Bereich 
das wesentlichste Element.
An die Kampstraße angren-
zende Plätze, Freifl ächen, 
Straßeneinmündungen und 
-kreuzungen sind in das Gestal-
tungskonzept einbezogen, 
um eine wirksame Vernetzung 
zwischen nördlicher und südli-
cher City herzustellen.
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4.1.1

Der Bauablauf sieht nach 
Beschluss des Rates vom 
13.12.2007 folgendes vor: Da
das Vorhaben der im Brüder-
weg geplanten Tiefgarage auf-
grund extrem hoher Kosten 
und Restriktionen nicht weiter 
verfolgt wird, kann der Umbau 
des Brüderwegs gegenüber der 
ursprünglichen Absicht vorge-
zogen werden. Aus fördertech-
nischen Gründen werden die 
geplanten Spielpunkte Westen-
torallee und Brüderweg als ei-
gene Bauabschnitte umgesetzt. 
Der Baustufenplan ändert sich 
dadurch wie folgt:

1a)  Westentorallee (westliche    
       Kampstraße von Westentor 
       bis Katharinenstraße) – der 
       Baubeginn ist im Mai 2008     
       erfolgt.

1b)  Spielpunkt Westentorallee

2a)  Brüderweg (Allee) von 
       C&A bis Schwanenwall

2b)  Spielpunkt Brüderweg

3a)  östlicher Mittelteil vom     
       Platz von Netanya 
       (einschließlich) bis Platz     
       von Leeds

3b)  Reinoldiumfeld/ 
        Willy-Brandt-Platz

4)    westlicher Mittelteil von            
       Platz von Netanya bis 
       Katharinenstraße

5)    Reinoldikirchplatz

6)    Petrikirchhof

Die Realisierungsfolge insbe-
sondere der Stufen 3a, 3b und 
4 ist dabei noch so offen, dass 
auf mögliche künftige, angren-
zende Hochbaumaßnahmen 
fl exibel reagiert werden kann. 

Planung Kampstraße Blickrichtung Westen (Animation)

Planung Kampstraße Blickrichtung Osten (Animation)

Vermessungs- und Katasteramt

Vermessungs- und Katasteramt
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4.1.2

Neugestaltung Betenstraße und Olpe

Die im Rahmen der förmlichen 
Festlegung erklärten städte-
baulichen Ziele für die City sol-
len im Teilbereich südöstliche 
City weiter umgesetzt werden. 
Es wird eine bessere Vernet-
zung der Stadträume und der 
innerstädtischen Funktions-
segmente angestrebt, um die 
Lebendigkeit des Gesamtorga-
nismus City zu steigern.

Die Umgestaltung der süd-
östlichen City wurde bereits 
in früheren Jahren (JFP 2003) 
mit der Maßnahme „Nördliche 
Betenstraße/Brauhausstraße/
gemeinsame Kreuzung“ be-
gonnen. Die hier erfolgte Neu-
gestaltung, die eine eindeutig 
verbesserte Aufenthaltsqualität 
zur Folge hatte, soll nun in den 
Straßen „südliche Betenstraße/
Olpe“ ihre Fortsetzung fi nden.

Die Olpe und die südliche 
Betenstraße sind Teil einer 
Erschließungsschleife, die - von 
der Kleppingstraße (Sammel-
straße) ausgehend - zentrale 
Lagen der südlichen City an das 
übrige Verkehrsnetz der Innen-
stadt anbindet.

Die Olpe stellt die fußläufi ge 
Verbindung zwischen Klepping-
straße und Friedensplatz her. 
Hier liegen auch publikumsin-
tensive Zugänge zu einem 
Hotel und dem Stadthaus.   

Nördliche Betenstraße nach dem Umbau 

Die südliche Betenstraße bildet 
die Fortsetzung des bereits 
umgestalteten nördlichen 
Straßenteilstücks und vervoll-
ständigt die fußläufi ge Ver-
bindung in Nord-Süd-Richtung 
zwischen der Ost-West-Achse 
des Westenhellwegs und dem 
Stadthaus.

Um die momentane städtebau-
liche Situation zu stärken und 
die Aufenthaltsqualität für
Fußgänger zu verbessern, ist 
eine Neuordnung der Fahrver-
kehrsfl ächen sowie der

Parkfl ächen mit gleichzeitiger 
Verbreiterung der Gehwege 
geplant.

Die Gehwege erhalten den 
gleichen hochwertigen Platten-
belag wie die nördliche Be-
tenstraße und Brauhausstraße. 
Straßenleuchten, Papierkörbe 
und anderes Straßenmobiliar 
werden ebenfalls dem dort 
vorhandenen Qualitätsstandard 
angepasst. Bäume in Baum-
scheiben zwischen Längspark-
stände gesetzt, ergänzen den 
vorhandenen Baumbestand.
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4.2.1

Nordstadt

4.2 Stadtteile mit besonderen Erneuerungsbedarf

Mit der EU-Gemeinschaftsin-
itiative URBAN II wurde ein 
integriertes Handlungskonzept 
zur Verbesserung der städte- 
baulichen, ökonomischen und 
sozialen Situation im benach-
teiligten Stadtteil durch ent-
sprechende Maßnahmen umge-
setzt. Das Entwicklungskonzept 
für die Dortmunder Nordstadt 
umfasst die Stabilisierung 
vorhandener Strukturen, die 
Stärkung des nachbarschaft-
lichen Zusammenhalts, die 
Aktivierung des endogenen 
Potenzials der Wirtschaft und 
Gemeinschaft sowie die weitere 
Verbesserung des Erscheinungs-
bildes und der Stadtgestalt. Da-
mit erreichte die Nordstadt den 
Anschluss an die Entwicklung 
der Gesamtstadt. Dies haben 
29 Einzelprojekte in den drei 
Schwerpunkten Lokale Ökono-
mie, Städtebau und soziokul-
turelle Entwicklung bewirkt, 
die mit einem Gesamtvolumen 
von 28,8 Mio. Euro teilweise 
noch bis Mitte 2008 umgesetzt 
wurden. 

Mit den aus URBAN II geför-
derten Maßnahmen gelingt es, 
die Potenziale der Nordstadt 
für eine erfolgreiche Stadt-
teilentwicklung zu nutzen, zu 
optimieren und imagewirksam 
einzusetzen. Durch die positi-
ven Impulse wenden sich nun 
wieder verstärkt Menschen und 
Investoren der Nordstadt zu.

Engagement der Dortmunder 
Wohnungsgesellschaften und 
privater (Mehrfach-)Eigentü-
mer konnte weiter gesteigert 
werden. Sie investierten in den 
letzten Jahren vermehrt in den 
Wohnungsbestand und die 
Aufwertung der Gebäude und 
engagierten sich bei sozialen 
Projekten. Mit dem Projekt 
„Nordlichter“, bei dem durch 
eine kostensparende Fassaden-
beleuchtung die Gebäude und 
das Quartier bei Dunkelheit 
aufgewertet werden und der 
kunstvollen Fassadenmalerei 
„Bilderfl ut“ konnten verstärkt 
private Immobilieneigentümer 
mobilisiert werden.

Im Rahmen des Programm-
schwerpunktes „Förderung der 
lokalen Ökonomie“ wurden 
nachhaltige Strukturen und 
Vernetzungen in unterschied-
lichsten Branchen wie Gewerbe 
(Münster-, Schützenstraße, 
Borsigplatz), Kreativwirtschaft 
(51° Nord) oder Kultur (Kultur- 
meile) geschaffen. Für die 
Gesundheitsbranche ist eine 
Vereinsgründung in Vorberei-
tung. Die Weiterführung des in 
2007 erstmals stattgefundenen 
Gesundheitstages ist gesichert. 
Damit wurde nicht nur die Sta-
bilisierung, vielmehr sogar ein 
Wachstum der Wirtschaft in der 
Nordstadt erreicht. 

Nordstadtfest 2008
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4.2.1

Als erste Stadt in Deutschland 
hat Dortmund im Rahmen des 
Projektes „Standortsicherung 
und Entwicklung von Betrie-
ben“ eine Mikrokredit-Genos-
senschaft „NORDHAND eG“ 
zur unbürokratischen Vergabe 
von Kleinkrediten gegründet. 
Durch die verschiedenen Projek-
te wurden erfolgreich Arbeits- 
und Ausbildungsplätze ge-
schaffen, Qualifi zierungen und 
Beratungen vorgenommen und 
zahlreiche Existenzgründungen 
konnten verzeichnet werden. 

Neben der ökonomischen 
Dimension des URBAN ll-Pro-
gramms wurden städtebauliche 
und soziokulturelle Projektziele 
verfolgt. Die Verbesserung der 
stadträumlichen Qualitäten 
und der Aufbau von bewoh-
nergetragenen Einrichtungen 
und Strukturen fi nden mit 
Projekten, wie der Einrichtung 
des Quartiersmanagements 
oder der Aufwertung vorhan-
dener Naherholungsgebiete 
ihren Ausdruck. Der Ausbau der 
Flächen für Grün, Freizeit und 
Naherholung macht das Quar-
tier für die Bewohnerinnen und 
Bewohner lebenswerter. Neben 
den Umbaumaßnahmen in 
Fredenbaum- und Hoeschpark 
sowie der Fertigstellung des 
Jugendtreffs Stollenpark wurde 
als letztes Bauprojekt die Erwei-
terung der Erlebniswelt Freden-
baum – Big Tipi fertiggestellt. 

Mit über 100.000 Besuchern 
jährlich ist das Big Tipi bereits 
zum Publikumsmagneten 
geworden. Für die Kinder- 
und Jugendförderung konn-
ten auch überregional neue 
Impulse gesetzt werden. Das 
Quartiersmanagement wird 
durch städtische und privat-
wirtschaftliche Finanzierung 
weitergeführt. Dank der guten 
Erfahrungen im Rahmen von 
URBAN II wurde es bereits in 
zwei weiteren Dortmunder 
Stadtquartieren (Hörde und 
Rheinische Straße) eingeführt. 

Die Erfolge der etablierten 
Elterncafés und Schülerclubs 
strahlen bereits auf andere 
Stadtteile Dortmunds aus. 

Zum Abschluss der URBAN II-  
Förderperiode fand im Mai 
2008 die „Internationale 
Woche“ statt. Über 40.000 
Besucher kamen an acht Tagen 
in die Nordstadt und konnten 
internationale Küche und ein 
Kulturangebot aus Theater, 
Musik, Ausstellungen, Lesungen 
und Film genießen sowie über 
Religion, Wirtschaft, Schule und 
Wohnen diskutieren. 

Projekt „Nordlichter“: Fassade am Borsigplatz
C. Suhan
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Scharnhorst-Ost inklusive Direktionsgebäude Gneisenau

4.2.2

In mehreren Stadtteilkonfe-
renzen wurde gemeinsam 
mit Akteuren und Bewohnern 
ein Integriertes Handlungs-
konzept erarbeitet, das seit 
1994 umgesetzt wird. Inner-
halb verschiedener Hand-
lungsfelder sind eine Reihe 
unterschiedlichster Projekte 
realisiert worden, die zu einer 
nachhaltigen Verbesserung 
der Lebensqualität in der 
Großsiedlung beigetragen 
haben. Dazu gehören die Ver-
besserung der Spielangebote 
für Kinder und Jugendliche 
im Wohnungsnahbereich, 
die Anlage von Stadtteil-
parks und einer ökologischen 
Kleingartenanlage. Neben 
der baulichen Erneuerung,die 
zum Teil auch aus privaten 
Mitteln fi nanziert wurde, sind 
weitere Projekte durchgeführt 
worden, wie die stadtteilbe-
zogene Gesundheitsförderung 
und Berufsorientierungssemi-
nare für Jugendliche. Das bis 
Mai 2006 vor Ort eingerichte-
te Stadtteilbüro hat erheblich 
zur Verbesserung von Struk-
turen und der Vernetzung 
von Akteuren und Angeboten 
beigetragen.

Ein wichtiges Potenzial für 
die Entwicklung von Scharn-
horst-Ost ist die vorhandene 
starke Durchgrünung der 
inzwischen 40 Jahre alten 
Siedlung: Scharnhorst-Ost 
– der Stadtteil im Grünen. 
1997 begann der Prozess der 
ökologischen Erneuerung der 
Großsiedlung mit der Um-
weltinitiative, einem von der 
EU geförderten Projekt zur 
Verbesserung der abfallwirt-
schaftlichen Situation.

Das Ziel war eine deutliche 
Einsparung von Mietneben-
kosten (Abfallgebühren). 
Auch das Modellprojekt 
„Neuer Umgang mit Regen-
wasser“ trägt mit öffentlichen 
und privaten Projekten ganz 
erheblich zur Aufwertung 
des Siedlungsimages bei. Das 
Grünordnungskonzept zur 
zukunftweisenden Sicherung 
und Entwicklung der Grün- 
und Freifl ächen ist ein weite-
rer ökologischer Baustein. 

Die guten Erfahrungen in der 
Zusammenarbeit der unter-
schiedlichsten Akteure haben 
dazu beigetragen, dass zwi-
schen den in Scharnhorst-Ost 
vertretenen Wohnungsunter-
nehmen eine beispielhafte 
Kooperation entstanden ist. 
Ziel ist es, analog zum inte-
grierten Handlungskonzept, 
die Aktivitäten der Woh-
nungswirtschaft im Sinne des 
Stadtteils stärker zu bündeln 
und zu konzentrieren, Syner-
gien zu nutzen und gemein-
same, übergreifende Themen 
gemeinschaftlich anzugehen. 

Dazu gehören eine Image-
kampagne, ein gemeinsames 
Farbkonzept sowie die Ent-
wicklung eines wohnungswirt-
schaftlichen Quartiermanage-
ments, das für die Dauer von 
drei Jahren eingerichtet wird 
und im Herbst 2008 starten soll.
Mit der Wiederansiedlung des 
Werkhofs im Stadtbezirk sollen 
im Jahr 2009 die baulichen Maß-
nahmen des integrierten Hand-
lungskonzeptes abgeschlossen 
werden. Das ehemalige Direkti-
onsgebäude der Zeche Gneise-
nau soll als stadtbildprägendes 
Element erhalten und zu einem 
Qualifi zierungs- und Beschäfti-
gungszentrum durch die Werk-
hof Projekt gGmbH umgenutzt 
werden. Damit kann eine für 
die Großsiedlung sinnvolle Ein-
richtung insbesondere für Ju-
gendliche und junge Erwachsene 
wohnortnah installiert werden. 
Die Entfernung zum Zentrum 
der Großsiedlung Scharnhorst-
Ost beträgt nur 3 km, und eine 
Busverbindung ist vorhanden. 
Details zu diesem Projekt sind 
unter Kapitel 4.4.3 nachzulesen.

Direktionsgebäude Gneisenau 
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Hörde Clarenberg

4.2.3

Die Großwohnsiedlung Hörde 
Clarenberg hat eine vergleichs-
weise kurze Geschichte: Das 
sehr grüne Quartier wurde 
zwischen 1969 und 1973 auf 
der Fläche einer Arbeitersied-
lung neu errichtet. Insgesamt 
25 vier- bis siebzehngeschos-
sige Gebäude entstanden 
auf einem Areal von rund 8 
Hektar. Hier leben 3.290 Men-
schen in unmittelbarer Nähe 
des Stadtteilzentrums Hörde 
und etwa 5 Kilometer südöst-
lich der Dortmunder Innen-
stadt, die mit der U-Bahn in 15 
Minuten zu erreichen ist. Die 
Wohnungsbestände der Groß-
siedlung Clarenberg befi nden 
sich überwiegend im Eigentum 
der Ruhr-Lippe Wohnungsge-
sellschaft mbH (RLW) und der 
gws-Wohnen. Nach Erstellung 
eines integrierten Handlungs-
konzeptes durch die RLW, der 
Landesentwicklungsgesell-
schaft und der Stadt Dortmund 
erfolgte die Aufnahme der 
Großwohnsiedlung Clarenberg 
1997 in das Landesprogramm 
„Stadtteile mit besonderem Er-
neuerungsbedarf“. Die ersten 
Baumaßnahmen wurden 1998 
begonnen.

Im Rahmen der Erneuerung 
der Großsiedlung Clarenberg 
durch die RLW wurden mit in-
tensiver Bewohnerbeteiligung 
vor allem gebäudebezogene 
und städtebauliche 

Maßnahmen durchgeführt, 
die mit beschäftigungswirksa-
men Projekten verknüpft und 
mit fi nanzieller Unterstützung 
des Landes und der Stadt 
Dortmund realisiert wurden.

Hierzu zählen energetische 
Maßnahmen an den Fassaden 
sowie ihre farbliche Gestal-
tung, die Umgestaltung der 
Hauseingänge und des gesam-
ten Wohnumfelds. Durch Neu-
gestaltung und Verbesserung 
der Nutzung der privaten 
Freifl ächen wurden Ange-
bote für unterschiedlichste 
Altersgruppen der Bewohner 
geschaffen. Sowohl die RLW, 
das Werk- und Begegnungs-
zentrum Hörde als auch der 
Arbeitskreis Clarenberg

sind bemüht, durch ihre Arbeit 
zur sozialen Integration der 
Bewohner beizutragen und 
das Wohlbefi nden und die 
Identifi kation der Bewohner 
mit ihrem Lebensraum zu 
erhöhen. 

Gefördert durch das Land NRW 
wurden bis 2008 eine Vielzahl 
von Maßnahmen realisiert, 
wie das Hausmeistermodell 
(Concierge) in einem Hochhaus 
oder das „Nachbarschaftsbüro 
im Clarenberg“ (NIC). Flan-
kiert wurden alle Maßnahmen 
durch Projekte zur Bewohner-
beteiligung, zur Aktivierung 
von Nachbarschaften, zur 
Förderung von Kindern und 
Jugendlichen und zur Förde-
rung der Integration.

Jugendheim Clarenberg
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4.3.1

Ortskerngestaltung Aplerbeck

4.3 Maßnahmen in Nebenzentren

Das städtebauliche Leitziel 
lautet, den Ortskern Aplerbeck 
in seinen empfi ndlichen Nah-
versorgungsbereichen zu ent-
lasten. Durch die Herausnah-
me des Durchgangsverkehrs 
aus dem Ortskern wurde die 
Grundlage geschaffen, den 
entlasteten Abschnitt der 
Köln-Berliner-Straße, der Straße 
Aplerbecker Markplatz und den 
Einmündungsbereich der Mars-
bruchstraße (Marsbruchplatz = 
derzeitige Endhaltestelle der 
U 47) zu einer Mischverkehrs-
fl äche umzugestalten. Der Orts-
kern Aplerbeck wurde durch 
die gestalterische Aufwertung 
und die bessere Verknüpfung 
mit bestimmten Nutzungs-
schwerpunkten gestärkt und in 
seiner Funktion unterstützt. 
Die stadtbaugeschichtlich be-
dingten charakteristischen 
Eigenarten des Ortskerns blei-
ben bewahrt. Durch eine hohe 
Gestaltqualität wurde insbe-
sondere für Kinder, Jugendli-
che, Senioren und behinderte 
Menschen eine attraktive Auf-
enthaltsmöglichkeit geschaf-
fen. Gleichzeitig ist ein Raum 
für Freizeit, Erlebniseinkauf, 
kulturelle Veranstaltungen 
und kommunikative Nutzung 
entstanden. Außerhalb dieses 
Kernbereichs werden eine öko-
logische Aufwertung des Grün- 
und Freizeitraums unter Einbe-
ziehung des Emscherprojektes 
und die stadtgestalterische 
und funktionale Aufwertung 
von Verkehrs- und Freiräumen 
realisiert. 

Der Beginn der Maßnahmen 
war davon abhängig, dass zu-
vor der ökologische Umbau der 
Emscher durchgeführt wird, 

der eine Anpassung und 
Erneuerung des städtischen 
Kanalnetzes nach sich zog. 
Nach Einigung mit den betrof-
fenen Anliegern über schwieri-
ge technische und eigentums-
rechtliche Sachverhalte hat der 
Emscherumbau in 2005 begon-
nen. Die städtischen Kanalbau-
maßnahmen und die Maßnah-
men zur Ortskerngestaltung 
sind abgeschlossen. Aktuell 
wartet die Emschergenos-
senschaft auf die Zusage von 
beantragten Fördermitteln, um 
die bisher verrohrte Emscher 
zwischen Köln-Berliner-Straße 
und Rodenbergstraße offen zu 
legen. Danach kann sofort mit 
dem Vergabeverfahren begon-
nen werden.

Dem städtebaulichen Konzept 
folgend, stellt die neugestal-
tete Köln-Berliner-Straße mit 
Marsbruchplatz und Markt-
platz als sogenannte „stei-
nerne Achse“ das Rückgrat 
der Ortskernerneuerung dar. 
Der Marsbruchplatz wurde 
als lebendiger Stadtplatz und 
Spielpunkt auf der Anhöhe der 

Marsbruchstraße angelegt, 
von der aus ein weiter Aus-
blick bis in den Süden von Ap-
lerbeck möglich ist. Diese neue 
„Bastion“ wird durch Säulenei-
chen innerhalb einer wasserge-
bundenen Decke und Boden-
strahler betont. Der Marktplatz 
vor dem Amtshaus hat als be-
sonderes Gestaltungsmerkmal 
eine bespielbare Brunnenanla-
ge mit dreieckigem Grundriss 
bekommen, deren sprudelnde 
Fontänen von innen beleuchtet 
werden. Die Anlage bildet den 
nordöstlichen Abschluss des 
Aplerbecker Marktplatzes und 
den Übergang vom verkehrsbe-
ruhigten Geschäftsbereich zum 
Rodenbergpark. 

Insgesamt wurden abschnitts-
weise rund 12.500 m² öfffent- 
liche Verkehrsfl äche im Voll-
umbau zu einem verkehrs-
beruhigten Geschäftsbereich 
umgestaltet. Damit wurde das 
Ziel erreicht, einen verkehrsbe-
ruhigten Geschäftsbereich mit 
gleichzeitig hoher Aufenthalts-
qualität im Konsens mit den 
Beteiligten zu schaffen.

Marktplatz vor dem Amtshaus
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Ortskerngestaltung Mengede

4.3.2

Das Stadtbezirkszentrum 
Mengede erfüllt wichtige 
Funktionen für die Bevölke-
rung des Dortmunder Nord-
westens. Auf den Stadtbezirk 
bezogen befi nden sich dort 
die meisten Einkaufsmöglich-
keiten und Dienstleistungs-
angebote. Mengede Zentrum 
mit dem beliebten Wochen-
markt ist natürlich auch ein 
Ort der Identifi kation der 
Bürger und Bürgerinnen mit 
ihrem Stadtteil. Die Struk-
tur des Ortskerns sowie das 
städtebauliche Erscheinungs-
bild ist in Teilen reizvoll und 
attraktiv. Doch es gibt auch 
Bereiche, in denen funktiona-
le und gestalterische Mängel 
auftreten. Diese Zonen strah-
len negativ auf ihre Umge-
bung aus und beeinträchtigen 
die Entwicklungschancen des 
Zentrums insgesamt. Dane-
ben sind auch in den relativ 
intakten Bereichen störende 
Mängel festzustellen.

Bereits 1992 wurden diese 
Zusammenhänge in der 
extern erstellten Rahmenpla-
nung Mengede aufgezeigt 
und Vorschläge für die wei-
tere Entwicklung gemacht. 
Einige davon sind inzwischen 
verwirklicht worden. Das 
vorgelegte Integrierte Hand-
lungskonzept führt diese 
Rahmenplanung weiter. 
Es umfasst ein Bündel von 
Maßnahmen in verschiede-
nen Handlungsfeldern, einen 
aktualisierten städtebaulichen 
Rahmenplan für den gesam-
ten Ortskern und Gestaltungs-
pläne für Teilbereiche. Städte-
bauliches Leitziel ist es, den

Ortskern Mengede als Zentrum 
für Versorgung, kulturellen 
Austausch und nicht zuletzt 
auch als Wohn- und Gewer-
bestandort zu stabilisieren. 
Um dieses Ziel zu erreichen, 
wurden Stadterneuerungs-
maßnahmen konzipiert, die 
wesentlich und nachhaltig zu 
einer Verbesserung der Le-
bens-, Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse im Ortskern Mengede 
beitragen sollen. Diese Pläne 
wurden in den Jahren 2000 bis 
2002 der Mengeder Öffentlich-
keit mehrfach vorgestellt und 
ausführlich diskutiert. 

Als Einstieg in die Stadter-
neuerung Mengede sowie zur 
Stabilisierung, Stärkung und 
Attraktivitätssteigerung des 
Ortskerns ist beabsichtigt, die 
Straßen Am Amtshaus von 
Siegburgstraße bis Remigius-
straße und Siegburgstraße von 
Am Amtshaus bis Rigwinstraße 
zu gestalten. Das Integrierte 
Handlungskonzept umfasst 

neben der Ortskerngestaltung 
weitere Handlungsfelder, die 
dem Zuständigkeitsbereich der 
Stadterneuerung unterliegen. 
Darüber hinaus sollen verschie-
dene, für die positive Weiter-
entwicklung des Stadtbezirks 
erforderliche, Maßnahmen auf 
anderer Rechtsgrundlage und in 
anderer Trägerschaft durchge-
führt und fi nanziert werden. Sie 
sind im Sinne eines integrierten 
Handlungsansatzes Teil der 
Stadterneuerung und in die 
Projektsteuerung einzubeziehen. 
Sofern sich die Rahmenbedin-
gungen verändern, bleibt eine 
zeitliche und inhaltliche Verän-
derung dieses Konzeptes vor-
behalten. Mit der Durchführ-
ung der vorgeschlagenen 
Stadterneuerungsmaßnahmen 
kann begonnen werden, nach-
dem die Ortskerngestaltung 
Mengede in 2008 als neue 
Maßnahme in das Stadterneue-
rungsprogramm des Landes 
NRW aufgenommen wurde.

Amtshaus Mengede
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4.4.1

Rheinische Straße mit U-Turm

4.4 Stadtumbaugebiete

Die Rheinische Straße ist das 
westliche Eingangstor zur City 
und stellt als Ost-West-Achse 
die bedeutendste Dortmunder 
Hauptverkehrsverbindung 
zwischen der Innenstadt und 
den westlichen Stadtteilen dar. 
Das 155 Hektar große Stadt-
umbaugebiet liegt im Stadt-
bezirk Innenstadt-West. Rund 
10.000 Menschen leben in dem 
hochverdichteten Quartier. 
Der gesamte Stadtumbaupro-
zess ist auf 10 Jahre angelegt. 
In diesem Zeitraum sollen rund 
16 Mio. Euro ins Gebiet fl ie-
ßen. Das Konzept zur Entwick-
lung des Gebietes beinhaltet 
sechs Entwicklungsschwer-
punkte, denen jeweils mehrere 
Einzelprojekte zugeordnet 
sind. 

Sicherung und Ausbau von 
Gewerbenutzung und Ar-
beitsplätze: Angestrebt wird 
eine funktionierende, stabile 
und sich ergänzende lokale 
Ökonomie. Die zentralen 
Handlungsfelder sind Ausbil-
dung, Beschäftigung, Betriebe/
Existenzgründung, ethnische 
Ökonomie, gewerbliche Ent-
wicklung und Standortpromo-
tion. Die Auftragsvergabe für 
eine Anpassungsberatung der 
Betriebe ist für 2008 geplant.

Sicherung innenstadtnahen 
Wohnens: Es soll ein niveau-
voller und attraktiver Wohn-
standort in einem sicheren 
und sauberen Umfeld entste-
hen, ein „Energieeffi zienz-
quartier“ mit einem guten 
energetischen Wohnungsstan-
dard. Der Platzhausmeister als 
Ansprechpartner für Menschen 
im Quartier hat seine Arbeit 
aufgenommen. 

Für 2009 ist die Auftragsver-
gabe für eine Beratung zu 
Altbausanierung und Energie-
sparen geplant.

Städtebauliche Aufwertung: 
Die städtebauliche Aufwer-
tung bildet den notwendigen 
Rahmen für alle anderen 
Entwicklungen im Quartier. 
Sie ist die Voraussetzung für 
eine Verbesserung des Images 
und damit Motor und Impuls 
für privates Engagement und 
Investitionen. Gesamtstäd-
tisch bedeuten die baulichen 
Projekte, vor allem um das 
Westentor, eine weitere Auf-
wertung der City, während für 
den Siedlungsbereich eher das 
Aufbrechen und Überwinden 
der Barrieren relevant sind. 
Die Rheinische Straße wird 
dadurch ihrer Bedeutung als 
Eingang in die City wieder 
gerecht. Erste Maßnahmen zur 
Fassadengestaltung und Haus- 
und Hofbegrünung beginnen 
in 2008.

Ausbau von Freizeit- und Er-
holungsmöglichkeiten: Durch 
die hohe bauliche Verdichtung 
besteht ein großer Bedarf an 
attraktiven Spiel- und Bewe-
gungsräumen für Kinder und 
Jugendliche, aber auch an Auf-
enthalts- und Aktionsräumen. 
In 2008 laufen Beteiligungsak-
tionen für Spielräume im Quar-
tier, u. a. für den Westpark 
sowie Miniparks auf vernach-
lässigten Grundstücken an.

Aufbau sozialer und kultureller 
Infrastruktur: Es ist vorgese-
hen, spezielle Angebote für im 
Quartier lebende Menschen 
zu schaffen, z. B. in Form eines 
Dienstleistungsnetzwerkes für 

Rheinische Straße

ältere Menschen, durch Bera-
tungs- und Unterstützungs-
knotenpunkte für Eltern mit 
Kindern im Vorschulalter bzw. 
Schüler des Westfalenkollegs 
und durch ein Interkulturelles 
Lernzentrum für Kinder und 
Jugendliche. Mit dem in 2008 
begonnenen Bau des Freizeit-
zentrums West soll im Gebiet 
ein Veranstaltungszentrum für 
Jugend- und Popkultur sowie 
Jugendkulturarbeit mit regio-
naler Bedeutung entstehen.

Aktivierung und Organisation 
des Vor-Ort-Engagements: Eine 
zentrale Aufgabe bei der Um-
setzung integrierter Handlungs-
konzepte ist das Management 
und Marketing. Nicht zuletzt als 
Verbindungspersonen zwischen 
Politik, Verwaltung und den 
lokalen Akteuren hat sich der 
Einsatz von Quartiersmanagerin-
nen bzw. -managern bewährt. 
Sie tragen vor Ort maßgeblich 
zur Umsetzung von Stadterneu-
erungsprozessen bei, fördern 
ehrenamtliches Engagement 
und setzen Ideen um. Die Stand-
ortgemeinschaft Rheinische 
Straße wurde 2008 als Verein 
gegründet. In 2008 nimmt das 
Quartiersmanagement seine 
Arbeit auf.
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4.4.2

Hörde Zentrum

Mit der Integration der beiden 
Altindustriefl ächen PHOENIX 
West und Ost ergibt sich die 
einmalige Chance, nach Jahren 
der Stagnation und des Ima-
geverlustes neue Akzente zu 
setzen und deutliche Impulse 
für eine Wiederbelebung des 
Stadtbezirkszentrums Hörde 
zu erreichen. Das Stadtbezirks-
zentrum erfüllt sowohl aus 
handelswirtschaftlicher als 
auch aus städtebaulicher, kul-
tureller und sozialer Perspek-
tive nicht die Funktionen, die 
gemäß Lage und Einzugsbe-
reich möglich wären. Das Zent-
rum soll zu einem modernen, 
zentralen Versorgungsstandort 
mit lebendiger Mitte werden, 
der die beiden neuen Entwick-
lungspole optimal miteinander 
verbindet.  

Seit Dezember 2007 liegt für 
die Stadterneuerungsmaß-
nahme Hörde Zentrum ein 
gebietsbezogenes städtebauli-
ches Entwicklungskonzept mit 
einem umsetzungsorientierten 
integrierten Handlungspro-
gramm vor. Das städtebauliche 
Entwicklungskonzept baut auf 
umfassende Untersuchungen 
auf und enthält erarbeitete 
Entwicklungsziele, -schwer-
punkte, Handlungsempfeh-
lungen sowie 57 Maßnahmen-
empfehlungen zu den Themen 
Einzelhandel Ortskern und 
Lokale Ökonomie, Städtebau 
und Stadtgestalt, Wohnen und 
Freiraum, Soziales, Integration 
und Kultur, Stadtteilmanage-
ment und Beteiligung sowie 
Verkehr. 

Mit dem empfohlenen Hof- 
und Fassadenprogramm im 
Stadterneuerungsgebiet Hör-
de Zentrum ist 2008 begon-
nen worden. Das Programm 
gibt durch eine Förderung 
von Fassadengestaltung 
sowie Hof- und Hausfl ächen 
einen Anreiz zu Investitionen 
in den privaten Gebäudebe-
stand. 

Die nächsten geplanten 
Schritte zur Entwicklung des 
Hörder Zentrums sehen vor, 
ein Stadtteilmanagement 
einzurichten, das in einem 
Stadtteilbüro an der Umset-
zung der Projekte arbeitet. 
Das Stadtteilmanagement 
steht vor Ort für Beratun-
gen und Bürgerfragen zur 
Verfügung. Da neben den 
investiven Maßnahmen vor 
allem auch die Verbesserung 
des Einzelhandelsstandorts 
forciert werden muss, soll 
das bestehende Stadtbezirks-
marketing personell durch 

einen Citymanager unterstützt 
werden. Dieser wird die Zusam-
menarbeit und die Motivierung 
der Einzelhändler und sonstiger 
Gewerbetreibender überneh-
men. Noch in 2008 werden 
diese Aufgaben ausgeschrie-
ben. Alle anderen empfohle-
nen Maßnahmen wurden zur 
Förderung angemeldet. Sobald 
Zusagen vorliegen, kann mit 
ihnen begonnen werden. Des 
weiteren wird auf der Grundla-
ge der Vorschriften zum Stadt-
umbau West ein Stadtumbau-
gebiet zur Durchführung von 
Stadterneuerungsmaßnahmen 
für einen abgegrenzten Bereich 
(den Ortskernbereich, den Be-
reich um die Hochofenstraße, 
den Piepenstockplatz und die 
Hermannstraße) vorbereitet. 
Zusätzlich wird ein förmlich 
festgelegtes Sanierungsgebiet 
im vereinfachten Verfahren mit 
Genehmigungspfl icht für die-
sen Bereich mit Ausnahme des 
Teilbereichs um die Hermann-
straße vorbereitet. 

Marktplatz Hörde
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Derne

Die ehemaligen Industrie-
fl ächen im Stadtteil Derne 
eröffnen dem Stadtteil die 
große Chance, mit einer fl e-
xiblen und gleichzeitig zen-
trenstärkenden Entwicklung 
das alte Derne mit dem neuen 
Derne zu verknüpfen. Schwer-
punktmäßig geht es um die 
Entwicklung brachliegender 
Flächen der Zeche und Kokerei 
Gneisenau und um Aufwertun-
gen im Bestand. Die Entlastung 
der Altenderner Straße vom 
Durchgangsverkehr durch den 
Bau der Gneisenauallee eröff-
net völlig neue Möglichkeiten 
bei der Ausgestaltung dieser 
wichtigen Lebensader.  

Die Industriedenkmale, die 
Schachthalle und die Maschi-
nenhäuser sind bereits vor län-
gerer Zeit in das Eigentum der 
Stiftung Industriedenkmalpfl e-
ge und Geschichtskultur (IDS) 
übergegangen. Das ehemalige 
Direktionsgebäude der Zeche 
Gneisenau soll als stadtbildprä-
gendes Gebäude in Ergänzung 
zu den Denkmalen erhalten 
und neu genutzt werden. Die 
Werkhof Projekt gGmbH hat 
für das Gebäude ein Konzept 
für ein Qualifi zierungs- und 
Beschäftigungszentrum 
erarbeitet, das einen Umbau 
und ergänzende Neubauten 
umfasst. Es entstehen neue 
Werkhallen und Räume für 
Schulungen, Verwaltung und 
Hauswirtschaft mit Kantine. 
Das 3. Obergeschoss kann für 
stadtteilorientierte Angebote 
genutzt werden. 

Das Land NRW hat das Projekt 
in das Modellvorhaben „So-
ziale Stadt NRW - Wir setzen 
Zeichen“ aufgenommen. Die 
weiteren Projektkosten für 
den Neubau der Werkhallen, 
die Einrichtungsinvestitionen 
und den Ankauf von Grund-
stück und Gebäude werden 
aus der Bildungszentrenför-
derung des Landes NRW und 
aus Eigenmitteln der Werkhof 
Projekt gGmbH fi nanziert. Die 
weitere Entwicklung und Um-
setzung von Maßnahmen in 
Derne sollen als Stadtumbau 
West Maßnahmen erfolgen. 
Das Entwicklungskonzept für 
das Stadtumbaugebiet Derne 
setzt sich zusammen aus dem 
Flächennutzungsplan, dem 
integrierten Stadtbezirksent-
wicklungskonzept Scharnhorst 
und der Rahmenplanung Der-
ne mit den städtebaulichen 
Zielen für den Ortsteil. 

Als teilräumliches Entwick-
lungskonzept soll ein integrier-
tes Handlungskonzept erarbei-
tet werden. Dieses soll auch die 
Handlungsfelder Ökonomie, 
Ökologie, Soziales, Bildung und 
Kultur umfassen. Das integrier-
te Handlungskonzept soll ver-
waltungsintern entworfen und 
mit Bewohnern und Akteuren 
vor Ort gemeinsam entwickelt 
werden. Zur Unterstützung 
und Effektivierung der Arbeit 
soll mit diesen Maßnahmen 
begonnen werden: Entwicklung 
einer Standortgemeinschaft 
für Gewerbetreibende und 
Eigentümer, Einrichtung eines 
Quartiersmanagements zur 
Aktivierung der Bewohner und 
eines Verfügungsfonds für das 
Quartiersmanagement sowie 
Anwendung des privaten Haus- 
und Hofbegrünungsprogramms 
zur Aktivierung privater Inves-
titionen.

Stadtteilpark Gneisenau



68

4.5.1 4.5 Emscher Landschaftspark

Kokerei Hansa

Die Kokerei Hansa in Dort-
mund bildete gemeinsam mit 
der benachbarten Zeche Hansa 
einen großfl ächigen industri-
ellen Standort, bei dem es sich 
um den arbeits- und lebens-
weltlichen Mittelpunkt des 
Stadtbezirks Huckarde han-
delte. Mit der Stilllegung der 
Kokerei als letzter erhaltener 
Zentralkokerei aus den 1920er 
Jahren im Dezember 1992 ging 
dieser Mittelpunkt verloren. 
Nachdem weite Teile der in-
dustriehistorisch bedeutsamen 
Anlage in die Denkmalliste 
der Stadt Dortmund einge-
tragen worden waren, nahm 
im Jahre 1998 die Stiftung für 
Industriedenkmalpfl ege und 
Geschichtskultur (IDS) ihren 
Geschäftssitz auf Hansa.

Mit der Zielsetzung, das 
wesentliche räumliche und 
funktionale Grundgerüst 
der Kokerei weiterhin zu 
erhalten, dem Standort aber 
gleichzeitig eine zukunftsfä-
hige Entwicklungsmöglichkeit 
zu bieten, hat die IDS seitdem 
mit der Dach- und Fachsanie-
rung sowie der Umnutzung 
erhaltenswerter Gebäude 
und baulichen Anlagen be-
gonnen. So wurde beispiels-
weise die Gaskompressoren-
halle als industriehistorisches 
Glanzlicht der Anlage saniert 
und zu einem multifunktio-
nalen Veranstaltungsbereich 
umgenutzt. Mit dem Bau der 
Erlebnispfade „Natur und 
Technik A, B und C“ wurde 
eine Begehung der Anlage 

Kokerei Hansa

Kokerei Hansa
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unter sachkundiger Führung 
für das Publikum ermöglicht, 
so dass die Konstruktion und 
bauliche Ästhetik der Anlage 
und ihre langsame Rückerobe-
rung durch die Natur beobach-
tet werden können. 

Als Ankerpunkt der Route der 
Industriekultur und einzigar-
tige Kulisse für künstlerische 
Projekte, aber auch durch 
Veranstaltungen im Rahmen 
der „Extraschicht“ oder „Tag 
des offenen Denkmals“ ist die 
Kokerei Hansa mittlerweile zu 
einem Anziehungspunkt in der 
Region mit stetig steigenden 
Besucherzahlen geworden.

Durch die Sanierung weiterer 
bedeutsamer Gebäude, wie 
dem Kohlenturm, dem Koks-
löschturm, den Kaminkühlern 
oder dem Union-Gebläsehaus 
wird die IDS die Anziehungs-

kraft der Kokerei Hansa für 
das Publikum weiter erhöhen. 
Für diese Maßnahmen wurden 
jeweils Förderanträge gestellt, 
und eine erste Bewilligung von 
Landesmitteln für den Kohlen-
turm liegt vor, so dass noch in 
2008 mit den Sanierungsmaß-
nahmen begonnen werden 
kann. Die Realisierung dieser 
Maßnahmen wird mehrere 
Jahre in Anspruch nehmen.

Im Frühjahr 2008 ist im ehema-
ligen Turbokompressorenhaus 
die Nutzung einer Kletterhalle 
in Betrieb gegangen, in der 
aufgrund der Gebäudehöhe 
von ca. 20 Metern auch inter-
nationale Wettkämpfe ausge-
tragen werden können. 

Seit Sommer 2008 gibt es hier 
außerdem den sog. „Beachgar-
ten“ mit Außengastronomie 
und Volleyballfeld.

In diesem Jahr wurden unter 
denkmalpfl egerischen Ge-
sichtspunkten der Infopunkt 
umgebaut sowie die Wasch-
kaue zu einem Veranstal-
tungsraum. Voraussichtlich 
noch in 2008 wird der Erleb-
nispfad „Natur und Technik 
B“ teilweise verlegt, da das 
Maschinenhaus Nord als bis-
heriger Endpunkt des Pfades 
abgebrochen wird. 

Aktuell läuft für den Bereich 
der Kokerei und weiterer 
Flächen die Vorbereitung 
eines Sanierungsverfahrens, 
mit dem vorrangig der Zufl uss 
von Fördermitteln zugunsten 
der Industriedenkmalstiftung 

gesichert werden soll. In 2009 
ist mit der Fertigstellung des 
Kohlenturms zu rechnen so-
wie mit dem Baubeginn von 
einem der anderen Gebäude, 
wenn die bereits gestellten 
Förderanträge bewilligt 
werden. Für weitere Maß-
nahmen, wie eine Brücke von 
der Kokerei zum Deusenberg, 
sind weitere Förderanträge zu 
stellen und zu qualifi zieren.Eröffnung der Kletterhalle Bergwerk im ehemaligen Turbokompressorenhaus

Veranstaltung in der Kompressorenhalle
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Begegnungszentrum Kirche Deusen

Die Evangelische Kirche hat 
sich sich mittlerweile räumlich 
aus Deusen zurückgezogen 
und die Gustav-Adolf-Kirche 
aus den 1920er Jahren dem 
Förderverein verein „Wir las-
sen die Kirche im Dorf e.V.“ 
übergeben, der 2005 gegrün-
det wurde. Er zählt heute rund 
120 Mitglieder. Die Kirche soll 
dauerhaft erhalten und zu 
einem Begegnungszentrum 
umgenutzt werden. Damit 
wird das Ziel verfolgt, soziale, 
kulturelle und bürgerschaftli-
che Angebote zu schaffen und  
perspektivisch die Infrastruktur 
Deusens und des gesamten 
Dortmunder Nordwestens zu 
verbessern. Der Kirchenbau soll 
zukünftig als weltlicher Ort 

Zur Unterstützung des in-
tensiven bürgerschaftlichen 
Engagements beteiligt sich das 
Land NRW mit einem Zuschuss 
in Höhe von 300.000 Euro aus 
dem Fördertopf des Programms 
„Initiative ergreifen“ an diesem 
Pilotprojekt. Zahlreiche Spon-
soren aus Dortmund fördern 
das Vorhaben mit Finanz- oder 
Sachspenden. 

Um eine Einbindung des 
Begegnungszentrums in das 
bestehende Freizeitband im 
nördlichen Dortmund und 
eine Vernetzung mit bereits 
dort agierenden potenziellen 
Projektpartnern zu erzielen, 
wurden zahlreiche Gespräche 
mit entsprechenden Akteu-
ren geführt (z. B. EDG wegen 
der Freizeitarena Deusen-
berg, dem ADFC, der VHS, 
der Emschergenossenschaft, 
der Industriedenkmalstiftung 
mit dem Geschäftssitz auf der 
Kokerei Hansa etc.). Zahlreiche 
aussichtsreiche Projektpart-
nerschaften konnten bislang 
in diesem Zusammenhang 
begründet werden. Mit dem 
Umbau des Kirchenschiffs 
wurde Anfang 2008 begonnen. 
Im Frühjahr 2009 sollen das 
Begegnungszentrum und die 
Gastronomie ihren Betrieb auf-
nehmen. Der Verein trägt einen 
Teil der Umbau- und Sanie-
rungskosten in Höhe von rund 
740.000 Euro selbst, indem die 
Mitglieder auf der Baustelle 
tatkräftig mitarbeiten. 

 

Begegnungszentrum Kirche Deusen

Mittelpunkt des sozialen Lebens 
und Identitätspunkt des Stadt-
teils Deusen sein. Damit wird 
eine Gemeinschaftsmitte für 
die Alteingesessenen und die 
örtlichen Vereine und Gruppen, 
aber auch für die Integration 
der Neubürger geschaffen. 
Gleichzeitig entsteht ein Raum, 
in dem Bildungs- und Jugend-
veranstaltungen stattfi nden 
können. 

Als rentierliche Ergänzung 
dieser Nutzungen entsteht in 
einem Anbau neben der Kirche 
eine Stadtteil- und Ausfl ugsgas-
tronomie. Mit dieser Gastrono-
mie sollen die nötigen fi nanziel-
len Mittel für den dauerhaften 
Betrieb und den Erhalt der 
Gebäude gesichert werden. 



71

Die städtebauliche Planung 
schafft die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die 
Gewährleistung einer am Wohl 
der Allgemeinheit orientierten, 
geordneten städtebaulichen 
Entwicklung des Stadtgebietes. 
Sie berücksichtigt die Aus-
wirkungen der planerischen 
Vorgaben in ökologischer, 
ökonomischer und sozialer 
Hinsicht. Für Teilbereiche des 
Stadtgebietes werden rechts-
verbindliche Bebauungspläne 
erstellt sowie auf Antrag von 
Vorhabenträgern für konkrete 
Maßnahmen Vorhaben- und 
Erschließungspläne.

5

Städtebauliche 
Einzelprojekte und

Bebauungspläne
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Bebauungsplan Br 203 – HOHENBUSCHEI

5.1 Schwerpunkt Wohnen

Für den seit etwa dreizehn 
Jahren brachliegenden ehema-
ligen Flughafen- und Kaser-
nenstandort ist in 2005 ein 
städtebaulicher Realisierungs-
wettbewerb durchgeführt 
worden. Ziel des Wettbewerbs 
war es, auf Grundlage des 
vorliegenden Rahmenplans 
und des Flächennutzungsplans 
ein städtebauliches Konzept zu 
entwickeln, das insbesondere 

Stadtwerke sowie die Fa. Hoff 
und Partner Industriebau aus 
Gronau vertreten sind. Der 
städtebauliche Entwurf des 
ersten Preisträgers wurde ent-
sprechend der Empfehlungen 
des Preisgerichts und des Gestal-
tungsbeirats überarbeitet. Er ist 
Grundlage des Bebauungsplanes 
Br 203 – HOHENBUSCHEI, für den 
im April 2006 der Aufstellungs-
beschluss gefasst worden ist.

bei der Planung der vorgesehe-
nen  Wohnbaufl ächen auf die 
besondere Standortgunst 
(u. a. landschaftliche Einbin-
dung, vorhandene Waldberei-
che) Rücksicht nimmt. 
Der 1. Preis ging an das Büro 
„afa-architektur-fabrik“ 
aus Aachen. Als Projektent-
wickler ist die HOHENBUSCHEI 
Entwicklungsgesellschaft tätig, 
in der die Dortmunder 

Animation „HOHENBUSCHEI“ (Blick von Süden)
DSW21
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Mitte 2007 ist die Träger- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchgeführt worden. Der
Offenlegungsbeschluss wurde 
im Juni 2008 gefasst. 

Grundsätzlich gliedert sich das 
gesamte Gebiet der ehemali-
gen Kaserne in drei große Teil-
bereiche für Gewerbe, Wohnen 
und das Trainingszentrum des 
BVB 09. Im westlichen Teilbe-
reich befi ndet sich das Gewer-
begebiet Heßlingsweg, über 
das die weiter östlich liegenden 
Flächen sowie das Golfplatzge-
lände erschlossen werden. Der 
südliche und der östliche Teil-
abschnitt sind einer Wohnnut-
zung vorbehalten. Diese wird 
in die Teilsegmente „Wohnen 
im Village“, „Wohnen im Park“ 
sowie „Wohnen am Golfplatz“ 
aufgeteilt.

 

Aussichtspunkt „HOHENBUSCHEI“ Juli 2008
GPM

Im Südosten ist eine zwei-
te Erschließungsstraße mit 
Anbindung an die Brackeler 
Straße geplant. Die Wohn-
einheiten in den beiden 
letztgenannten Bereichen 
umfassen ausschließlich neue 
Einfamilienhausareale und 
sind für rund 600 bis 650 
Wohneinheiten konzipiert. Im 
Sektor „Wohnen im Village“ 
ist angrenzend an die Gewer-
begebietserweiterung Ge-
schosswohnungsbau vorgese-
hen. Insgesamt ist im Bereich 
HOHENBUSCHEI von einem 
Potenzial für ungefähr 1.000 
neue Wohneinheiten auszu-
gehen. Im Rahmen des Bebau-
ungsplan-Verfahrens wurde in 
Abstimmung mit dem Um-
weltamt und der DEW21 ein

spezifi sches Energiekonzept 
erstellt, um den Primärener-
giebedarf im neuen Wohn-
gebiet zu senken und somit 
nachhaltige Maßstäbe für 
die bauliche Entwicklung zu 
setzen. 

Im Juni 2008 hat die Betreiber-
gesellschaft im Rahmen eines 
Nachbarschaftsfestes einen 
neu gebauten Aussichtsturm 
eingeweiht, der möglichen 
Kaufi nteressenten einen Über-
blick über das große Bauge-
biet verschaffen soll. Derzeit 
laufen noch umfangreiche 
Abbruch- und Sanierungsmaß-
nahmen. Mit ersten Erschlie-
ßungsmaßnahmen ist in 2009 
zu rechnen. Als Baubeginn 
peilt die Gesellschaft Ende 
2010 oder Anfang 2011 an.
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Bebauungsplan InO 106 – Stadtquartier Ost

Die Reaktivierung des ehema-
ligen Güterbahnhofs Ost als 
Wohn- und Arbeitsstandort 
ist bereits im Städtebaulichen 
Rahmenplan „Stadtquartier 
Ost“ angelegt, der im 
November 2000 vom AUSW 
beschlossen worden ist. Der 
Rahmenplan umfasst zwei Ent-
wicklungsbereiche. Während 
der nördlich der ehemaligen 
Bahntrasse gelegene Bereich 
des ehemaligen Thyssen-Klönne 
Geländes noch auf längere Sicht 
an seine derzeitige Nutzung als 
Gewerbegebiet gebunden ist, 
stellt der ehemalige Güterbahn-
hof Ost den zweiten Entwick-
lungsbereich dar, für den ein 
Bebauungsplan aufgestellt 
werden soll. Die Hauptgrund-
stückseigentümer, aurelis Real 
Estate und Vivico Real Estate, 
erarbeiten derzeit mit der Stadt 
Dortmund ein städtebauliches 
Konzept zur Qualifi zierung der 
Rahmenplanung.

Das Konzept orientiert sich an 
der städtebaulichen Rahmen-
planung, es zeichnet sich durch 
eine nördlich des Plangebiets 
gelegene Grünspange aus.
Die auf der ehemaligen Bahn-
trasse geplante Grünfl äche soll 
eine Weiterführung der vorhan-
denen Fuß- und Radwegever-
bindung von der Klönnestraße 
im Osten bis zur Weißenburger 
Straße im Westen beinhalten.

Neue Querungsmöglichkeiten 
sollen eine Verbindung des 
Wohngebietes Güntherstraße 
mit dem neuen Stadtquar-
tier Ost schaffen. Im Zentrum 
des Quartiers sollen sich die 
Baufelder gruppieren, die zur 
Realisierung von Eigenheimen 
und in geringerem Anteil in 
den Randbereichen auch für 
Geschosswohnungsbau vor-
gehalten werden. Östlich an 
der Klönnestraße wurde mit 
dem „Seniorenzentrum am 
Kaiserviertel“ bereits ein erster 
Baustein in der Entwicklung 
des ehemaligen Güterbahn-
hofs realisiert. 

Gemäß der Rahmenplanung  
sollen sich nach Süden bis 
zur Hamburger Straße sowie 
entlang der Hamburger Straße 
bis zur Lippestraße im Westen 
weitere Baufelder für gewerb-
liche Nutzungen entwickeln. 
Ein entsprechender Antrag zur 
Aufstellung des Bebauungs-
planes auf der Grundlage des 
oben genannten Konzeptes 
wird seitens der aurelis Real Es-
tate noch in 2008 erwartet. In 
der Folge wird das städtebau-
liche Konzept mit dem Aufstel-
lungsbeschluss den politischen 
Gremien vorgestellt. 

Seniorenzentrum „Im Kaiserviertel“
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Bebauungsplan Hu 144 – Am Rahmer Wald

Das Gebiet des Bebauungspla-
nes Hu 144 – Am Rahmer Wald 
befi ndet sich am Ostrand des 
Ortsteils Jungferntal im Stadt-
bezirk Huckarde. Der räumliche 
Geltungsbereich umfasst den 
Bereich zwischen der mehrge-
schossigen Bebauung an der 
Ostseite der Röntgenstraße, der 
Jugendfreizeitstätte mit dem 
Abenteuerspielplatz und dem 
Rahmer Wald. Das Plangebiet 
wird überwiegend landwirt-
schaftlich genutzt. Die Flächen 
sind dem Sondervermögen 
„Grundstücks- und Vermögens-
verwaltungsfonds Dortmund“ 
zugeordnet. 

Mit der Änderung Nr. 3 des 
Bebauungsplanes Hu 123 
– Kniepacker war ursprünglich 
vorgesehen, im Plangebiet 
Planungsrecht für eine Klein-
gartendaueranlage zu schaf-
fen. Da für eine solche Anlage 
kein Bedarf besteht, ist nun 
beabsichtigt, diese Fläche einer 
Wohnbebauung zuzuführen. 
Zur Realisierung dieses Vorha-
bens soll der Bebauungsplan 
Hu 144 aufgestellt werden, der 
Planrecht für 60 bis 80 Ein- und 
Zweifamilienhäuser schafft. 
Hierbei wird das städtebauliche 
und freiraumplanerische Kon-
zept „Wohnen mit Sonne und 
Erde“ als Grundlage für den 
Bebauungsplan auch unter Be-
rücksichtigung radiästhetischer 
und geomantischer Aspekte 
sowie geobiologischer Untersu-
chungen (Wasseradern, Verwer-
fungen, Feng Shui etc.) erstellt. 

Der Bebauungsplanvorent-
wurf und das städtebauliche 
Konzept wurden unter Be-
rücksichtigung dieser Krite-
rien erstellt. Die künftigen 
Erwerber der Baugrundstücke 
können aufbauend auf den 
Untersuchungsergebnissen 
ihre jeweiligen Gebäude-
planungen dann auch nach 
geomantischen Kriterien opti-
mieren. Hierdurch ist es dem 
städtischen Sondervermögen 
zur Wohnbaufl ächenentwick-
lung möglich, auch für einen 
Personenkreis, dem diese 

für den Wohnstandort bedeut-
sam sind, ein entsprechendes 
Angebot zu unterbreiten.

Anfang 2006 wurden Be-
schlüsse zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes und zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Bauleitplanung gefasst. 
Im Herbst 2008 wird die Offen-
lage durchgeführt und im An-
schluss an die Auswertung der 
Satzungsbeschluss vorbereitet. 
Die voraussichtliche Vermark-
tung der Grundstücke und der 
anschließende Baubeginn sind 
ab 2009 möglich.

Entwicklungsfl äche „Am Rahmer Wald“ östlich der Siedlung Jungferntal
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Bebauungsplan Scha 141 und 142 – Grevel-Mitte und West

Der Dorfentwicklungsplan 
Grevel hat als Vorstufe zur 
konkreten Bebauungspla-
nung bereits grundsätzliche 
planerische Aussagen zur 
anzustrebenden städtebauli-
chen Struktur getroffen. 
Die Aufstellungsbeschlüsse 
für zwei Bebauungspläne 
(Scha 141 Grevel-Mitte und 
Scha 142 Grevel-West) wurden 
im September 2007 gefasst. 
Im Nordosten Grevels (ehem. 
Schulte-Ebbert-Hof) wird vor-
aussichtlich ein Wohnprojekt 
in Kombination mit Pferdehal-
tung entstehen, für das noch 
kein Bebauungsplanverfahren 
eingeleitet wurde.

Im Flächennutzungsplan sind 
die Plangebiete überwiegend 
als Wohnbaufl äche bzw. Dorf- 
gebiet dargestellt. Mit der 
Aufstellung von Bebauungs-
plänen werden die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen 
zur Realisierung einer wohn-
baulichen Nutzung geschaffen.

Es ist an eine aufgelockerte, 
dem dörfl ichen Charakter 
angepasste Wohnbebauung 
gedacht. Die Planbereiche 
Scha 141 und 142 sind gut an 
den öffentlichen Nahverkehr 
angebunden und nutzen 
Baufl ächenpotenziale in 
der Mitte und am Westrand 
Grevels. Beide Flächen werden 
im Rahmen des Sondervermö-
gens entwickelt und vermark-
tet. Der Bereich der Endhal-
testelle der Stadtbahn liegt 
auch im Planbereich, um eine 
Erweiterung des Park & Ride-
Platzes zu ermöglichen. Das 
Kernstück der vorliegenden 
Rahmenplanung ist ein zen-
traler Platz mit Aufenthalts-
qualität, der den bisherigen 
Festplatz an der Hostedder 
Straße ersetzen wird, sowie 
als öffentliche Grünfl äche ein 
„Spielanger“ entstehen, der 
sich südlich anschließt. Der 
Bereich südlich „In der Liet-
he“ bleibt als Obstwiese und 
Weidefl äche erhalten. Eine 
diagonal durch das Plangebiet 

Grevel-West laufende Grün-
zone soll sowohl Spiel- und 
Erholungsmöglichkeiten als 
auch eine Blickbeziehung zu 
markanten Gebäuden der 
Dortmunder Innenstadt bieten.

Nach dem derzeitigen Stand 
der Planung werden im Be-
reich des Bebauungsplanes 
Grevel-Mitte, je nach Haus-
typ, 30 bis 50 Wohneinheiten 
entstehen. Grevel-West bietet 
Baumöglichkeiten für min-
destens 50 Einfamilienhäuser, 
im Nordosten könnten außer-
dem rund 20 Wohneinheiten 
„Wohnen mit Pferden“ ent-
stehen. Zur Sicherung einer 
hohen Gestaltqualität der 
Gebäude ist die Erarbeitung 
eines Gestaltungs-Handbuches 
beabsichtigt, das den Bauwilli-
gen Entscheidungshilfen in der 
Planungsphase ihres Hauses 
geben soll. Die Bebauungs-
pläne sollen auch verbindliche 
gestalterische Festsetzungen 
enthalten, damit die Einfü-
gung der neuen Gebäude in 
das Ortsbild erreicht wird.

Entwicklungsfl äche „Wohnen mit Pferden“

    Entwicklungsfl äche „Grevel-West“
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Bebauungsplan Hö 253 – PHOENIX West

5.2 Schwerpunkt Wirtschaft 5.2.1

Mit dem Bebauungsplan wird 
Planrecht für rund 45 Hektar 
Gewerbefl äche in einem neuen 
Technologiegebiet geschaffen. 
Das Ziel lautet, einen Standort 
für die neuen Führungsbran-
chen Dortmunds, insbesondere 
für die Branchen Mikro- und 
Nanotechnologie sowie In-
formations- und Produkti-
onstechnologie, aufzubauen. 
Dienstleistungen und freizeit-
wirtschaftliche Nutzungen 
sollen integriert werden. Die 
bauliche Entwicklung orientiert 
sich an den Vorgaben eines 
spezifi sch erarbeiteten Gestal-
tungshandbuches. Des weiteren 
werden die denkmalgeschütz-
ten Gebäude festgesetzt und 
für eine denkmalgerechte 
Nachfolgenutzung gesichert.

Das innere Erschließungsnetz 
umfasst drei Haupterschlie-
ßungsachsen in Ost-West-
Richtung sowie drei nord-süd
ausgerichtete Achsen. Die 
fertig gestellte Konrad-Ade-
nauer-Allee soll im Bereich des 
Hochofenplatzes unterbro-
chen werden, um durch diesen 
„Verkehrswiderstand“ Durch-
gangsverkehre nach Hörde 
zu reduzieren. Die Verkehre 
werden von Hörde über die 
Hochofenstraße kommend über 
eine Schleife südlich des Pum-
penhauses und dann östlich der 
Gasgebläsehalle wieder auf die 
Konrad-Adenauer-Allee ge-
führt. Die östliche Anbindung 
soll sowohl über die Hochofen-
straße als auch zur Entlastung 
der Hochofenstraße über eine 
sogenannte „Verkürzte Süd-
spange“ erfolgen. Diese wird 
parallel zu den Bahngleisen bis 
zur Gildenstraße geführt und 
mündet in einem Kreisverkehr.

Der Bebauungsplan schafft wei-
terhin die Voraussetzungen für 
eine optimale Ergänzung und 
Vernetzung vorhandener stadt-
bedeutsamer Grünstrukturen 
sowohl in Nord-Süd- als auch in 
Ost-West-Richtung. Durch die 
Verzahnung vorhandener und
geplanter Freiräume entsteht 
der PHOENIX Park. Der Park 
offeriert Angebote für die 
extensive Erholung. Zudem 
beinhaltet er Vorrangfl ächen 
für den Naturschutz: Es wer-
den wertvolle Lebensräume 
für gefährdete Tierarten, wie 
Kreuzkröte oder Wanderfalke, 
geschaffen. Die daraus resultie-
renden Festsetzungen im Be-
bauungsplan unterstreichen die 
Bestrebungen um ökologische 
Nachhaltigkeit im PHOENIX 
Park. Zu diesem Bebauungsplan 
gehört deshalb auch ein umfas-
sender Umweltbericht. 

Der Aufstellungsbeschluss für 
den Bebauungsplan wurde 
bereits im Juli 2004 gefasst. Im
I. Quartal 2008 erfolgte eine 
intensive Abstimmung mit den 
betroffenen Fachämtern und 
Behörden. 

Die Offenlegung der Planent-
würfe wurde am 06.11.2008 ab-
geschlossen. Aktuell wird die 
Offenlegung vorbereitet, die für 
das IV. Quartal 2008 vorgesehen 
ist. Parallel zu diesem Bebau-
ungsplan-Verfahren wird das 
Verfahren für den Bebauungs-
plan Hö 251 – Verkehrsknoten 
Nortkirchenstraße durchgeführt. 
Dieser Bebauungsplan sichert 
die verkehrliche Anbindung 
des neuen Technologiegebietes 
an die B 54 im Westen. Ziel des 
Umbaus ist es, die Nortkirchen-
straße im Knotenpunktbereich 
nach Norden zu verschwenken. 
Damit sollen längere Aufstell-
spuren für Kraftfahrzeuge 
geschaffen werden, die aus 
Fahrtrichtung Süden von der 
B 54 abfahren und an der sig-
nalgesteuerten Kreuzung mit 
der Nortkirchenstraße warten 
müssen. Der Ausbau ist für 
2010 geplant. Für die gesamte 
Erschließung wurde ergänzend 
ein spezifi sches Verfahren 
durchgeführt, um bereits mit 
den Erschließungsarbeiten be-
ginnen und erste Unternehmen 
ansiedeln zu können.

Blick auf das Gelände PHOENIX West von Süden

Technologie Zentrum Dortmund Management
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5.2.2

Bebauungspläne InN 218 bis 226 – Westfalenhütte 

Um die Rahmenplanung zur 
Westfalenhütte (siehe Kapitel 
3.5) möglichst zeitnah umzuset-
zen, wurden mit dem Beschluss  
des Rates über die Rahmenpla-
nung am 19.06.2008 gleichzei-
tig die Aufstellungsbeschlüsse 
für insgesamt neun Bebauungs-
pläne sowie der Einleitungs-
beschluss für die erforderliche 
Änderung des Flächennuzungs-
planes gefasst.

Die Aufteilung erfolgte in fach-
lich sinnvollen Abschnitten wie 
z. B. Straßenzüge oder zusam-
menhängende Baufl ächen. Da-
bei wird zwischen Bebauungs-
plänen für die Erschließungs-
straßen (InN 218 bis 221) und 
solchen für die Baufl ächen 
(InN 222 bis 226) unterschieden. 
Die Planverfahren werden für 
alle Bebauungspläne parallel 
weitergeführt, um möglichst 
gleichzeitig für alle Bereiche 
das notwendige Planrecht zu 
erhalten. Sobald die Planinhal-
te weiter konkretisiert sind, 
soll die frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung durchgeführt 
werden. 

Im weiteren Verfahren sind  
eine Reihe von Gutachten, 
wie z. B. zum Umweltbericht, 
zur Lärmsituation (Verkehr 
und Industrie), zur Entwässer- 
ung etc. erforderlich. Mit dem
Abschluss der Planverfahren 
für die Linienpläne ist nicht 
vor 2010 zu rechnen. Die 
Umsetzung wird allein schon 
wegen der noch notwendigen 
umfangreichen Bodenauf-
bereitung in Stufen erfolgen 
müssen.  

Die Bebauungspläne im 
Einzelnen:

·  InN 218 – Am Waldfried

·  InN 219 – Haupterschließung  
    Westfalenhütte

·  InN 220  – Verlegte 
    Rüschebrinkstraße

·  In N 221 – Verlängerung 
    Feineisenstraße

· InN 222 – ehemalige 
    Sinteranlage

· InN 223 – südlich 
     Springorum-Allee

·  InN 224 – ehemalige Kokerei  
    Kaiserstuhl

·  InN 225 – ehemaliges 
    Hochofenwerk

·  InN 226  – westlich 
    Stahlwerkstraße

Gelände Kaiserstuhl
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 5.3.15.3 Schwerpunkt Infrastruktur und Einzelhandel

Scha 131 – Gneisenau-Allee

Eines der Ziele aus der Rahmen-
planung Derne ist es, eine we-
sentliche städtebauliche Verbes-
serung des Ortteiles Derne zu 
erreichen. Hiermit ist vor allem 
die Umnutzung des ehemaligen 
Bergbaustandortes Gneisenau 
gemeint. Die Gneisenau-Allee 
wird die zentrale Erschließungs-
achse für das gesamte Gebiet 
der ehemaligen Zeche. Sie wird 
an den vorhandenen Knoten 
Walther-Kohlmann-Straße und 
B 236 angebunden. Hierdurch 
werden die Altenderner Straße 
sowie die Derner Straße vom 
Durchgangsverkehr entlastet, 
und es wird ein ortsgerechter 
Umbau der Altenderner Straße 
ermöglicht. Für die Gneisenau-
fl äche und das Umfeld entsteht 
ein enormes Entwicklungs-
potenzial. 

Der östliche Abschnitt der Gnei-
senau-Allee wurde im Rahmen 
des Bebauungsplanes für den 
Gewerbepark Gneisenau vor 
kurzem realisiert. Erste Gewer-
beansiedlungen sind erfolgt. 
Bereits in 2009 soll das notwen-
dige Planrecht für den weite-
ren Bau der Gneisenau-Allee 
erreicht werden. Nach dem Bau 
der Gneisenau-Allee können 
im südlichen Bereich weitere 
Flächen für Gewerbeansiedlun-
gen entstehen. Aktuell laufen 
Gespräche, um den Bau der 
Straße durch die RAG Montan 
Immobilien GmbH (vormals 
Montangrundstücksgesellschaft 
mbH, MGG) vorfi nanzieren zu 
lassen.

Das neue Nutzungskonzept 
entlang der Altenderner Stra-
ße befi ndet sich bereits mitten 
in der Realisierungsphase. 
Seit Herbst 2006 hat dort ein 
Einkaufszentrum seine Tore 
eröffnet. Mit einem Vollsor-
timenter einschließlich eines 
Getränkemarktes und einem 
Discounter sowie weiteren 
kleinteiligen Fachgeschäften 
in einer Größenordnung von 
3.100 m² fi ndet es bei der Be-
völkerung regen Zuspruch. 
Für die südlich an das Nah-
versorgungszentrum angren-
zende Fläche laufen konkrete 
Planungen für einen Bau- und 
Gartenmarkt.

In diese Planung soll auch die 
Realisierung des Dienstleis-
tungskomplexes westlich des 
Einkaufszentrums einbezogen 
werden. Im Sommer 2008 
wurde der Stadtteilpark Derne 
einschließlich eines Bürgerplat-
zes an der Altenderner Straße 
feierlich eröffnet. Diese grüne 
Oase dient auch als Zugang 
zum historischen Tomsonbock 
und zu dem noch in Planung 
befi ndlichen begrünten Land-
schaftsbauwerk im westlichen 
Bereich der Gneisenaufl äche. 
Den 16.500 m² großen Park hat 
die MGG anlegen lassen. Als 
nächste Maßnahme der MGG 
soll die ehemalige Kohlelager-
fl äche saniert werden.

Gneisenau-Allee Ost
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5.3.2

VEP InW 216 – Einzelhandelsstandort Dorstfelder Hellweg/
Arminiusstraße

Mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan InW 216 soll
auf dem Grundstück Dorstfel-
der Hellweg Ecke Arminius-
straße die planungsrechtliche 
Grundlage für die Errichtung 
eines Supermarktes (Vollsor-
timenter mit rund 1.530 m² 
Bruttogeschossfl äche und 
71 Stellplätzen) geschaffen 
werden. Am 25.10.2006 hat 
der Ausschuss für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen 
die Einleitung des Verfahrens 
beschlossen. Entsprechend den 
Aussagen des Masterplanes 
Einzelhandel weist das Dorst-
felder Ortsteilzentrum ein 
deutlich zu geringes Einzel-
handelsangebot auf. Zumin-
dest ein größerer Lebensmit-
telanbieter sollte im Zentrum 
vorhanden sein. Durch ein 
Interessenbekundungsverfah-
ren des Liegenschaftsamtes 
wurde ein Investor mit einem 
städtebaulich und architekto-
nisch überzeugenden Konzept 
gefunden. Der Haupt- und 
Finanzausschuss hat die Ver-
waltung ermächtigt, eine Teil-
fl äche des o. g. Grundstücks an 
den Investor zu veräußern. 

Die verkehrliche Erschließung 
des Supermarktes erfolgt so-
wohl über die Arminiusstraße 
als auch über die Spicherner 
Straße durch eine interne 
Fahrgasse, die in etwa den 
heutigen Fußweg aufnimmt. 
Die Anlieferung soll möglichst 
konfl iktfrei zentral im Plange-
biet über die Arminiusstraße 
geführt werden. 

Die nördlich angrenzende 
Gutenberg-Grundschule strebt 
eine Ganztagsbetreuung ihrer 
Schüler an. Dadurch ergibt sich 
ein zusätzlicher Raumbedarf 
(Betreuungsräume, Küche, 
Speiseraum, Sanitärräume). Der 
Erweiterungsbau soll unmit-
telbar angrenzend an den 
vorhandenen Schulhof auf der 
öffentlichen Grünfl äche ent-
stehen und in die vorhandene 
Grünstruktur integriert wer-
den. Der Schulerweiterungsbau 
kann unabhängig vom neuen 
Supermarkt errichtet werden. 
Der vorliegende Entwurf zeigt, 
dass die neuen Baukörper sich 
harmonisch in die heutige 
Parklandschaft einfügen und 
zugleich zu einer städtebau-
lichen und architektonischen 
Aufwertung des gesamten 
Ortskernes beitragen können.

Das bestehende jüdische Denk-
mal wird mit dem erhaltens-
werten und stadtbildprägen-
den Baum- und Grünbestand 
erhalten. 

Geplanter REWE-Markt in Dorstfeld

Das Mahnmal bleibt weiterhin 
in die wahrnehmbare öffentli-
che Grünfl äche eingebunden.

Die geplanten Festsetzungen 
des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes weichen teil-
weise von den Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes ab. 
Aus diesem Grunde wird eine 
entsprechende Änderung des 
Flächennutzungsplanes durch-
geführt. In 2006 hat die frühzei-
tige Öffentlichkeitsbeteiligung 
zu der Planung stattgefunden.  

Der Ausschuss für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen 
hat am 11.06.2008 die Offenle-
gung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes InW 216 
– Einzelhandelstandort Dorst-
felder Hellweg/Arminiusstraße 
beschlossen. Nach Durchführung 
der Offenlage erfolgt der Sat-
zungsbeschluss, mit dem Anfang 
2009 zu rechnen ist. Danach 
können ein neuer Supermarkt 
sowie der Erweiterungsbau für 
die Gutenberg Grundschule 
im Ortsteilzentrum Dorstfeld 
errichtet werden.
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Die Stadt Dortmund ist als Un-
tere Bauaufsichtsbehörde für 
den Vollzug der Baugesetze 
zuständig. Damit ist sie auch 
für die Überwachung aller 
Bauvorhaben im Stadtbereich 
sowie für die Überprüfung 
und Genehmigung von Bauan-
trägen zuständig. Grundsätz-
lich gilt, dass die Errichtung, 
Änderung, Nutzungsänderung 
und der Abbruch baulicher 
Anlagen der Baugenehmigung 
bedürfen. Die Bauaufsicht ist 
Ansprechpartner für alle Bau-
willigen in Dortmund.

6

Bauaufsicht
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6.1

Genehmigungen, Bescheide, Stellungnahmen

Die Stadt Dortmund ist als Un-
tere Bauaufsichtsbehörde für 
den Vollzug der Baugesetze 
(z. B. Baugesetzbuch, Landes-
bauordnung) zuständig. In 
diesem Zusammenhang ist sie 
auch für die Überwachung aller 
Bauvorhaben im Stadtbereich 
sowie für die Überprüfung und 
Genehmigung von Bauanträ-
gen zuständig. 

Grundsätzlich gilt, dass die 
Errichtung, Änderung, Nutz- 
ungsänderung und der Ab-
bruch baulicher Anlagen der 
Baugenehmigung bedürfen. 
In den einzelnen Bundeslän-
dern wurden unterschiedliche 
Regelungen getroffen, was im 
Einzelfall genehmigungsbe-
dürftig ist und in welcher Form 
der Antrag geprüft werden 
muss. In Nordrhein-Westfalen 
unterscheidet die Bauordnung

· genehmigungsfreie 

·  Genehmigungsfreistellung

· vereinfachte Genehmigungs-   
    verfahren

· Genehmigungsverfahren   
    mit vollem Prüfumfang und

· Verfahren nach dem 
    Bürokratieabbaugesetz 
    (Anzeige).

Mit Ausnahme der genehmi-
gungsfreien Vorhaben sind 
in allen Fällen entsprechende 
Anträge oder Anzeigen bei 
der Bauaufsicht erforderlich. 
Darüber hinaus entscheidet 
die Bauaufsicht auch über Bau-
voranfragen, Abbruchanträge,

Anträge auf Ausführungs-
genehmigungen für Flie-
gende Bauten, Anträge auf 
Nutzungsänderungen, Teil-
baugenehmigungen, Nach-
tragsgenehmigungen und 
auf Ausstellung einer Abge-
schlossenheitsbescheinigung 
sowie Anträge auf Teilge-
nehmigungen von bebauten 
Grundstücken. Die Bauaufsicht 
ist daher Ansprechpartner für 
alle Bauwilligen in Dortmund.

Die Bauaufsicht hat im Jahre 
2007 ingesamt 4825 Vorgänge 
bearbeitet und dabei Entschei-
dungen über 2371 Bauanträge 
getroffen. Hiervon konnten 
2081 Bauvorhaben genehmigt 
werden. Im Vergleich zu den 
Vorjahren sind die Eingangs-
zahlen der Bauaufsicht zwar 
leicht rückläufi g, befi nden sich 
jedoch weiterhin auf einem 
hohen Niveau.

Im bauaufsichtlichen Ver-
fahren wird geprüft, ob das 
beabsichtigte Vorhaben mit 
den bauplanungs- und bau-
ordnungsrechtlichen Vorschrif-
ten und anderen öffentlich-
rechtlichen Bestimmungen im 
Einklang steht. Vielfach ist für 
diese Prüfung die Beteiligung 
weiterer Fachämter erforder-
lich. Die Bauaufsicht koordi-
niert das gesamte Verfahren.

Eine weitere Aufgabe der 
Bauaufsicht ist die allgemeine 
Bauüberwachung in Form von 
Bauzustandsbesichtigungen.

Die Bauzustandsbesichtigung 
erfolgt stichprobenhaft als 
begleitende Kontrolle zur 
Fertigstellung des Rohbaues 
sowie zur abschließenden 
Fertigstellung des Vorhabens. 
Diese bauordnungsrechtliche 
Abnahme beinhaltet keine 
Qualitätskontrolle der Aus-
führung und ist daher von 
der zivilrechtlichen Abnahme 
nach der VOB bzw. nach dem 
BGB zu unterscheiden. Statt-
dessen überprüfen die Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter 
der Bauaufsicht im Rahmen 
ihrer Abnahme die Überein-
stimmung des Gebäudes mit 
der Genehmigung sowie den 
planungs- und bauordnungs-
rechtlichen Belangen. 

Das umfangreiche Aufgaben-
spektrum der Bauaufsicht 
spiegelt sich auch in dem 
Gebührenvolumen der Bauauf-
sicht wider.

Gebührenerträge 1997–2007:
Die sich aus der Baugenehmi-
gung ergebene anschließende 
Bautätigkeit setzt regelmäßig 
Investitionen in erheblichem 
Umfang frei, im Jahre 2006 
handelte es sich beispielsweise 
um ein Investitionsvolumen 
von 369.902.000 Euro. Die Bau-
aufsicht setzt daher als Partner 
der Bauwirtschaft durch kun-
denorientierte Beratung und 
termingerechte Genehmigung 
einen wichtigen Baustein für 
Investitionen.
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6.2

Ordnungsbehördliches Handeln

Die Bauaufsicht wacht über die 
Einhaltung der Gesetze, wenn 
keine Anträge gestellt worden 
sind. 

Da Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit sowohl von geneh-
migungspfl ichtigen als auch 
von genehmigungsfreien Vor-
haben ausgehen und bauliche 
Mängel auch nach Fertigstel-
lung des Gebäudes auftreten 
können, hat der Gesetzgeber 
die Bauaufsichtsbehörden 
generell zur Überwachung der 
baurechtlichen Vorschriften 
ermächtigt.

Werden Baurechtsverstöße 
festgestellt, so kann die Bau-
aufsichtsbehörde die zur Wie-
derherstellung baurechtskon-
former Zustände erforderlichen 
Maßnahmen schriftlich oder 
mündlich anordnen und mit 
Zwangsmitteln durchsetzen. 
Daneben ist auch die Festset-
zung von Bußgeldern möglich. 
Ein ordnungsbehördliches Ein-
schreiten kann sich beispiels-
weise aus Brandschauen mit 
der Feuerwehr, wiederkehren-
den Prüfungen oder aufgrund 
von Hinweisen aus der Bevölke-
rung ergeben.

Die Bauüberwachung erstreckt 
sich nicht nur auf Gebäude,  

sondern auch auf andere bau-
liche Anlagen wie  Feuerungs-
anlagen, Schornsteine, Ein-
friedungen etc. Im Jahr 2007 
musste die Bauaufsicht alleine 
hier in 133 Fällen aufgrund 
von Mängeln an Feuerungsan-
lagen Anordnungen treffen. 

Eine weitere Aufgabe der 
Bauaufsicht sind die soge-
nannten „Wiederkehrenden 
Prüfungen“. Für Sonder-
bauten  wie Großgaragen, 
Krankenhäuser, Hochhäuser, 
Schulen, große Verkaufsstät-
ten, Versammlungsstätten 
und Beherbergungsstätten 
sind vom Gesetzgeber Son-
derbauvorschriften erlassen 
worden, die die Errichtung 
und den Betrieb solcher 
Gebäude regeln. Nach der 
Fertigstellung unterliegen 
diese Gebäude einer besonde-
ren Überwachung durch die 
Bauaufsicht. In Abständen von 
3–5 Jahren wird kontrolliert, 
ob die Gebäude noch dem 
genehmigten Zustand ent-
sprechen insbesondere ob die 
Brandschutzvorschriften ein-
gehalten werden und ob die 
technischen Anlagen, wie z. B. 
Lüftung oder Notbeleuchtung, 
funktionsfähig und sicher sind. 
Im Dortmunder Stadtgebiet 

werden insgesamt 682 Gebäu-
de turnusmäßig im Rahmen 
von wiederkehrenden Prüfun-
gen geprüft.

Des Weiteren musste die Bau-
aufsicht beispielsweise 2007 in 
186 Fällen im Zusammenhang 
mit Brandschauen durch die 
Feuerwehr tätig werden. In Ge-
bäuden und Einrichtungen, die 
in erhöhtem Maße brand- oder 
explosionsgefährdet sind oder 
in denen bei Ausbruch eines 
Brandes eine große Anzahl von 
Personen oder erhebliche Sach-
werte gefährdet sind, ist je nach 
Gefährdungsgrad in Zeitabstän-
den von längstens fünf Jahren 
eine Brandschau durchzuführen. 
Die Brandschau dient der Fest-
stellung brandschutztechnischer 
Mängel und Gefahrenquellen. 

Insgesamt nimmt die Notwen-
digkeit, dass die Bauaufsicht 
aufgrund von Baumängeln am 
Objekt einschreiten muss, in 
den letzten Jahren stetig zu. 
Es ist daher absehbar, dass die 
ordnungsbehördliche Tätigkeit 
zukünftig eine der Hauptaufga-
ben der Bauaufsicht sein wird. 
Sämtliche Maßnahmen dienen 
dazu, dass die Bürgerinnen und 
Bürger keinen Gefahren ausge-
setzt werden, die von baulichen 
Anlagen ausgehen.
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6.3.1

MST.factory 2. Bauabschnitt

6.3 Bedeutende Bauvorhaben

Das Entwicklungszentrum 
„MST.factory“ kann als Keim-
zelle für die Entwicklung auf 
der Fläche PHOENIX West an-
gesehen werden. Diese ehe-
malige Industriefl äche im
direkten Umfeld des Stadtbe-
zirkszentrums von Hörde wird 
zu einem Wirtschaftsstandort 
für Mikrotechnik, Informations- 
und Kommunikationswirtschaft 
und unterschiedlichen Dienst-
leistungen entwickelt. 
PHOENIX West gefasst.

Die MST.factory bietet auf 
dieser Fläche als Gründerzen-
trum europaweit einzigartige 
Dienstleistungen für junge 
Unternehmen im Bereich der 
Mikro-System-Technik (MST) 
an. Existenzgründern, aber 
auch bestehenden Unterneh-
men aus der Branche werden 
Arbeitsräume, wie Büro-, 

Labor- und absolut staubfreie 
„Reinräume“ sowie die nötige 
Technik und das Know-how zur 
Förderung ihrer Unternehmun-
gen zur Verfügung gestellt.

Der erste Bauabschnitt der 
Anlage ist seit Anfang des 
Jahres 2006 fertiggestellt. Auf 
Grund der hohen Nachfrage, 
insbesondere nach Reinraum-
fl ächen, wurde in der Folge der 
zweite Bauabschnitt realisiert, 
welcher in 2007 weitgehend 
abgeschlossen werden konnte. 
Dieser beinhaltet, wie auch 
bereits der erste Teil der Anla-
ge, neben Verwaltungsräumen 
auch laborartige, experimen-
telle Flächen. Das Herzstück der 
Anlage stellen die sogenannten 
„Reinräume“ dar. 

Gemäß den städtebaulichen 
Vorgaben aus dem Gestal-
tungshandbuch PHOENIX West 

wird der Neubau im Osten als 
straßenbegleitende Bebauung 
an die Grundstücksgrenze 
herangeführt. Durch das neue 
Gebäude wird die Platzan-
lage zwischen Gasgebläsehalle 
und der MST.factory nun auch 
an der Südkante gefasst. Der 
Baukörper wird durch Atrium 
und Treppenhaus in Einzelbau-
körper aufgelöst, um das Motiv 
der „Bausteine“ des ersten Bau-
abschnitts wieder aufnehmen 
zu können. Auch die im ersten 
Anlagenteil gestaltprägenden 
Elemente, wie Glasfugen als 
Bauteiltrennelemente oder 
horizontale Fensterschlitze 
für Labornutzungen, wurden 
wieder eingesetzt. Das neue 
Gebäude weist insgesamt eine 
Nutzfl äche von 1.641 m² auf, 
bei einer Bruttogeschossfl äche 
von 2.936 m² und einem Brutto-
rauminhalt von 15.884 m³.

MST.factory 2. Bauabschnitt 2008
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6.3.2

Zentrum für Produktionstechnik

Im Umfeld des Stadtbezirks-
zentrums von Dortmund-Hörde 
stehen mit den ehemaligen 
Werksgeländen von PHOENIX 
rund 200 Hektar Industriefl ä-
chen für eine Neuentwicklung 
zur Verfügung. Mit Beschluss 
des Rates der Stadt Dortmund 
vom 15.07.2004 wurde für den
110 Hektar großen westlichen 
Teil dieser Fläche der Aufstel-
lungsbeschluss für den Bebau- 
ungsplan PHOENIX West ge-
fasst. Hier entsteht ein neuer 
Wirtschaftsstandort für Mikro-
technik, Informations- und 
Kommunikationswirtschaft 
und unterschiedliche Dienst-
leistungen.

Das Zentrum für Produktions- 
technologie (ZfP) stellt einen 
Baustein dieses innovativen 
Technologieparks dar. Es wird 
von der Stadt Dortmund, vertre-
ten durch die TechnologieZen-
trumDortmund Management 
GmbH, betrieben und versteht 
sich als ein Kompetenzzentrum 
für kleinere und mittlere Unter-
nehmen. Diese können ihre 
Geschäftstätigkeit unter dem 
Dach des TechnologieZetrum
Dortmund erstmals aufneh-
men oder diese hier ausbauen. 
Inhaltlich vereinigt das ZfP 
die klassischen Technologien, 
wie Maschinenbau und Elek-
trotechnik mit den High-Tech-
Bereichen, wie beispielsweise 
Mikrosystemtechnik. Die archi-
tektonische Planung des ZfP 
orientiert sich an den Vorgaben 
des Gestaltungs- und Ener-
giehandbuches zum Standort 
PHOENIX West.

Das ZfP besteht im Wesent-
lichen aus einem dreige-
schossigen, teilunterkellerten 
Bürogebäude mit 2.888 m² 
Nutzfl äche, welches eine 
Fortsetzung der zukünfti-
gen Blockrandbebauung an 
der Straßenkante darstellt. 
Die Fassade ist geprägt von 
horizontalen Fensterbändern 
und dem großzügig gestalte-
tem Haupteingang als Mit-
telpunkt auf der Südseite des 
Gebäudes. Es beherbergt die 
Funktionen Repräsentation, 
Forschung und Verwaltung. 
Nördlich vom Bürogebäude 
schließt sich ein 3.772 m² 

großer Hallenkomplex an, der 
über einen Verbindungsgang 
und die Seitenfl ügel des Büro-
gebäudes fußläufi g erschlossen 
werden kann. Zwischen Hal-
lenbereich und Bürogebäude 
werden durch die Anordnung 
der Baukörper kleinere ge-
schlossene Innenhofbereiche 
geschaffen, die als Aufenthalts-
bereiche für die Nutzer dienen 
können. Insgesamt wird auf 
dem 19.330 m² großen Grund-
stück mit dem ZfP ein Komplex 
mit einer Bruttogeschossfl äche 
von 10.356 m² und einem Brut-
torauminhalt von 52.947 m³ 
verwirklicht.

Zentrum für Produktionstechnik 2008
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6.3.3

Westfalen-Einkaufs-Zentrum (WEZ) 

Mit seiner Lage unmittelbar an 
der Bornstraße prägt das West-
falen-Einkaufs-Zentrum (WEZ) 
seit langem die nördliche Ein-
gangssituation zur Dortmunder 
Innenstadt im Stadtbezirk In-
nenstadt Nord. Die städtebauli-
che Neuorientierung des in den 
70er Jahren errichteten WEZ ist 
schon seit längerem ein Ziel der 
Stadtentwicklung in Dortmund. 
Gleichzeitig hatte das WEZ seit 
den 70er Jahren einen festen 
Platz im Einkaufsverhalten der 
Bevölkerung im Stadtbezirk 
und darüber hinaus. Das geän-
derte Käuferverhalten als auch 
die Anforderungen der Anbie-
ter an zeitgemäße Verkaufs-
fl ächen hatten zunehmend 
für Leerstände gesorgt. Nach 
Abbruch der Bestandsgebäude 
wird ein modernes Einkaufs-
center in neuem städtebauli-
chen Gewand entstehen. Durch 
die Reaktivierung des Versor-
gungszentrums  in Form eines 
Neubaus erfährt sowohl die 
Bornstraße als auch die Nord-
stadt in diesem Bereich  eine 
wesentliche Aufwertung.

Das künftige Einkaufscenter 
verfügt über eine überbaute 
Fläche von rund 23.000 m² und 
enthält 19 Nutzungseinhei-
ten. Neben einem Kaufl and-
Markt (5.100 m²) werden ein 
Fachmarktzentrum mit Kü-
chenstudio (4.500 m²), Lebens-
mitteldiscounter (Aldi) und 
Anbietern aus dem Bereich 
Bekleidung (u. a. Takko, Erns-
tings), Drogerie (dm), Tiernah-
rung, Gastronomie sowie eine 
Spielhalle (Merkur) Einzug 
halten. Für das Obergeschoss 
sind Büroräume und ein Fit-
nesszentrum vorgesehen. Das 
vorhandene Parkplatzangebot 
bleibt weitgehend erhalten 
und wird darüber hinaus noch 
ausgebaut auf insgesamt 737 
Pkw-Stellplätze sowie 125 
Fahrradstellplätze. 

Parallel zur Bornstraße er-
streckt sich ein langgestreckter 
Baukörper, der mittig durch 
einen zweigeschossigen Ge-
bäudeteil gegliedert ist. Nach 
Norden hin ist parallel zur 
Glückaufstraße ein Kopfbau 
vorgesehen. 

In diesem Gebäudekomplex ist 
das Fachmarktzentrum mit 
Spielhalle vorgesehen. Als 
Hauptgestaltungsmerkmal wird 
der Zugangsbereich des Fach-
marktzentrums mit einem acht 
Meter tiefen und 7,50 Meter 
hohen Arkadengang ausgebil-
det. Auch der Kopfbau an der 
Nordseite erhält eine Arkaden-
front. Diegeplante Stahlbau-
weise mit großem Stützenab-
stand und einer Dachfl äche 
aus Trapezblech lässt die Kon-
struktion leicht erscheinen und 
bietet sowohl Regen- als auch 
Sonnenschutz. Direkte und in-
direkte Beleuchtung sorgt für
eine angenehme Atmosphäre 
und Erscheinung. Der mittlere 
Bereich wird durch die zweige-
schossige Bebauung betont, 
die das WEZ-Logo trägt und 
eine Putzfassade erhalten soll. 
Die restliche Fassade des WEZ 
wird einheitlich mit Metall-
tafeln gestaltet, die den Massiv-
wänden vorgehängt werden.

Der Bauantrag wurde am 
15.10.2007 genehmigt. Von ein-
zelnen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes InN 215 n 
konnten Befreiungen erteilt 
werden. Als Ausgleichsmaßnah-
me zur erforderlichen Versie-
gelung der Grundstücksfl äche 
werden insgesamt 19 Bäume 
auf dem Grundstück ange-
pfl anzt. Der Gestaltungsbeirat 
hat dem Entwurf zugestimmt. 
Nach Beendigung der Abbruch-
arbeiten konnte im Frühjahr 
2008 mit den Rohbauarbeiten 
begonnen werden. Voraussicht-
lich wird die Baumaßnahme 
noch in 2008 fertiggestellt, so 
dass verschiedene Ladenlokale 
kurzfristig eröffnen können.Bauphase WEZ Sommer 2008
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Altenpfl egezentrum Ophoff

6.3.4

Die Liegenschaft OPHOFF an 
der Kreuzung Rheinlanddamm/
Ecke Märkische Straße ist aus 
historischer und aktuell städte- 
planerischer Perspektive ein 
Standort mit besonderer Wer-
tigkeit. Die vielen Standortvor-
teile, wie zentrale Lage, guter 
ÖPNV-Anschluss und Nähe zum 
Westfalenpark, zu Wohnbe-
bauung und Behörden, haben 
zur Entscheidung beigetragen, 
hier ein „Senioren-Zentrum 
Ophoff“ zu realisieren.  

Der Vorhabenträger SENA-
TOR Senioren und Pfl egeein-
richtungen GmbH ist zurzeit 
dabei, hier eine Dienstleis-
tungseinrichtung zur Pfl ege 
und Betreuung für somatische 
und senildemente Menschen 
einzurichten. Dadurch wird 
ein zeitgemäßes, modernes 
Pfl egeangebot mit pfl egekon-
zeptionellen Betreuungsange-
boten neuzeitlicher Art, wie 
zum Beispiel diagnostische 
und therapeutische Einbin-
dung kommunikativer Dialoge 
zwischen Kindern und älteren 
Menschen durch vorhandene 
Einrichtungen in unmittelbarer 
Nachbarschaft, geschaffen.

Vorgesehen ist die Einrichtung 
von 95 Pfl ege- und Betreu-
ungseinheiten in 82 Zimmern, 
die ausschließlich nach Osten, 
Süden und Westen ausgerich-
tet sind. Die Größe der Einzel- 
und Doppelzimmer mit Bad 
geht über das gesetzlich ge-
forderte Mindestmaß hinaus, 
um für eine möglichst hohe 
Wohnqualität zu sorgen.

Im Außenbereich entsteht zur 
therapeutischen Unterstüt-
zung bei der Stabilisierung der 
Bewohnerpsyche ein großer 
Sinnespark mit geronto-
psychiatrisch ausgerichteten 
Tast -, Geruchs-, Gefühls -, 
Geschmacks-, Optik- und 
anderen Sensibilitätsberei-
chen. Der Park ist gleichzeitig 
kommunikativer Treff zwischen 
Kleinkind und älterem Men-
schen mit therapeutischem 
Hintergrund. Die Räume für 
Aufenthalt, Wohngruppen und 
Gemeinschaftsaktivitäten sind 
alle zum Park ausgerichtet. Die 
Verwaltungsräume liegen im 
obersten Stockwerk.

Aufgrund der lärm- und fein-
staubbelasteten Nordseite des 
Gebäudes entlang des Rhein-
landdamms (B 1) sind lediglich 
die nicht dem dauerhaften 
Aufenthalt von Menschen die-
nenden Funktionsfl ächen zum 
Rheinlanddamm ausgerichtet. 
Im rückwärtigen Bereich des 
Gebäudes ist eine selbststän-
dige Gastronomie mit Bistro 
und Außenbereich vorgesehen. 
Ferner gibt es Dienstleistungs-
bereiche wie Therapieanwen-
dungen, Kiosk und Friseur. 

Zur Straße hin ist eine fünf- bis 
siebengeschossige Bebauung 
entstanden, die den Block-
rand zwischen der Märkischen 
Straße und dem Rheinland-
damm schließt. Das in die Tiefe 
gehende Bauteil ist ein vier- bis 
fünfgeschossiger und im Hof-
bereich eingeschossiger Bau-
körper. Die Baugenehmigung

erfolgte auf der Grundlage des 
Durchführungsplanes 46/1 in 
Verbindung mit den §§ 34 und 
31 BauGB im Juni 2007. Den 
Empfehlungen des Gestaltungs-
beirats, die Fassaden in heller 
Farbe zu gestalten und für den 
Sockel und die Randgebäude 
anderes Fassadenmaterial zu 
verwenden als für das Haupt-
gebäude, wurde gefolgt. Die 
Gestaltung der Freifl ächen im 
Innenhof durch einen Land
schaftsarchitekten war ebenfalls 
eine Empfehlung des Gestal-
tungsbeirats. Bereits im Januar 
2007 wurde eine Teilbaugeneh-
migung erteilt, so dass mit den 
Ausschachtungsarbeiten begon-
nen werden konnte. Die Fertig-
stellung des Gebäudes und der 
Bau der Außenanlagen wurden 
im Herbst 2008 abgeschlossen. 
Unter dem neuen Namen 
„Pfl egezentrum Am Westentor“ 
wurde am 15.10.2008 die Eröff-
nung gefeiert.

 Altenpfl egezentrum Ophoff
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Hauptverwaltung Volkswohl Bund Versicherungen

6.3.5

Blick von Westen in die Baugrube

Die Volkswohl Bund Lebens-
versicherung a. G. bildet mit 
ihren Tochterunternehmen ei-
nen Konzern. Der Vertrieb von 
Lebens- und Sachversicherun-
gen erfolgt hauptsächlich über 
Makler, Mehrfachagenten und 
unabhängige Finanzdienst-
leister. Hier bestehen über 
12.000 Geschäftsbeziehungen. 
Die Volkswohl Bund Lebens-
versicherung AG ist mit ihrer 
Hauptverwaltung seit 1973 am 
Südwall 39 in Dortmund ansäs-
sig. Zu seiner Eröffnung zählte 
das Gebäude damals mit 61 
Meter Höhe, 14 Stockwerken 
und rund 30.000 m² Nutzungs-
fl äche zu den höchsten Gebäu-
den der Stadt. 

Das in den Jahren 1970-1973 
an der Ecke Südwall/Hohe 
Straße gebaute Verwaltungs-
gebäude war zuletzt stark 
sanierungsbedürftig und das 
Hochhaus bot nicht mehr ge-
nügend Platz. Deshalb weicht 
es einem größeren Neubau, in 
den die Hauptverwaltung 2010 
wieder einziehen soll.

In dem 2006 durchgeführten 
Wettbewerb zur Gestaltung 
des neuen Gebäudes wurden 
sechs Architekturbüros aufge-
fordert, Entwürfe für die zu-
künftige Hauptverwaltung des 
Volkswohlbundes in Dortmund 
vorzulegen. Den 1. Preis erhielt 
das Büro nps Tschoban Voss 
aus Hamburg. 

Das Hochhaus gliedert sich in 
zwei im Grundriss L-förmige 
Hochhausscheiben. Diese 
schieben sich oberhalb der 
Traufe in Straßenraum und 
Hof und betonen den Ort. Die 
Gebäudehöhe des Hochhauses 
orientiert sich am Vorgän-
gerbau von Prof. Deilmann. 
Die Höhe der letzten Ebene 
mit Aufenthaltsräumen ist 
unterhalb von 60 Metern über 
Terrain gelegen. Die gleich-
mäßige Fassadengestaltung 
steht auch sinnbildlich für 
die Unternehmensphiloso-
phie des Volkswohl Bundes, 
die eine Gleichartigkeit aller 
Arbeitsplätze hervorhebt. 
Das verwendete Material ist 
heller Jura-Kalkstein. Das 
Parkdeck erhält zur Hofseite 
eine Fassade aus Lärchenhöl-
zern mit Rankpfl anzen und zu 
den Nachbarseiten Fassaden 
aus Metallgittern mit immer-
grüner Berankung. Das Dach 
des Parkdecks wird ebenfalls 
begrünt. Hofbaukörper und 
Parkdeck im Blockinneren 
gliedern die hofseitigen 
Freiräume und werden durch 
ihre eigenständige Gestaltung 
als „Gebäude im Innenhof“ 
herausgearbeitet. 

GPM GPM GPM

GPM



89

6.3.5

Siegerentwurf von nps Tschoban Voss aus Hamburg (Animation)

Das Zusammenspiel aus Archi-
tektur und Freiraumanlagen 
schafft inspirierende Außen-
räume und einen qualitativ 
hochwertigen zweiten Ein-
gang auf der Ebene des ersten 
Obergeschosses. 

Im 5. Obergeschoss befi ndet 
sich ein zweigeschossiger 
Sitzungssaal mit direktem 
Zugang vom Etagenfoyer und 
Dachterrasse auf dem Hof-
baukörper. Im Erdgeschoss 
des Hofbaugebäudes liegt die 
Kantine mit hochwertigem 
Außenbereich im Patio und 
Lichthof nach Westen. Im Erd-
geschoss gibt es an der Hohen 
Straße Ladenlokale und im 
ersten Obergeschoss Büros für 
Fremdvermietungen, die alle 
eigene Nebeneingänge erhal-
ten. Der Neubau ist barriere-
frei zugänglich von außen im 
Erdgeschoss vom Vorplatz am 
Südwall aus und von der Hof-
seite im ersten Obergeschoss. 
An der Elisabethstraße befi n-
det sich eine Toreinfahrt zur 
Andienung des Gebäudes, die 
über eine neue innere Erschlie-
ßungsstraße erfolgt. Hier liegt 
auch die Zufahrt zur Tiefgara-
ge und zur Parkpalette. 

An der Chemnitzer Straße 
befi ndet sich eine Bedarfs-
ausfahrt.

Der Bauantrag wurde am 
08.05.2008 genehmigt. Mit 
dem Rückbau der vorhan-
denen Gebäude wurden im 
Oktober 2007 begonnen. Das 
Hochhaus wurde durch eine 
spektakuläre Sprengung am 
17.02.2008 abgerissen. 

Für die Sprengung mussten 
rund 500 Menschen im Um-
kreis von 150 Metern ihre 
Wohnungen verlassen. Mit den 
Neubaumaßnahmen wurde 
Mitte 2008 begonnen. Insge-
samt investiert die Versiche-
rung nach eigenen Angaben 
55 Millionen Euro in Abriss und 
Neubau. Die Fertigstellung ist 
für 2010 geplant.

Bauherr: VOLKSWOHL Bund Lebensversicherungen a.G.    Projektsteuerung: Assmann Beraten+Bauen GmbH    Architekt: nps tchoban voss GbR

GPM GPM GPM
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Orchesterzentrum Brückstraße

6.3.6

Orchesterzentrum (Animation)

Das Ministerium für Wissen-
schaft und Forschung hat 
die Musikhochschulen des 
Landes NRW im Jahr 2001 in 
einen Modernisierungsprozess 
einbezogen, aus dem 2004 
die Gründung des Orches-
terzentrums NRW mit Sitz in 
Dortmund hervorging. Das 
Orchesterzentrum NRW in 
Dortmund ist eine gemeinsame 
Einrichtung der vier staatlichen 
Musikhochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Det-
mold, Düsseldorf, Essen und 
Köln). Es ist die europaweit 
erste hochschulübergreifende 
Ausbildungsstätte für künftige 
Orchestermusikerinnen und 
-musiker. 

Im Rahmen des neu konzi-
pierten Masterstudiengan-
ges Orchesterspiel werden 
Studierende hier seit 2004 in 
vier Semestern praxisnah und 
zielgerichtet auf eine Karriere 
in renommierten Orchestern 
vorbereitet. Durch die großen 
Sinfoniekonzerte, die einmal 
im Semester im Konzerthaus 
Dortmund stattfi nden, sam-
meln die Studierenden wert-
volle Auftrittserfahrung. Die 
ersten Absolventen haben 
2006 ihr Examen als Orchester-
musiker gemacht. Im Mittel-
punkt der Ausbildung stehen 
das Training orchesterspezifi -
scher Fähigkeiten und die Vor-
bereitung auf Probespiel und 
Probejahr. Im Laufe des vierse-
mestrigen Masterstudiums sind 
die Studierenden regelmäßig 
in unterschiedliche Orchester-
projekte eingebunden.

Unter der Leitung internatio-
nal renommierter Dirigenten 
trainieren sie, auf unterschied-
liche Anforderungen zu rea-
gieren, genau zuzuhören und 
sich in den Orchesterverbund 
einzuordnen. Ziel des Master-
studiengangs ist es, die Stu-
dierenden in vier Semestern 
umfassend für ihren späteren 
Beruf zu qualifi zieren und ihre 
Aussichten auf eine attraktive 
Anstellung in einem Berufsor-
chester zu steigern.

Bisher ist das Orchesterzen-
trum in beengten Räum-
lichkeiten auf dem Campus 
der Universität Dortmund 
untergebracht. Für den Neu-
bau konnte ein Standort im 
Brückstraßenviertel gefunden 
werden, so dass das neue 

Gebäude in unmittelbarer 
Nachbarschaft zum Konzert-
haus Dortmund liegt und 
gleichzeitig der nördliche 
Eingangsbereich des Viertels 
städtebaulich aufgewertet 
wird. Das Grundstück erfüllt 
aufgrund seiner Lage alle 
Kriterien, die das Orchester-
zentrum NRW an den Standort 
des Neubaus gestellt hat und 
bietet im weiteren noch den 
Vorteil, dass neben den Miet-
fl ächen für das Orchesterzen-
trum noch Mietfl ächen für 
einzelne Ämter der Stadt Dort-
mund zur Verfügung gestellt 
werden können.

Im Winter 2005/2006 wurde 
die Baugrube für das Orches-
terzentrum bauvorgreifend 
archäologisch untersucht. 
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6.3.6

Unter extremen Witterungs-
bedingungen gelang es, eine 
über mehrere Generationen 
produzierende Gerberei für 
das 12. und 13. Jahrhundert 
nachzuweisen. Tierhautgroße 
Gruben mit Gerberlohe gefüllt, 
Abfallgruben mit Tierknochen 
und Hörnern, Brunnen und 
Zäune markierten den Bereich, 
der aufgrund der starken 
Geruchsentwicklung am Stadt-
rand angelegt worden war. 
Nach Beendigung der Gerber-
tätigkeiten existierte auf dem 
Gelände ein großbürgerlicher 
Haushalt, dessen „Müll“ in ei-
nem Brunnenschacht gefunden 
wurde. Offensichtlich hat das 
Brückstraßenviertel eine sozial 
wechselvollere Geschichte 
hinter sich, als bislang ange-
nommen.

Die Architektur des Gebäudes 
hat der Bauherr, der Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW 
(BLB NRW), weitgehend selbst 
entworfen und im Gestal-
tungsbeirat abgestimmt. 
Der Bauantrag des BLB NRW 
wurde durch die Bezirksre-
gierung Arnsberg genehmigt. 
Das Dortmunder Stadtpla-
nungs- und Bauordnungsamt 
war zustimmende Behörde 
nach § 80  Abs. 1BauO NRW. 
Die Stadt Dortmund stellt das 
Grundstück per Erbpacht für 
das Projekt zur Verfügung. Mit 
der Schließung der Baulücke 
an der Brückstraße wird der 
nördliche Eingangsbereich des 
Brückstraßenviertels in vielerlei 
Hinsicht aufgewertet.

Das sechsgeschossige Gebäu-
de stellt sich zur Brückstraße 
hin als Block dar, der sich gut 
in die umgebende Bebauung 
einfügt. Ein zweigeschossiges 
transparentes Foyer gibt den 
Blick auf den öffentlichen Teil 
mit dem Veranstaltungssaal 
frei. Im Innern wird ein Innen-
hof umschlossen, dessen Wän-
de terrassenförmig abgetreppt 
sind. Die städtisch genutzten 
Büroräume mit einer Nutzfl ä-
che von 3.450 m² in den drei 
oberen Etagen werden separat 
erschlossen und erhalten Stell-
plätze in einer Tiefgarage. Die 
Unterrichts- und Übungsräume 
des Orchesterzentrums bieten

eine hervorragende Akustik 
und sind genau auf die Be-
dürfnisse der Musiker zuge-
schnitten. Der Kammermusik-
saal mit 360 Sitzplätzen und 
einem Podium für 120 Musiker 
ist 450 m² groß und kann für 
unterschiedliche Konzertreihen 
genutzt werden. Der große 
Probensaal wird auf 130 m² 
Fläche Platz für 100 Musiker 
bieten. Insgesamt nutzt das 
Orchesterzentrum eine Fläche 
von rund 2.400 m². Die Gesamt-
kosten liegen bei rund 17 Mio. 
Euro. Das Richtfest wurde am 
09.10.2008 gefeiert. Die Bau-
arbeiten sollen in 2009 abge-
schlossen werden.

Richtfest Orchesterzentrum im Oktober 2008
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6.3.7

Freizeitzentrum West

Baustelle des Freizeitzentrums im August 2008

Das Freizeitzentrum West 
(FZW) befi ndet sich bisher im 
Kreuzviertel am Neuen Graben 
innerhalb eines Wohngebietes. 
Seit 1968 betreibt der Verein 
für unabhängige Kultur (VuK) 
unter der Regie des Jugend-
amtes den Veranstaltungsbe-
reich mit bis zu 250 Konzerten 
im Jahr. Das FZW gilt heute 
bundesweit als kreativer und 
erfolgreicher Veranstalter 
innovativer Jugend- und Pop-
kultur. Im FZW werden Club-
veranstaltungen und Konzerte 
für verschiedene jugendliche 
Subkulturen und musikalische 
Szenen angeboten. Größere 
Veranstaltungen können hier 
wegen der eingeschränkten 
Raumverhältnisse und des 
ungeeigneten Umfelds nicht 
stattfi nden. 

Dies soll mit dem Standort-
wechsel zum Gelände der 
früheren Unionbrauerei an der 
Ritterstraße nun ermöglicht 
werden. Das Grundstück an 
der Ritterstraße bietet trotz 
seiner Randlage eine optimale 
Anbindung an den öffent-
lichen Personennahverkehr. 
Wenn die geplante Fußweg-
verbindung über das Unionge-
lände realisiert ist, gelangt 
man auf direktem Weg zur 
City. Störungen für das Umfeld  
durch Konzert- und Partybe-
sucher sind durch die Lage

und Anbindung der Stellplätze 
über die Straße Übelgönne 
Richtung Unionstraße nicht zu 
erwarten. 

Der Grundriss des geplanten 
Gebäudes wird durch die 
einzelnen Funktionsbereiche, 
bestehend aus dem großen 
Saal, Club, Restaurant, Foyer 
und Nebenfl ächen geprägt. 
Die unterschiedlichen Funkti-
onsbereiche gruppieren sich 
um den zentralen großen 
Veranstaltungssaal, der ge-
meinsam mit dem Club und 
dem Restaurant über ein Foyer 
erschlossen wird.

Der Zugang zum Gebäude 
erfolgt über den Eingangsbe-
reich an der Ritterstraße.

Die funktionalen Anforde-
rungen sind in eine einfache 
und klare Gebäudegrundform 
eingefügt. Diese ist annähernd 
quadratisch. Nur zur Betonung 
der Eingangsituation und zur 
Anbindung des Restaurants an 
die Außenfl äche Gastronomie 
wird die Linienführung durch 
Vor- und Rücksprünge mit 
Materialwechsel durchbro-
chen. Im Innenraum bietet 
der große Saal Platz für eine 
Empore und eine große Bühne,
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6.3.7

Modell FZW (Blick von der Ritterstraße)

die unterschiedlichste Produkti-
onen ermöglicht. Die maximale 
Besucherzahl beträgt 1300 
Personen. Für die Versorgung 
mit Getränken ist ein ständiger 
Tresen unterhalb der Empore 
vorgesehen. Drei Künstlergar-
deroben mit dazugehörigen 
Nebenräumen befi nden sich 
direkt hinter der Bühne des 
großen Saales. Die Verwaltung 
des Freizeitzentrums befi ndet 
sich an der Nordwestecke des 
Gebäudes und wird über die 
Hauptanlieferung des Saales 
erschlossen. Der Club ist, wie 
der große Saal, ein fensterloser 
Raum mit rechteckiger Grund-
fl äche. Diese bietet auf zwei 
Ebenen Platz für maximal 300 
Personen. Die obere Ebene 
dient der Anbindung an das 
Foyer. Sie verfügt über einen 
Tresenbereich und Plätze für 
behinderte Gäste mit gutem 
Überblick auf die tieferliegen-
de Fläche mit der Bühne.

Den Gegenpol zu den geschlos-
sen Veranstaltungsräumen 
bildet der Restaurantbereich, 
der parallel zur Ritterstraße 
geplant ist. Diese geplante 
Szenegastronomie mit Biergar-
ten wird durch die Gesellschaft 
für Arbeit und soziale Dienste 
mbH (GAD) betrieben. Durch 
einen Zugang an der Südseite 
und eigene WC-Anlagen ist 
der Betrieb unabhängig von 
Veranstaltungen.

Die Gestaltung der Fassaden 
entspricht der Gliederung des 
Baukörpers durch die einzelnen 
Baumassen. Der Quader des 
großen Saales erhält eine farbig 
gestaltete und bei Dunkelheit 
beleuchtete Putzfassade. Die 
Attika hat ein leichtes Gefäl-
le in Ost-West-Richtung. Die 
geneigte Dachfl äche ist von 
allen Seiten einsehbar und wird 
mit einer extensiven Begrünung 
gestaltet. Das Restaurant erhält 
eine Glasfassade. In Verbindung 
mit der Eingangstüranlage 
und den Kassen entsteht zur 
Ritterstraße ein großzügiger 
Eingangsbereich. 

Der Baubeginn war am 
10.06.2008, nachdem der 
von der Limberg Rheinische 
Straße GbR gestellte Bau-
antrag im September 2007 
genehmigt worden war. 
Das Vorhaben wurde vom 
Gestaltungsbeirat zustim-
mend zur Kenntnis genom-
men. Für die Herstellungskos-
ten des Rohbaus werden rund 
1,7 Mio. Euro veranschlagt. 
Der Zeitplan der Baumaßnah-
me sieht vor, dass das FZW 
seinen neuen Standort an der 
Ritterstraße in 2009 beziehen 
kann. 
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6.3.8

Westfalentower

Westfalentower (Animation)

Im Oktober 2003 hat der 
Rat der Stadt Dortmund die 
„Städtebauliche Rahmen-
planung Bundesstraße 1 in 
Dortmund“ verabschiedet. Das 
städtebauliche Ziel für die Hö-
henentwicklung der Gebäude 
entlang der B 1 ist die jeweili-
ge Akzentuierung in den Ein-
gangsbereichen zur Stadt und 
den Hauptkreuzungspunkten. 
Das Projekt Westfalentower 
liegt im bedeutenden Kreu-
zungsbereich von Semerteich-
straße und Voßkuhle mit dem 
Westfalendamm, der städte-
baulich akzentuiert werden 
soll. 

Im März 2007 wurde das Bau-
vorhaben durch den Frankfur-
ter Architekten Köhler und
einem Vertreter von KPE 
Projektentwicklung, Neu-Isen-
burg, im Gestaltungsbeirat 
vorgestellt. Vorgeschlagen 
wurden ein Hochhaus mit al-
ternativ 18 und 22 Geschossen 
sowie zwei niedrigere Baukör-
per mit extensiv begrünten 
Dächern. Die vorgeschlagene 
städtebauliche Figur und die 
Architektur der Gebäude fan-
den die Zustimmung des Ge-
staltungsbeirats. Er favorisiert 
die Alternative des 22-geschos-
sigen Hochhauses in seiner 
eleganten Erscheinung. Sollte 
das Nutzfl ächenvolumen aus 
Vermarktungsgründen niedri-
ger ausfallen, spricht sich der 
Beirat dafür aus, das Vorhaben 
in seiner Grundfi gur mit mono-
lithisch wirkendem Hochhaus 
zu erhalten und keine Ausdeh-
nung in die Breite zuzulassen.

Zum Westfalentower-Projekt 
gehören neben dem Hoch-
haustum ein U-förmiges 

viergeschossiges Bürohaus und 
eine eingeschossige Empfangs-
halle, über die der Zugang zu 
allen Büros möglich sein soll. 
Die genehmigte Geschosszahl 
der drei Baukörper variiert zwi-
schen vier und sechs Geschossen 
für die beiden Bürogebäude 
sowie 22 für das Hochhaus. Der 
Bauherr wird noch entschei-
den, ob letztlich 18 oder 22 
Geschosse gebaut werden. Die 
Gebäudehöhe des Hauptgebäu-
des liegt bei 82,10 Metern über 
Grund, falls die genehmigten 
22 Geschosse realisiert werden. 
Die Nutzfl äche für Büros liegt 
dann bei rund 20.000 m². In der 
neuen Tiefgarage werden auf 
drei Ebenen 451 Stellplätze für 
Autos, zehn für Motorräder 
und 60 für Fahrräder entstehen. 
Für die Außenanlagen ist ein 
Skulpturenpark geplant.

Der Abbruch des vorhandenen 
Gebäudes wurde 2007 abge-
schlossen. Im Frühjahr 2008 
wurde das Vorhaben erneut 

der Bezirksvertretung Innen-
stadt Ost und dem AUSW 
vorgelegt und seine Zulassung 
am 07.05.2008 beschlossen. 
Der Bauantrag der KPE Pro-
jektentwicklung wurde nach 
dreimonatiger Bearbeitung 
am 15.11.2007 genehmigt und 
umfasste die Befreiung von 
der im Bebauungsplan In O 
219 festgesetzten maximalen 
Geschosszahl. Neben der KPE 
GmbH & Co. KG aus Wiesbaden 
als Bauherr und Vermieter tre-
ten als Investor die Credit Suisse 
aus Frankfurt am Main und 
als Bauunternehmer (GU) die 
Freundlieb Bauunternehmung 
GmbH & Co. KG aus Dortmund 
auf. Das Finanzvolumen des 
Projekts wird mit 72 Mio. Euro 
angegeben. Der Baubeginn war 
am 28.01.2008 und die Grund-
steinlegung war am 26.08.2008. 
Ende 2009 sollen die Gebäude 
fertig sein, so dass voraussicht-
lich Anfang 2010 die fertigen 
Büros bezogen werden können.  

Köhler. Architekten
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6.3.9

Direkt an der B 1/Westfalen-
damm und an der Einfahrt zum 
Business-Standort Stadtkrone 
Ost in Dortmund befi ndet sich 
das „ADACenter Westfalen“. 
Durch seine Lage an der B 1 
am Rande Dortmunds fungiert 
das Gebäude als Tor in die 
Stadt. In 2001 wurde zu einem 
Wettbewerb eingeladen, um 
ein optimales städtebauliches, 
architektonisches und funk-
tionales Konzept zu fi nden. 
Der prämierte Entwurf des 
neuen Gebäudes stammt vom 
Dortmunder Architekturbüro 
stegepartner, das seinen Sitz 
ebenfalls in das ADACenter 
verlegt hat. 

Es ist ein architektonisch an-
spruchvolles fünfgeschossiges 
Bürogebäude mit einer reprä-
sentativen Natursteinfassade 
und mit einem nach vorn weit 
auskragenden Flugdach. Im 
Grundriss beschreibt der von 
der Straße als Block wahrge-
nommene, fünfgeschossige Bau 
ein doppeltes H, das mehrere 
Höfe und zwei Atrien bildet. 
Beide Atrien werden jeweils 
spitzwinkelig in voller Ge-
bäudehöhe über die beiden 
Gebäudeecken entlang der B 1 
erschlossen. Das östliche Atri-
um wird darüber hinaus über 
einen breiten Treppenaufgang 
erschlossen, der die prominente 
Ecksituation in Richtung Osten 
als „Tor“ adäquat unterstreicht. 
Die Erschließung des ADAC 
Kundenbereichs erfolgt direkt 
an der Spitze des Baukörpers in 
eine fünfgeschossige Halle, um 
deren Luftraum sich sämtliche 
ADAC Verwaltungsbereiche 
gliedern. 

Die im inneren Bereich des 
Baukörpers angeordneten 
Atrien ermöglichen eine 
individuelle und funktionelle 
Erschließung und Aufteilung 
der Bürofl ächen von 180 m² 
bis 11.000 m². Achsmaß von 
1,375 m und eine Riegeltiefe 
von 14,50 m sorgen dabei für 
größtmögliche Flexibilität und 
Flächenökonomie, so dass alle 
denkbaren Arbeitskonzepte 
eingerichtet werden können. 
Durch diese architektonische 
Gestaltung entstand ein licht-
durchfl utetes Gebäude, das in 
einer parkähnlichen Anlage 
mit altem Baumbestand gute 
Arbeitsbedingungen bietet. 
Das Gebäude verfügt über 
ebenerdige Stellplätze und 
eine hauseigene Tiefgarage.

Das Gebäude umfasst inklusive 
der Tiefgarage rund 30.000 m² 
Geschossfl äche und wurde in 
einer Bauherrengemeinschaft 

des Automobilclubs ADAC 
mit der Bauunternehmung 
Freundlieb erstellt. Der Bau-
antrag für beide Bauabschnit-
te wurde im Oktober 2002 
genehmigt. Der 1. Bauab-
schnitt im östlichen Teil des 
Gebäudes wurde 2003 fertig-
gestellt und am 09.07.2004 
durch den Ministerpräsiden-
ten des Landes NRW feierlich 
eingeweiht. Sobald dieser 
Abschnitt weitgehend ver-
mietet war, wurde die Reali-
sierung des 2. Bauabschnitts 
projektiert, das „Quartier H“. 
Nachdem die Firma Datev 
als Ankermieter gewonnen 
werden konnte, wurde mit 
dem Bau im September 2007 
begonnen. Im Sommer 2008 
wurde der Firma Datev der 
Einzug genehmigt, dem im 
September 2008 die Schluss-
abnahme des 2. Bauabschnitts 
folgte. 

ADAC-Gebäude 2. Bauabschnitt (Juni 2008)

ADAC-Gebäude 2. Bauabschnitt



96

6.3.10

IKEA (Euro-Low-Flow ll)

Bauphase IKEA 2008

Dortmund ist inzwischen der 
weltweit größte Logistik-Stand-
ort des Unternehmens IKEA. 
Hier hat IKEA in den vergange-
nen vier Jahren eine Kapazität 
von 430.000 Palettenplätzen 
auf einer Grundfl äche von rund 
200.000 m² geschaffen. Insge-
samt hat IKEA nach eigenen 
Angaben am Standort Elling-
hausen in den vergangenen 
Jahren mehr als 250 Mio. Euro 
investiert, davon etwa 180 Mio. 
Euro in den 2007 eröffneten 
Bauabschnitt. 1.300 Menschen 
haben ihren Arbeitsplatz im 
GVZ Ellinghausen, davon etwa 
1.000 direkt bei IKEA und 
weitere 300 bei von IKEA am 
Standort beauftragten Dienst-
leistern. Der überwiegende Teil 
der Mitarbeiter ist bei IKEA Dis-
tribution Services beschäftigt.

Wegen der Konzentration 
und Zusammenziehung ver- 
schiedenster Logistikbereiche 
von IKEA in Dortmund-Elling-
hausen, auch aus anderen 
Niederlassungen der Region 
(z. B. Werne), war eine Änder-
ung des Bebauungsplanes 
Mg 159 in 2006 notwendig.
Diese Änderung wurde am 
28.09.2007 rechtsverbindlich. 
Inhalt sind u. a. weitere Sonder-
gebietsfl ächen auf der ehema-
ligen Industriemülldeponie von 
ThyssenKrupp Steel (TKS), die 
von IKEA für rund 140 Lkw-
Wartestellplätze benötigt 
werden. Sie dienen mit den 
Pförtneranlagen nicht nur der 
gezielten Abfertigung sondern 
auch der sozialen Versorgung 
der Lkw-Fahrer und der Ver-
meidung von Störungen durch 
Such- und Parkverkehre im 
Umfeld.

Im Jahr 2003 wurde das erste 
Lager von IKEA, das des Custo-
mer Distribution Center (CDC) 
fertig gestellt. Im Frühjahr 2006 
begann die Errichtung des ers-
ten Europalagers (ELF-DC) sowie 
der zweite Abschnitt CDC mit 
einem Offi ce-Gebäude und öst-
lich des fertigen CDC mit einem 
Lager (AMIGO). Die Baulichkei-
ten wurden im September 2007 
eingeweiht. Seit März 2008 
befi ndet sich das Eurolager 2 
(Euro-Low-Flow Distribution 
Center 2 - ELF 2) im Bau.  

Dieser neue Bauabschnitt 
sieht eine Lagerkapazität von 
290.000 Palettenplätzen auf 
rund 125.000 m² Grundfl äche 
ganz im Süden des Geländes 
vor. Der Bauantrag für das 
neue Euro-Low-Flow Distribu-
tion Center 2 (ELF 2) an der 
Ellinghauser Straße 209 wurde 
am 31.05.2007 gestellt. Geplant 
ist der Bau eines Warenverteil-
zentrums für Möbel, das die 
Errichtung einer Lagerhalle, 
Sozialgebäude und Übergangs-
gebäude umfasst.

Die große Halle wird unterteilt 
in sechs Hallen für Warenein- 
und -ausgang, Hochregallager 
und eine Bahnhalle. Das ELF 2 
verfügt über einen rechtecki-
gen Grundriss, Flachdach und 
zwei vollautomatische Hoch-
regallager. Die Außenmaße 
betragen etwa 710 Meter mal 
180 Meter. Die Bruttogesamt-
grundfl äche liegt bei rund 
127.100 m² (12,7 ha). Davon 
für Hochregallager etwa 
29.400 m², für eine Bahnhalle 
9.000 m², für Sozialgebäude 
600 m² und für Übergangs-
gebäude 650 m². Das Hoch-
regallager ist 32 Meter hoch. 
Die Rohbaukosten liegen bei 
rund 64.500.000 Euro. Nach 
Angaben des Unternehmens 
IKEA werden 435 Beschäftigte 
in einem 24-Stunden-Betrieb 
in dem Gebäude arbeiten. Es 
sind 270 neue Stellplätze vor-
gesehen. Mit dem Bau wurde 
Anfang April 2008 begonnen. 
Die Fertigstellung dieses Bau-
abschnittes ist für Herbst 2009 
vorgesehen.
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6.4 Beschleunigung des Baugenehmigungsverfahrens 6.4.1

Gütezeichen Mittelstandsorientierte Kommunalverwaltung

Die Stadt Dortmund ist Mit-
glied der Gütegemeinschaft 
Mittelstandsorientierte Kom-
munalverwaltungen e.V.. 
Diese hat in Zusammenarbeit 
mit dem Deutschen Institut 
für Gütesicherung und Kenn-
zeichnung e.V. RAL und mit 
Unterstützung des nordrhein-
westfälischen Ministeriums für 
Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie verschiedene Kriterien 
für die Vergabe eines Gütezei-
chens entwickelt. Das Gütezei-
chen kennzeichnet Behörden, 
mit denen der Geschäftsver-
kehr für kleine mittelständi-
sche Unternehmen aufgrund 
der Erfüllung bestimmter Krite-
rien einfacher ist. Diese Krite-
rien betreffen aufgrund der 
vielfältigen Kontakte zwischen 
Unternehmen und Verwaltung 
einen weiten Themenkreis.

Das Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt ist mit der 
Bearbeitung von Baugeneh-
migungsanträgen im Güte-
zeichenverfahren eingebun-
den. Neben den allgemeinen 
Kriterien, wie die Erstellung 
einer Eingangsbestätigung, ist 
z. B. die Bescheiderteilung bei 
Baugenehmigungsanträgen 
innerhalb von 40 Arbeitstagen 
zu gewährleisten. Nach einer 
Überprüfung durch die amtli-
chen Zertifi zierer des TÜV Nord 
wurde Dortmund 2007 das 
Gütezeichen erteilt. Dortmund 
ist damit bundesweit die erste 
Großstadt, die dieses Gütezei-
chen erhalten hat.

Die Einhaltung der Kriterien 
für das Gütesiegel unterliegt 
stadtintern der ständigen 
Dokumentation und Kontrolle. 
Auch bei der TÜV-Zertifi zie-
rung handelt es sich nicht um 
einen einmaligen Vorgang, 
sondern um einen wiederkeh-
renden Prozess.

Die nächste Überprüfung 
durch den TÜV Nord ist für 
das Jahr 2009 geplant. Um das 
Gütezeichen weiterhin führen 
zu dürfen, muss in diesem Rah-
men nachgewiesen werden, 
dass die Kriterien im Zeitraum 
von 2007 bis 2009 erfüllt wer-
den konnten.
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6.4.2

Elektronische Bauantragskonferenz und Digitale Bauauskunft

Mit der Elektronischen 
Bauantragskonferenz und 
Digitalen Bauauskunft stehen 
dem Stadtplanungs- und Bau-
ordnungsamt zukünftig zwei 
Verfahren zur Verfügung, um 
Arbeitsabläufe einfacher gestal-
ten zu können.

Im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens bietet die 
Elektronische Bauantragskonfe-
renz die Möglichkeit, betroffe-
ne Dienststellen und Behörden 
gleichzeitig und papierlos via 
Intranet zu beteiligen. Die Stel-
lungnahmen dieser Behörden 
können im System abgelegt 
werden und stehen der Mitar-
beiterin und dem Mitarbeiter 
im Stadtplanungs- und Bau-
ordnungsamt sofort und ohne 
zusätzlichen Postweg zur Verfü-
gung. Beteiligt sind bisher das 
Amt für öffentliche Ordnung, 
die Feuerwehr, das Umweltamt, 
das Amt für Wohnungswesen 
und das Tiefbauamt. Dieser 
Workfl ow dient der Beschleu-
nigung des Baugenehmigungs-
verfahrens und wird durch die 
Internet-Einbindung 

und Bauherren zukünftig die 
Möglichkeit eröffnet werden, 
sich „online“ über den Bearbei-
tungsstand ihres (Bau-)Antrages 
zu informieren. Die programm-
technischen Vorbereitungen 
sind nahezu abgeschlossen. 
Die Produktivsetzung ist für 
2009 geplant.

anderer am Verfahren betei-
ligter Behörden noch im Jahr 
2008 weiter ausgebaut. Vor-
rangig ist hier die Beteiligung 
der Bezirksregierung Arnsberg 
(Umweltverwaltung und Ar-
beitsschutzverwaltung).

Durch die Digitale Bauaus-
kunft soll den Bauherrinnen 

Beispiel Digitale Bauauskunft (Screenshot)
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Das Dienstleistungszentrum 
Planen und Bauen ist Teil 
des seit September 2007 
gemeinsamen Fachbereiches 
„Stadtplanungs- und Bau-
ordnungsamt“, Burgwall 14, 
44135 Dortmund. Im Erdge-
schoss in einem barrierefrei 
erreichbaren Großraumbüro 
ist das Dienstleistungszen-
trum als erste Anlaufstelle 
zu fi nden. Die Beratung für 
Bauwillige, die Eingangsstelle, 
das Bauaktenarchiv und die 
Katasterauskunft  werden an 
zentraler Stelle für Bürgerin-
nen und Bürger bereitgestellt. 

7

Dienstleistungszentrum
Planen und Bauen
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Dienstleistungszentrum Bauen und Wohnen

7.1

Durch organisatorische Zusam-
menlegung von kundennahen 
Serviceangeboten wurde seit 
2003 das Angebot für die Bür-
gerinnen und Bürger ausge-
baut. Das Dienstleistungszen-
trum Planen und Bauen stellt 
sich heute mit der Beratung 
für Bauwillige, der Eingangs-
stelle, dem Bauaktenarchiv 
und der Katasterauskunft  im 
Sinne einer bürgernahen, kun-
denorientierten und moder-
nen Bauverwaltung dar.  

Die Beratung für Bauwillige 
ist ein Service für Bürgerinnen 
und Bürger, die sich in Dort-
mund den Traum vom eigenen 
Haus erfüllen möchten. Unter 
dem Motto „Bauen und Woh-
nen in Dortmund – Beratung 
für Bauwillige“ wurde diese 
speziell auf die Bedürfnisse 
der privaten Bauherrinnen 
und Bauherren zugeschnittene 
Anlaufstelle im Juli 2003 im 
Bauordnungsamt eröffnet. 
Nach dem Umzug des Bauord-
nungsamtes zum Burgwall 14 
wurde das Beratungsangebot 
im August 2004 in das Dienst-
leistungszentrum integriert.

In der Beratung wird den priv-
aten Bauherrinnen und Bau-
herren in vielen Fragen rund 
um`s Bauen weitergeholfen. 

Falls eine Klärung der Fragen 
nur über eine Bauvoranfrage 
möglich ist, wird den Bauher-
rinnen und Bauherren bei der 
Zusammenstellung des Antra-
ges geholfen. 

Bei Wohnbauprojekten ist im 
Hinblick auf den demographi-
schen Wandel der Gesellschaft 
das Thema „Planen ohne Barri-
eren“ Bestandteil der Beratung.
Darüber hinaus werden ämte-
rübergreifende Informationen 
vermittelt. Die Bürgerinnen und 
Bürger erhalten beispielsweise 
eine Übersicht zu freien Bau-
grundstücken, die vom Liegen-
schaftsamt der Stadt Dortmund 
veräußert werden.

Der Schwerpunkt der Beratun-
gen liegt im Bauordnungs- und 
Planungsrecht. Den Bürgerin-
nen und Bürgern werden bei-
spielsweise die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes erklärt 
oder die planungsrechtliche 
Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb des unbeplanten 
Innenbereichs erläutert. 
Schon  bei der Planung zur 
Errichtung von Garagen, 
Carports, Gartenhäusern, 
Einfriedungen und sonsti-
gen Nebenanlagen sind viele 
Vorgaben zu berücksichtigen. 
In der Beratung werden die 
Zulassungsvoraussetzungen 
erläutert.

Beratung im Dienstleistungszentrum Planen und Bauen 
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Im Dienstleistungszentrum  
liegen zahlreiche Informations-
schriften und Planungshilfen 
aus. Sie fi nden die Dortmunder 
Baumschutzsatzung ebenso wie  
Broschüren zu energiesparen-
dem Bauen und Sanieren. Er-
läuternde Hinweise werden auf 
Nachfrage gegeben. Auch zu 
Fragen der fi nanziellen Förde-
rung  von Wohnbauprojekten 
werden Tipps gegeben und/
oder der Kontakt zum Amt für 
Wohnungswesen hergestellt.

Fragen zur Erschließung und 
Entwässerung des Grundstü-
ckes werden  für den Kunden 
gemeinsam mit dem Tiefbau-
amt gelöst. Bei komplexen Fra-
gestellungen übernimmt  die 
beratende Mitarbeiterin oder 
der beratende Mitarbeiter 
auch eine Lotsenfunktion. Als 
kompetente Ansprechpartner 
übernehmen sie die Klärung 
und Erläuterung vieler Sach-
verhalte und Zuständigkeiten 
im Auftrag für den Kunden. 

Den privaten Bauherren werden 
individuelle Termine zu umfas-
senden Beratungsgesprächen 
angeboten.

Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter nehmen an öffentlichen 
Veranstaltungen der Stadtver-
waltung Dortmund zum Thema 
Bauen teil. So stehen sie zum 
Beispiel beim jährlich stattfi n-
denden „Dortmunder Immo-
bilienmarkt“ mit ihrem Wissen 
ratsuchenden Bürgerinnen und 
Bürgern zur Verfügung. Das 
Beratungsangebot wird bis 
zu 110 mal wöchentlich durch 
Anfragen unterschiedlichsten 
Umfangs genutzt - Tendenz 
steigend. 

Des weiteren wird die Räum-
lichkeit des Dienstleistungs-
zentrums Planen und Bauen 
seit September 2007 zum öf-
fentlichen Aushang der aktuel-
len Bauleitplanung genutzt.

Mitarbeiterinnen auf dem „Immobilienmarkt“  

7.1
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Erste Auskünfte erteilen die 
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Beratung für 
Bauwillige an dieser zentralen 
Stelle. Die Nähe zu den Stadt-
planern im Gebäude gewähr-
leistet auch bei umfassenden 
Fragestellungen auf kurzem 
Weg eine kompetente Bera-
tung.

Das Bauaktenarchiv verwaltet 
und pfl egt  die archivierten 
Bauakten des Stadtplanungs- 
und Bauordnungsamtes. Hau-
seigentümer, Gutachter und 
sonstige Berechtigte können 
hier Einsicht in die Bauakten 
nehmen und sich Kopien der 
Unterlagen anfertigen lassen. 
Das Angebot der Aktenein-
sicht wird intensiv genutzt.

Zum Fundus des Archivs gehö-
ren Papierakten, Mikrofi che 
der verfi lmten Papierakten 
seit 1979 und  digitalisierte 
Akten. 

Die Papierakten sind Auf-
grund mangelnder Lager-
fl ächen bei einem privaten 
Unternehmen außerhalb 
Dortmunds ausgelagert. 
Mit der Organisationsver-
fügung „Zukunftsorientierte 
Umstellung des Bauaktenar-
chivs“ wurde im Jahr 2005 
der Startschuss für die schritt-
weise Digitalisierung aller 
vorhandenen dauerhaft auf-
zubewahrenden Bauakten 
beschlossen. Die Projektdauer 
ist bis zum 31.12.2009 vorge-
sehen. 

Von den  Bauakten werden 
von den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Bauakten-
archiv wöchentlich rund 300 
Akten vorbereitet und einem 
externen Dienstleistungsun-
ternehmen zur Digitalisierung 
zugestellt. Nach Fortschritt 
und Qualitätskontrolle der 
archivierten digitalen Bauakte 
erfolgen die Akteneinsichten 
auch heute schon zunehmend 
an einem PC-Bildschirm.
In der Eingangsstelle gehen 
neben der allgemeinen Post 
an das Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt alle Bau-
anträge ein. Die zeitnahe 
Eingangsbestätigung und die 
Weiterleitung von Baudaten 
aus den Anträgen an das 
statistische Landesamt NRW 
sind wichtige Dienstleistun-
gen. Der Lauf von jährlich 
rund 2.400 digitalen Bau-
anträgen nimmt hier seinen 
Anfang. 

Bei den Mitarbeitern des 
Vermessungs- und Katas-
teramtes, die das Team des 
Dienstleistungszentrums 
Planen und Bauen im Bereich 
Katasterauskunft verstärken, 
werden Auszüge aus der 
Flurkarte gefertigt. Es werden 
Auskünfte und Beratung zur 
Gebäudeeinmessung und zu 
Hausnummernangelegen-
heiten angeboten.

Bauaktenarchiv im Dienstleistungszentrum 

7.1
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Stadtbaukultur

8

Wettbewerbe sind ein wich-
tiges Instrument, die Qualität 
in Städtebau und Architektur 
zu erhöhen. Sie führen in der 
Regel zu einer Reihe guter 
Entwürfe und verschaffen 
damit dem Auslober und dem 
Bauherren über ein breites 
Lösungsspektrum die nötige 
Übersicht und optimieren den 
Planungsprozess. Wettbewer-
be beeinfl ussen das Stadtbild 
positiv und erhöhen damit die 
Akzeptanz von Planung oder 
der Objekte der Planung in der 
Bevölkerung. Sie sind somit ein 
unverzichtbarer Baustein, um 
„Baukultur“ zu stärken und zu 
sichern.
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Wettbewerbe

8.1

Dortmunder U innen Gerber

Wettbewerbe sind ein wich-
tiges Instrument, die Qualität 
in Städtebau und Architektur 
zu erhöhen. Sie führen in der 
Regel zu einer Reihe guter 
Entwürfe und verschaffen da-
mit dem Auslober/Bauherren 
über ein breites Lösungsspek-
trum die nötige Übersicht und 
optimieren den Planungspro-
zess. Wettbewerbe beeinfl us-
sen das Stadtbild positiv und 
erhöhen damit die Akzeptanz 
von Planung bzw. von den 
Objekten der Planung in der 
Bevölkerung. Sie sind somit 
ein unverzichtbarer Baustein, 
um „Baukultur“ zu stärken 
bzw. zu sichern. Es ist posi-
tiv festzustellen, dass immer 
wieder private Investoren die 
Bedeutung und Vorteile von 
Wettbewerben und ähnlichen 
qualifi zierenden Verfahren 
erkennen oder sich durch den 
öffentlichen Partner (Stadt/
Planungsverwaltung) hiervon 
überzeugen lassen.

Auch in jüngster Vergangen-
heit sind wieder wichtige 
Planungsaufgaben durch 
Architektenwettbewerbe qua-
lifi ziert worden und befi nden 
sich zum Teil schon in der 
Umsetzungsphase. So wird zur 
Zeit der Neubau der Hauptver-
waltung der Volkswohlbund-
Versicherungen am Südwall 
errichtet. Hier hat die Versiche-
rungsgesellschaft Ende 2006/
Anfang 2007 einen begrenzten 
Wettbewerb im kooperativen 
Verfahren durchgeführt, bei 
dem die Arbeit des Teilneh-
merbüros nps Tchoban Voss 
aus Hamburg mit dem 1. Preis 
ausgezeichnet wurde. Innenperspektive aus dem Siegerentwurf von Prof. Gerber (Animation)

Ebenfalls 2006 wurde durch die 
Stadt Dortmund ein begrenzter 
Architektenwettbewerb mit 
gesetzten und ausgelosten Teil-
nehmern (nach europaweiter 
Ausschreibung) ausgelobt,

bei dem die Gestaltung und 
Nutzung des sogenannten 
„U-Turmes“ auf dem ehema-
ligen Union-Brauereigelände 
am westlichen Cityrand kon-
kretisiert werden sollte. 
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8.1

Grundlage für die städtebau-
liche Einbindung des Turmge-
bäudes sind Erkenntnisse aus 
einem früheren Wettbewerbs-
verfahren: Wesentliche Aspekte 
aus dem seinerzeit siegreichen 
Konzept des Architekten 
Rogers aus London sind für die 
Entwicklung dieses Bereiches 
zu Grunde gelegt worden. 
Bei den Entwürfen zum U-Turm 
hat sich der Beitrag von Prof. 
Gerber aus Dortmund durch- 
gesetzt. Dieser bildet die Basis 
der derzeit laufenden Dach- 
und Fachsanierung am Turm- 
gebäude.

Der für die City und das Stadt-
viertel beidseitig der Rheini-
schen Straße bedeutende 
Raumzusammenhang (Anbind-  
ung City, Gestaltung der Er-
schließungsachse Rheinische 
Straße sowie der Plätze am
U-Turm und umliegender Be-
reiche) hat die Stadt Dortmund 
Ende 2007/Anfang 2008 zum 
Gegenstand eines begrenzten 
Realisierungswettbewerbs 
mit 24 Teilnehmern gemacht, 
davon fünf gesetzte Büros und 
19 hinzugeloste. Nach der mit 
klarem Votum des Preisgerich-
tes versehenen Arbeit des Land-
schaftsarchitekten Hermanns 
aus Niederkrüchten sollen 
nunmehr die Plätze ausgebaut 
werden. Erste vorbereitende 
Baumaßnahmen im Straßen-
raum sind bereits angelaufen.

In prominenter Lage an der 
B 1 wurde Ende Mai 2008 auf 
dem ehemaligen Boss-Gelände 
2008 INHOUSE eröffnet, das 
sich selbst als Deutschlands 
erstes umfassendes Kompe-
tenz-Zentrum rund um den 
anspruchsvollen Innenausbau 

bezeichnet. Auf 10.000 m²  
Flächepräsentiert das INHOUSE 
alle Möglichkeiten der exklu-
siven Raumgestaltung. Das 
umgebaute Gebäude geht 
auf einen Entwurf des Büros 
Schröder Schulte-Ladbeck aus 
Dortmund zurück, der sich im 
Frühjahr 2007 in Abstimmung 
mit der Stadt in einem priva-
ten Qualifi zierungsverfahren 
mit sechs Teilnehmern aus der 
Region durchgesetzt hat. 

Für eine angemessene Gestal-
tung der Fassade des geplan-
ten Einkaufs- und Dienst-
leistungszentrums auf der 
ehemaligen Fläche der Thier-
Brauerei durch die ECE Pro-
jektmanagement GmbH & Co. 
KG hat diese, in Abstimmung 
mit der Stadt, Anfang 2008 
einen Architektenwettbewerb 
mit zehn Büros durchgeführt. 
Dabei war u. a. ein identitäts-
stiftendes Fassadenkonzept, 
das den differenzierten städte-
baulich anspruchsvollen Rah-
menbedingungen Rechnung 
tragen sollte, zu entwickeln. 
Das Konzept des Büros Kaspar 
Kraemer aus Köln wurde mit 

dem 1. Preis ausgezeichnet und 
zur Weiterbearbeitung emp-
fohlen.

Die Suche nach den besten 
Ideen und einem Entwurfs-
konzept, das dem jeweiligen 
Ort angemessen ist, soll auch 
in Zukunft möglichst oft durch 
Wettbewerbe oder entsprechen-
de Verfahren erreicht werden. 
Gleichwohl ist die Planungsver-
waltung natürlich grundsätz-
lich engagiert, auch bei den 
Projekten, die nicht durch ein 
formelles Verfahren, wie Wett-
bewerb o. ä. qualifi ziert wer-
den, in direkter Einfl ussnahme 
und Beratung die städtebaulich 
architektonischen Momente zu 
stärken bzw. zu optimieren. Als 
besonderes „Instrument“ einer 
Qualitätssteigerung wird nicht 
zuletzt immer wieder in ausge-
suchten Fällen der Gestaltungs-
beirat der Stadt eingeschaltet. 
Fachleute aus Politik, Verwal-
tung und vor allem erfahrene, 
ortsfremde Architekten, Planer 
und Künstler nehmen hier eine 
Optimierung vorgelegter Ent-
würfe - mit den Bauherren und 
deren Architekten - vor.  

Oberlichtsaal im „U-Turm“, Modell
Gerber Architekten
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8.2

Gestaltungsbeirat

Der Rat der Stadt Dortmund 
hat im September 2001 die 
Bildung eines Gestaltungs-
beirates und eine entspre-
chende Geschäftsordnung 
beschlossen. Der Beirat wird in 
den Beratungs- und Beurtei-
lungsprozess für Bauvorhaben 
und Gestaltungsmaßnahmen 
eingeschaltet, die für das 
Stadtbild und die Qualität der 
Architektur in Dortmund von 
Bedeutung sind. Entsprechend 
vielfältig sind die Aufgaben, 
denen sich das Gremium zu 
stellen hat. 

Der Gestaltungsbeirat ist 
interdisziplinär besetzt und 
besteht aktuell aus acht nicht 
ortsansässigen Fachleuten 
(fünf ArchitektInnen/Stadtpla-
nerInnen und jeweils einem 
Landschaftsarchitekten, einem 
Fachmann für Denkmal-
schutz und einem bildenden 
Künstler), dem Vorsitzenden 
des Ausschusses für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen, 
vier Ratsmitgliedern, einem 
sachkundigen Bürger sowie 
dem Dezernenten für Planung, 
Städtebau und Infrastruktur, 
Herrn Stadtdirektor Sierau. 
Die Geschäftsführung liegt 
beim Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt. Mit die-
ser im Vergleich zu anderen 
Gestaltungsbeiräten einzigarti-
gen Zusammensetzung ist 
eine unmittelbare Beziehung 
zu den Gremien der kommu-
nalen Politik hergestellt und 
eine wirkungsvolle Arbeit 
gewährleistet. 

Der Gestaltungsbeirat befasst 
sich mit städtebaulichen Kon-
zepten und Planungen für Be-
reiche, die nach ihrer Funktion 
oder im Rahmen des vorhan-
denen bzw. zu gestaltenden 
Ortsbildes von herausgehobe-
ner Bedeutung sind. Es liegt 
nahe, dass sich die Qualitätsan-
forderungen an städtebauliche 
Gestaltung und Architektur 
auf bestimmte Bereiche, wie 
die City, die „Stadtkrone“ oder 
die Bebauung entlang der B 1 
konzentrieren. Neben über-
geordneten Planungen stehen 
schwerpunktmäßig die städ-
tebauliche Raumbildung, die 
Einfügung einzelner Gebäude 
oder Ensembles sowie die 
gestalterische Qualität des 
einzelnen Bauvorhabens im 
Mittelpunkt der Beratungen. 
Der Gestaltungsbeirat fällt 
keine Entscheidungen, sondern 
spricht Empfehlungen aus. 

WIHOGA am Rombergpark (Animation)

Damit fällt ihm die Aufgabe 
zu, bei Architekten und Bau-
herren für eine hohe Qualität 
der Stadtgestalt und damit des 
Lebensraumes Stadt zu wer-
ben. Das Gremium ist zudem 
darauf bedacht, dass seine auf 
höhere Qualität gerichteten 
Anregungen nicht unzumutba-
re Steigerungen der Baukosten 
auslösen – Beispiele belegen, 
dass Beratungen im Gegenteil 
auch zu Kostensenkungen 
geführt haben. 

Im März 2006 hat das Stadtpla-
nungs- und Bauordnungsamt 
eine Broschüre über die Aufga-
ben und Ergebnisse des Gestal-
tungsbeirates in den Jahren 
2001 bis 2005 herausgegeben. 
Zuvor konnte dessen Arbeit 
und das Zusammenwirken mit 
den Beteiligten im Rahmen des 
„Forums Stadtbaukultur“ am 
30.05.2005 öffentlich diskutiert 
werden.
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Beispielhaft für Projekte und 
Themenfelder lassen sich heute 
neben vielen Einzelprojekten, 
unter denen z. B. Geschäfts-
häuser, wie Pohland und 
Appelrath&Cüpper am Wes-
tenhellweg oder die Hotelfach-
schule WIHOGA herausragen, 
und komplexen Großanlagen, 
wie z. B. dem Klinikum Dort-
mund, einige Schwerpunkte 
und Leitlinien besonders be-
nennen:
Beratung von Grundsätzen 
und Qualitätsstandards für 
übergeordnete städtebauliche 
Rahmen- und Leitpläne, deren 
Umsetzung in Einzelprojekten 
weiter begleitet wird (Beispiel: 
Städtebauliche Rahmenpla-
nung B 1 und aktuelle Bau-
projekte an Rheinland- und 
Westfalendamm - herausra-
gend seien hier das geplante 
Kronencenter und der im Bau 
befi ndliche Westfalentower 
genannt). 

Führung von Grundsatzdiskussi-
onen für bestimmte Funk-
tions- und Nutzungsbereiche 
(z. B. zum Thema „Städtebau-
liche und architektonische 
Qualifi zierung von Super-
märkten und Lebensmitteldis-
countern“: Einzelplanungen 
werden auf der erarbeiteten 
Grundlage beurteilt – Beispiele, 
wie der Discounter PLUS an der 
Münsterstraße, zeigen heute 
erste Erfolge, herausragend 
stellt sich die Planung für einen 
REWE-Markt in Dorstfeld dar). 

Eine Mitarbeit an einer über-
regionalen Konsensbildung 
wird gewünscht. 

Im Herbst 2008 wird dem 
Rat der Stadt Dortmund eine 
Verwaltungsvorlage zum 
Beschluss vorgelegt, um bei 
der Ansiedlung von Super-
märkten und Lebensmittel-
discountern grundsätzliche 
Qualitätsanforderungen zu 
stellen, die auf den Inhalten 
des Handbuches „Lebensmit-
teldiscounter und Supermärk-
te: Anforderungen an ihre 
Gestaltung und ihr räumli-
ches Umfeld“ basieren. 

Die Verwaltung wird diese Leit-
linien für die Standort- und Ob-
jektgestaltung bei allen zukünfti-
gen Planungen und Verfahren 
anwenden. Eine wichtige Er-
kenntnis nach sieben Jahren Ar-
beit in diesem Gremium kann 
resümierend so formuliert 
werden: Eine effi ziente Arbeit 
des Beirates mit befriedigenden 
Ergebnissen ist am besten zu 
leisten, wenn Vorstellung und 
Erörterung von Planungs- und 
Bauvorhaben in einem frühen 
Stadium des Entwurfsprozesses 
erfolgen, bevor abschließende 
Festlegungen getroffen worden 
sind. 

8.2

Köhler. Architekten
Westfalentower (Animation)
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Forum Stadtbaukultur

8.3

Parallel zur Landesinitiative 
StadtBauKultur NRW entstand 
auch in Dortmund die Idee, ein 
öffentliches Forum für Stadt-
baukultur einzurichten. Mit 
Beschluss des Ausschusses für 
Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen im Juli 2003 begann 
eine neue Veranstaltungsreihe. 
Durch Information und Dis-
kussion dient sie dem Ziel, auf 
breiter Basis ein Bewusstsein 
für Stadtentwicklung und Bau-
kultur auf hohem Qualitätsni-
veau zu schaffen. 

Gleichzeitig soll die Bereit-
schaft aller an Entwicklungs- 
und Planungsprozessen 

Das Forum wird getragen von 
einem Trägerkreis unter Feder-
führung der Stadt Dortmund 
(Planungsdezernent) und unter 
Beteiligung verschiedener 
Fachverbände und Institutio-
nen (BDA, BDB, bdla nw, VfA, 
SRL, IfR, TU DO – Fakultäten 
Raumplanung und Bauwesen, 
FH DO – FB Architektur und 
Städtebau). Die Veranstaltun-
gen fi nden turnusmäßig am 
letzten Montag im Monat, 
möglichst an adäquaten und 
spannenden Orten, statt. So 
wurde zur Auftaktveranstal-
tung am 28.07.2003 in den 
Kuppelsaal unter dem markan-
ten Dortmunder U geladen.

Mittlerweile hat sich das Forum 
Stadtbaukultur Dortmund 
als wichtiger Bestandteil der 
Stadtentwicklungsdiskussion 
in der Stadt etabliert und ist 
als Medium der Dortmunder 
Planungskultur anerkannt. Die 
rege Teilnahme aller relevanten 
Interessengruppen – nicht zu-
letzt aufgrund der Vielfalt der 
bereits behandelten Themen 
– zeigt die breite Akzeptanz in 
der Fachöffentlichkeit. Themen 
in 2008 waren unter anderen 
„Das Ende der Leuchttürme?“, 
„Licht im Stadtraum“ und „Die 
Kampstraße nach dem Umbau“. 
Die nächsten Veranstaltungen 
werden sich unter anderem 
mit den Themen „Demografi -
sche Entwicklung und Wandel 
im Raum“ und „Netzwerke“ 
befassen. Darüber hinaus ist 
eine neue Reihe zum Themen-
komplex „öffentlicher Raum“ 
geplant.

Beteiligten geweckt und ver-
tieft  werden, am Profi l einer 
vielfältigen und attraktiven 
Lebensumwelt in der Stadt mit-
zuwirken. Das Forum Stadtbau-
kultur Dortmund greift aktuelle 
Themen der Stadtentwicklung 
auf, bietet eine Plattform für 
einen breiten und nachhalti-
gen öffentlichen Diskurs und 
begleitet damit die rasanten 
Entwicklungen in unserer Stadt. 

Es macht in Vorträgen die Viel-
fältigkeit der Aufgaben und 
Planungsprozesse sowie deren 
Ergebnisse bewusst und bie-
tet Platz für einen fachlichen 
Austausch. 

Projekt „Nordlichter“: Fassade an der Bornstraße
C. Suhan
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Das Stadthaus, das Dortmun-
der U, das Lanstroper Ei, die 
Reinoldi-Kirche oder auch die 
Hörder Burg – sie alle zählen 
zu den rund 1.100 Denkmä-
lern, die unter der Obhut der 
Denkmalbehörde stehen und 
der Stadt Dortmund ihr unver-
wechselbares Gesicht geben. 
Denkmalschutz und Denkmal-
pfl ege haben die Aufgabe, 
diese Geschichtszeugnisse zu 
bewahren sowie auf ihre sinn-
volle Nutzung hinzuwirken. 
Aufgrund umfassender Pla-
nungen bzw. Baumaßnahmen 
bilden die genannten Denk-
mäler - neben Themen wie 
der Umnutzung von Kirchen 
- aktuelle Arbeitsschwerpunk-
te der Dortmunder Bau- und 
Bodendenkmalpfl ege.

Denkmalschutz und
Denkmalpfl ege

9
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Baudenkmalpfl ege

9.1

Die Geschichte der Stadt Dort-
mund und seiner eingemeinde-
ten Dörfer und Städte reicht 
bis in die vor- und frühschicht-
liche Zeit zurück. Bis heute 
zeugen zahlreiche Kulturland-
schaftselemente, wie Gebäude, 
Verkehrswege, Gärten, Fried-
höfe oder Industrieanlagen, 
von der wechselvollen Vergan-
genheit des Gebietes und den 
sich wandelnden Lebensver-
hältnissen der Menschen. Be-
sonders bedeutsame Zeugnisse 
werden unter Denkmalschutz 
gestellt, um ihren Erhalt für 
die folgenden Generationen zu 
sichern. Gegenwärtig stehen in 
Dortmund rund 1.100 Objekte 
unter Denkmalschutz und da-
mit unter der Obhut der Denk-
malbehörde im Stadtplanungs- 
und Bauordnungsamt der Stadt 
Dortmund. Denkmalschutz 
und Denkmalpfl ege haben die 
Aufgabe, diese Geschichtszeug-
nisse und ihre Aussagekraft 
im städtebaulichen Zusam-
menhang zu bewahren, sie zu 
erforschen sowie auf ihre sinn-
volle Nutzung hinzuwirken.

Foyer Stadthaus

Seit Ende der 1990er Jahre 
saniert und erweitert die Stadt 
Dortmund das in drei Baupha-
sen errichtete Stadthaus.
Die Gesamtmaßnahme an dem 
stadtgeschichtlich bedeutsa-
men Gebäudekomplex soll 
2008/2009 mit der Innensa-
nierung des ältesten Gebäude-
teils, des sogenannten Kull-
rich-Baus aus dem späten 
19. Jahrhundert, zum Ab-
schluss kommen.

Das 1927 errichtete Gär- und 
Lagerhochhaus der Dortmun-
der Union-Brauerei befi ndet 
sich seit 2007 im Eigentum der 
Stadt Dortmund. Als wichtiger 
Impulsgeber für die Entwick-
lung des Stadtumbaugebietes 
Rheinische Straße wird das 
sog. Dortmunder U zu ei-
nem Zentrum für Kunst und 
Kreativität umgebaut. 2008 
wurde mit der vorangehenden 
denkmalgerechten Dach- und 
Fachsanierung unter Erhalt des 
stadtbildprägenden Erschei-
nungsbildes begonnen. 

Ein wesentliches Aufgabenge-
biet der Denkmalbehörde stellt 
die Baudenkmalpfl ege dar. In
den Jahren 2008 und 2009 er-
fordern mehrere umfassende 
Planungen bzw. Baumaßnah-
men – insbesondere an wich-
tigen städtischen und kirch-
lichen Baudenkmalen – eine 
intensive denkmalpfl egerische 
Begleitung und bilden damit 
die aktuellen Aufgabenschwer-
punkte.

Ev. Kirche Lindenhorst

Wertz

Wertz
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9.1

Die Geschichte der Burg Hörde, 
der ehemaligen Burg von der 
Mark und des späteren Ver-
waltungssitzes des Hütten-
werkes PHOENIX, reicht bis ins 
Mittelalter zurück. Dem bedeu-
tenden Gebäude soll nun als Teil 
der zukünftigen Hafenbebau-
ung am PHOENIX See eine neue 
Nutzung zugeführt werden. 
Vorab lässt die Stadt Dortmund 
ab Sommer 2008 eine denkmal-
gerechte Dach- und Fachsanie-
rung durchführen.

Im Jahr 2007 erwarb die Stadt 
Dortmund das sogenannte Lan-
stroper Ei, einen in den Jahren  
1905/1906 errichteten und seit 
1980 nicht mehr genutzten Was-
serturm. Das technik- und sied-
lungsgeschichtlich bedeutsame 
Bauwerk gilt als Landmarke des 
Dortmunder Nordostens. Nach 
einer intensiven Untersuchung 
des Bestandes hat die Sanierung 
2008 in Abstimmung mit der 
Baudenkmalpfl ege begonnen.

Die evangelische Kirche St. 
Reinoldi in der City zählt zu den 
bedeutendsten Denkmalen auf 
dem Dortmunder Stadtgebiet.
Ab Herbst 2008 wird der Kirch-
turm, insbesondere die schad-
hafte Natursteinfassade, instand 
gesetzt.

Das Land Nordrhein-Westfa-
len fördert aktuell im Rahmen 
einer Machbarkeitsstudie die 
Untersuchung zur Umnutzung 
von 14 Kirchengebäuden. Zwei 
Modellvorhaben befi nden sich 
in Dortmund, die katholische 
Kirche St. Albertus und die 
evangelische Kirche Lindenhorst. 
Die Denkmalbehörde begleitet 
die Projekte als Teilnehmer der 
Lenkungsausschüsse.

Hörder Burg (Frühjahr 2008)

Lanstroper Ei

Dortmunder U

Wertz
Wertz

Wertz

Wertz
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9.2

Bodendenkmalpfl ege

Ein weiteres wichtiges Aufga-
benfeld des Stadtplanungs- 
und Bauordnungsamtes stellt 
die Bodendenkmalpfl ege/
Stadtarchäologie dar. In den 
Jahren 2008 und 2009 konzen-
triert sich die Denkmalbehörde 
auf mehrere archäologische 
Ausgrabungen, die durch kon-
krete Planvorhaben ausgelöst 
wurden.

So greift die städtebauliche 
Entwicklung am PHOENIX See 
in das Areal der mittelalter-
lichen Hörder Burg ein, die 
als Bodendenkmal seit 2006 
in die Denkmalliste der Stadt 
Dortmund eingetragen ist. 
Was anfangs als relativ kleine 
Untersuchung begann, dehnte 
sich im Zuge der fortschrei-
tenden Bauplanung zu einem 
großen Grabungsprojekt aus, 
das zur nahezu vollständigen 
archäologischen Untersuchung 
der mittelalterlichen Niede-
rungsburg führt. Die Ausgra-
bungen fördern zahlreiche 
Spuren, wie Mauern, abgela-
gerte Erdschichten, Fußböden, 
Wassergräben, Brunnen und 
Pfosten, zutage, die von der 
reichhaltigen und wechsel-
vollen Geschichte der Burg 
zeugen. Ein Teil dieser Spuren 
bleibt erhalten und sichtbar: 
Ein kleiner archäologischer 
Park wird in die Hafenpiazza 
des PHOENIX Sees integriert. Ausgrabungen an der Hörder Burg (Frühjahr 2008)

Wertz
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In 2009 wird die geplante 
Entwicklung des Geländes der 
ehemaligen Thier-Brauerei zu 
einem Einkaufszentrum wieder-
um zu einer großfl ächigen Aus-
grabung führen. Archäologische 
Funde aus den Baumaßnahmen 
für die alten Brauereikeller 
weisen auf die Bedeutung der 
Fläche als zweite Keimzelle der 
frühen Stadtentwicklung hin. 
Hier stand der sogenannte Gra-
fenhof, der im Mittelalter die 
königliche Pfalz zu versorgen 
hatte und die Administration 
der Reichsstadt Dortmund bis 
zur Einrichtung des städtischen 
Rates leistete. Die ab Ende 2008 
bevorstehende archäologische 
Untersuchung fi ndet nur noch 
in den nicht unterkellerten Flä-
chen statt, da nur hier noch mit 
der Erhaltung von Bodendenk-
mälern zu rechnen ist.

Ausgrabungsfl äche Hörder Burg

Goldener Herrenring 13. Jh.Goldener Damenring 13. Jh.

Auch die Umsetzung der 
Planung „Boulevard Kamp-
straße“ hat Auswirkungen auf 
die im Boden verborgenen 
Denkmäler. Unter dem heuti-
gen breiten Straßenzug lag im 
Mittelalter die deutlich schma-
ler und kurviger verlaufende 
Kampstraße. Im Vorfeld der ei-
gentlichen Straßengestaltung 
werden 2008 veraltete Versor-
gungsleitungen ausgewechselt 
und damit tiefe Eingriffe in die 
mittelalterliche Vergangenheit 
notwendig. Es ist Aufgabe der 
Bodendenkmalpfl ge/Stadtar-
chäologie, die geschichtlichen 
Zeugnisse vor ihrer Zerstörung 
zu dokumentieren und zu 
bergen.

Krug in Fundlage Treppe im Burggraben

Wertz

Wertz Wertz

9.2
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Tag des offenen Denkmals 

Die Idee, in Form einer Veran-
staltung für die Bedeutung des 
kulturellen Erbes zu sensibi-
lisieren und Interesse für die 
Belange der Denkmalpfl ege 
zu wecken, fi ndet seit 1984 
europaweit Verbreitung. In 
Dortmund öffnen sich seit 
1994 zu diesem Zweck jeweils 
am zweiten Sonntag im Sep-
tember die Türen zu denkmal-
geschützten Objekten. Jahr für 
Jahr wird dabei ein anderer 
Themenschwerpunkt gesetzt. 

Wie in jedem Jahr lässt sich 
das eigene Tagesprogramm 
anhand der umfangreichen 
und benutzerfreundlichen 
Broschüre individuell planen. 
Darüber hinaus stellt die 
Publikation eine informative 
Lektüre mit vertiefenden Arti-
keln zum vorgestellten Thema 
sowie zu besonders sehens-
werten und geschichtsträchti-
gen Standorten dar.

9.3

Im Jahr 2008 steht der Tag 
des offenen Denkmals unter 
dem Motto „Vergangenheit 
aufgedeckt: Archäologie und 
Bauforschung – Dortmunder 
Perspektiven“. Der Blick der 
Besucher wird auf Orte ge-
lenkt, an denen Geschichts-
spuren in Wand und Boden 
freigelegt und untersucht wur-
den. Unter fachkundiger An-
leitung werden dabei Informa-
tionen zum baugeschichtlichen 
„Lebenslauf“ eines Gebäudes 
ebenso ablesbar, wie frühere 
Arbeits- und Lebensbedingun-
gen und alte Handwerkstech-
niken. Gleichzeitig wird deut-
lich, welche Bedeutung die 
historische Bestandsaufnahme 
für den weiteren Umgang mit 
dem Denkmal besitzt. Nur das 
Wissen um dessen Geschichte 
ermöglicht sensible Instandset-
zungsmaßnahmen und sinn-
volle Entwicklungskonzepte. 

Gasgebläsehalle auf PHOENIX West

In der Vergangenheit wurden 
den Dortmunderinnen und 
Dortmundern auf diese Weise 
u. a. Adelssitze, Industrieanla-
gen, Bodendenkmäler, 
Bunker, Parks und Sakralbau-
ten vorgestellt. Insgesamt 
120.000 Besucherinnen und 
Besucher zeugen von der 
ausgesprochen positiven 
Resonanz, auf die der Tag des 
offenen Denkmals seit seiner 
Einführung in Dortmund stößt. 

Hörder Burg

Wasserturm Lanstroper Ei
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Planung im
regionalen Zusammenhang

10

In Ergänzung zu den formel-
len Kooperationen ist die 
Stadt Dortmund in der Region 
vielfältig in informelle Koope-
rationen eingebunden. Hierbei 
handelt es sich um freiwillige 
Kooperationen mit unmittel-
baren Nachbarn und weiteren 
Kommunen in der Region. 
Die Abgrenzung der Region 
erfolgt dabei thematisch, d. h. 
anhand der Aufgabenstellung. 
Dies macht deutlich, dass regi-
onale Kooperation äußerst dy-
namisch ist, sich in jedem Falle 
neu defi niert und sich nicht 
ausschließlich an den Grenzen 
von Gebietskörperschaften 
orientieren muss.
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Masterplan Ruhr

10.1.1 10.1 Städteregion Ruhr

Auf dem Weg zu mehr regi-
onaler Kooperation haben 
sich die elf kreisfreien Städte 
der Metropole Ruhr Duisburg, 
Oberhausen, Mülheim an der 
Ruhr, Bottrop, Essen, Gelsenkir-
chen, Herne, Bochum, Hagen, 
Dortmund und Hamm als Städ-
teregion Ruhr zusammenge-
funden. Die Zusammenarbeit 
der Städte fi ndet insbesondere 
in den Handlungsfeldern 
„Masterplan Ruhr“, „Regio-
naler Flächennutzungsplan“, 
„Konzept Ruhr (Ziel 2)“ sowie 
im Projekt „das ruhrtal“ statt.

Der Masterplan Ruhr ist ein 
informelles und fl exibles 
Planungsinstrument, das sich 
gut eignet, die freiwillige Zu-
sammenarbeit der beteiligten 
Städte zu organisieren und ein 
vertrauensvolles partnerschaft-
liches Verhältnis zwischen 
den Akteuren aufzubauen. 
Unter Federführung der Stadt 
Dortmund arbeitet eine regi-
onale Arbeitsgruppe an der 
Umsetzung des Masterplan 
Ruhr. Neben der gemeinsamen 
fachlichinhaltlichen Diskussi-
on steht die Einführung einer 
neuen Kooperationskultur im 
Fokus des Masterplanes. Zu 
den Themen „Wohnen in der 
Städteregion Ruhr“, „Städte-
bau und Stadtentwicklung“ 
sowie „Region am Wasser“ 
wurde in 2007 und 2008 an 
einer gemeinsamen Broschüre 
gearbeitet. Diese beinhaltet 
u. a. regional abgestimmte 
Ziele und Leitlinien für die drei 
Themen und zeichnet damit 
ein Bild von der zukünftigen 
Entwicklung. 

Als neue Themen für den Mas-
terplanprozess der nächsten 
Jahre sind Wirtschaft und Wirt-
schaftsfl ächen sowie Einzelhan-
del geplant.

Im Rahmen der Fortschreibung 
des Masterplan Ruhr wird 
zudem am Aufbau und an der 
Etablierung einer regionalen 
Wohnungsmarktbeobachtung 
für die Städteregion Ruhr gear-
beitet. In 2007 und 2008 gab es 
verschiedene  interkommunale 
Abstimmungsgespräche. Als Er-
gebnis ist ein erster regionaler 
Indikatorenkatalog entstanden, 
der seit Jahresbeginn 2008 mit 
Leben, d. h., Daten gefüllt wird. 

Zusätzlich ist es gelungen, 
eine Expertenbefragung zum 
regionalen Wohnungsmarkt 
auf den Weg zu bringen. Bei 
der Umsetzung des Projektes 
„Regionale Wohnungsmarkt-
beobachtung“ werden die 
elf kreisfreien Städte von der 
Wohnungsbauförderungs-
anstalt NRW (Wfa) fachlich 
unterstützt. Die Ergebnisse 
der gemeinsamen Wohnungs-
marktbeobachtung sollen in 
einem Wohnungsmarktbericht 
für die Städteregion Ruhr 
publiziert werden, der voraus-
sichtlich Ende des Jahres 2008 
erscheinen wird. 

Arbeitsgruppe „Masterplan Ruhr“
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Regionaler Flächennutzungsplan

10.1.2

Das Leitprojekt Regionaler 
Flächennutzungsplan (RFNP) ist 
beispielgebend für die  Koope-
ration in der Städteregion Ruhr. 
Bereits vor Jahren haben die 
Städte des Projektverbundes 
im Rahmen des Forschungs-
vorhabens „Städteregion Ruhr 
2030“ in ihrer Stellungnahme 
zum Landesplanungsbericht die 
Einführung eines RFNP bei der 
Landesregierung gefordert. Um-
gesetzt wurde dies im Mai 2005, 
als die Räte der Städte Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, 
Mülheim an der Ruhr und Ober-
hausen einen gleichlautenden 
Beschluss zum Zusammenschluss 
zu einer gesetzlich vorgeschrie-
benen Planungsgemeinschaft 
zur Erstellung eines RFNP 
gefasst. Damit haben sie ihren 
Willen bekundet, regionale 
Verantwortung zu überneh-
men und sich gemeinsam auf 
räumliche Entwicklungsziele zu 
verständigen. 

Da die Stadt Dortmund zum 
Zeitpunkt des Zusammenschlus-
ses der Planungsgemeinschaft 
das Verfahren zur Aufstellung 
eines eigenen neuen F-Planes 
gerade abgeschlossen hatte, 
war die Beteiligung an dieser 
Planungsgemeinschaft nicht 
sinnvoll. Gleichwohl unterstützt 
die Stadt Dortmund als Partner 
dieser informellen Kooperation 
aktiv die gemeinsame Aufgabe, 
Entwicklungsziele und Perspek-
tiven für die zentralen Themen 
der regionalräumlichen Ent-
wicklung zu erarbeiten und ab-
zustimmen. Angestrebt werden 
wesentliche Qualitätssprünge 
durch folgende Maßnahmen:
Eine umwelt- und sozialver-
trägliche Steuerung der 

Siedlungsentwicklung und 
-struktur, insbesondere im Hin-
blick auf den demografi schen 
Wandel der nächsten Jahr-
zehnte. Die Koordination und 
die Steuerung der Wohn- und 
Gewerbefl ächenentwicklung. 
Den Erhalt und die Entwick-
lung eines zusammenhängen-
den Freiraumsystems (Regio-
nale Grünzüge). Die Steuerung 
der Einzelhandelsentwicklung 
und die Darstellung eines regi-
onalen Verkehrskonzeptes.

Der RFNP bietet darüber 
hinaus u. a. die Chance zu 
deutlich mehr regionaler 
Verantwortung und Einfl uss-
möglichkeit der Städte, einer 
instrumentellen Vereinfachung 
der Planungsebenen, einem 
effektiveren Ressourcenein-
satz und einer Beobachtung 
von regionalen Raumdaten. 
Im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung sind die zu beteili-
genden öffentlichen Stellen 

und Personen des Privatrechts, 
die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belan-
ge und Nachbargemeinden 
beteiligt worden. Nach der 
Abwägung aller vorgebrachten 
Anregungen und Belange wird  
zur Zeit der Offenlegungsbe-
schluss des RFNP-Entwurfs vor-
bereitet. Nach dem sehr engen 
Zeitablaufplan ist noch in die-
sem Jahr unmittelbar nach der 
Sommerpause die öffentliche 
Auslegung der Planunterlagen 
zum RFNP vorgesehen. Plan-
beschluss und Genehmigung 
könnten im 3. Quartal 2009 
erfolgen.

Der Rat der Stadt Dortmund 
wurde in seiner Sitzung am 
13.12.2007 von der Planungs-
verwaltung über diese In-
terkommunale Kooperation 
informiert. Die Verwaltung 
wurde beauftragt, den lau-
fenden Kooperationsprozess 
fortführend zu begleiten.

Sitzungsort des verfahrensbegleitenden Ausschusses: Zeche Zollverein in Essen
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„das ruhrtal“

10.2

Die Entwicklung europäischer 
Wachstumsregionen zeigt, dass 
erst hohe Freizeit- und Umwelt-
qualitäten zu anhaltender wirt-
schaftlicher Prosperität führen. 
Für diese Ziele haben sich die 
Städte Bochum, Hagen, Wit-
ten, Hattingen, Wetter (Ruhr), 
Herdecke und der Ennepe- 
Ruhr-Kreis mit Unterstützung 
des Regionalverbandes Ruhr zu 
einer dauerhaften regionalen 
Kooperation zusammenge-
schlossen. Die Initiative wurde 
Anfang des Jahres 2005 um die 
Städte Dortmund, Essen, Ober-
hausen und Mülheim a. d. Ruhr 
erweitert. Die von Bürgerschaft, 
Unternehmen und Institutionen 
des Tals getragene Zusammen-
arbeit ist ein gutes Beispiel für 
eine nachhaltige Zukunftsstra-
tegie. Ziel der Kooperation ist 
es, die touristischen und kul-
turellen, landschaftlichen und 
städtebaulichen Potenziale der 
Region gemeinsam weiterzu-
entwickeln und gemeinsam zu 
vermarkten. 

Unter www.dasruhrtal.de  
präsentiert sich das Projekt 
im Internet. Die gemeinsame 
Geschäftsstelle wird anteilig 
von den Projektpartnern fi nan-
ziert. Der regionale Arbeits-
kreis arbeitet der regionalen 
Lenkungsgruppe zu, in der als 
stimmberechtigte Mitglieder je 
zwei Vertreter der Gebietskör-
perschaften und als beratende 
Mitglieder u. a. das Land NRW 
vertreten sind. Seit 2007 liegt 
ein Masterplan Ruhrtal vor, der 
sukzessive um die neu hinzu-
gekommenen Stadtgebiete 
erweitert wurde.

Mit den regionalen Leitpro-
jekten der Ruhrtal-Initiative 
werden die touristischen 
Highlights der Ruhrtal-Städte 
miteinander vernetzt und in 
ihrer Attraktivität gesteigert. 
Diese Projekte sind der Aus-
bau der Ruhrtalbahn und die 
Erweiterung ihres Verkehrsleis-
tungsangebotes, die Etablie-
rung des Wasserwanderwegs 
Ruhr als überregionales 

Freizeitangebot sowie die 
Erweiterung der Personschiff-
fahrt auf der Ruhr und ihren 
Stauseen. Außerdem die 
Entwicklung des Ruhrtalrad-
weges von der Quelle bis zur 
Mündung als überregional 
bedeutsame Tourismusadresse, 
die städtebauliche Offensive 
„Städte an den Fluss“ und die 
Erhaltung und Entwicklung 
der natürlichen Ressourcen 
in der Flussaue als Grundlage 
für sanften Tourismus und 
neue Formen der Freizeit. Und 
schließlich der Aufbau eines 
touristischen Regionalmar-
ketings. Die Ruhrtalbahn hat 
sich inzwischen überregional 
etabliert und hat sogar Gäste 
aus dem nahen Ausland. 
Mehr Informationen unter 
www.ruhrtalbahn.de. Der rund 
230 Kilometer lange Ruhrtal-
Radweg wurde im April 2007 
offi ziell eröffnet und bereits 
die Auszeichnung „Radroute 
des Jahres“ vom NRW-Touris-
mus e.V. erhalten. 

Ruhrtal mit Hengsteysee in Dortmund
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10.2

In 2007 hat sich die Region für 
die REGIONALE 2013 und 2016 
mit der Regionalen Entwick-
lungsstrategie mit dem Titel 
„Wissens- und Erlebnisraum 
Ruhrtal – Impulsgeber der  
Metropole Ruhr“ beworben. 
Die Bewerbung schaffte es mit 
vier anderen Regionen bis zur 
zweiten Bewerbungsstufe, bei 
der eine Auswahlkommission 
des Landes alle Bewerberregi-
onen bereiste, wurde aber bei 
der Vergabe nicht berücksich-
tigt. Außerdem hat sich die 
Region mit mehreren Projek-
ten am Wettbewerb Erlebnis.
NRW beteiligt, der vom Land 
dazu ausgelobt wurde, um die 
Fördermittel in den Bereichen 
Tourismus und Naturerlebnis 
zu vergeben. Eines dieser 
Projekte war die von mehreren 
Biologischen Stationen in der 
Region erarbeitete „Route 
der Vogelbeobachtung” im 
Ruhrtal. Aus 158 Wettbewerbs-
beiträgen wurden in diesem 
Jahr 53 Projekt ausgewählt, 
die mit insgesamt 48 Mio. Euro 
gefördert werden sollen. Die 
Region Ruhrtal wurde nicht 
berücksichtigt. Gleichzeitig 
wurden Förderanträge für Ziel-
2-Mittel gestellt, die in einer 
Projektfamilie Ruhr als Beitrag 
zur nachhaltigen Stadt- und 
Regionalentwicklung der Me-
tropole Ruhr zusammengefasst 
wurden. Die Stadt Dortmund 
hat sich im Bereich Ruhrtal und 
Dortmunder Süden mit den 
Projekten „Uferthron Hohen-
syburg“ und „Transferräume 
von Ruhrtal zu Emschertal“ 
eingebracht. 

In Hohensyburg soll der hoch 
gelegene Freizeitschwerpunkt 
mit dem Ruhrtal – hier dem 
Ruhrstausee Hengstey – besser 
verbunden werden, um diesen 
geschichtlich bedeutenden Ort 
in 144 Metern Höhe für die 
Besucher des Ruhrtals erlebbar 
zu machen. Bei dem Projekt 
Transferräume sollen die bei-
den Gewässereinzugsgebiete 
Ruhr und Emscher durch Wege 
und Grünzüge miteinander 
vernetzt werden. 

Eine dieser Achsen ist die 
B 54, die eine historische 
Wegeverbindung in Nord-
Süd-Richtung bildet, die nach 
Norden bis zur Lippe reicht. 
Im April 2008 wurde ent-
lang dieser Trasse durch den 
Landschaftsverband Westfa-
len- Lippe der Jakobsweg von 
Osnabrück über Münster und 
Dortmund nach Wuppertal 
eröffnet und ein Wanderfüh-
rer für diesen Pilgerweg 
vorgestellt. 

Historische Führung für Kinder in der Ruine Hohensyburg
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10.3

Emscher Landschaftspark 2010

Die Grundfl äche des Emscher 
Landschaftsparks in Dortmund 
beträgt 9.063 Hektar, dies ent-
spricht rund 32 Prozent des 
Dortmunder Stadtgebietes. 
Regional betrachtet befi n-
det sich ein Anteil von etwa 
20 Prozent an der Gesamt-
grundfl äche des Emscher 
Landschaftsparks (457 km² in 
Dortmund. Damit wird deut-
lich, welch große Bedeutung 
der Emscher Landschaftspark 
für die zukünftige räumliche 
Entwicklung der Stadt und der 
Region hat. 

Der Emscher Landschaftspark 
nimmt große zusammenhän-
gende Flächen im gesamten 
Stadtgebiet ein. Der räumliche 
Schwerpunkt liegt im Dort-
munder Norden. Im Süden 
folgt der Emscher Landschafts-
park dem Fluss Emscher. Es 
gibt als besonderes räumliches 
Merkmal einen Ring rund um 
die Dortmunder Innenstadt 
(sog. Grüner Ring), der Ver-
bindungen zwischen unter-
schiedlichen urbanen und 
natürlichen Landschaftsräu-
men herstellt. Im Dortmunder 
Osten wird über diesen Ring 
eine breite Verbindung zwi-
schen den Einzugsgebieten 
von Emscher im Süden und 
Lippe (Seseke als Lippezufl uss) 
im Nordosten hergestellt, die 
sowohl landschaftlicher Natur 
ist als auch konkrete Wegever-
bindungen umfassen wird.

Der Emscher Landschaftspark 
verbindet die Chancen des 
Strukturwandels mit neuen 
Perspektiven für eine nach-
haltige Standort-, Stadt- und 
Landschaftsentwicklung.

Er ist Bestandteil einer regio-
nalen Entwicklungsstrategie 
und setzt auf die Umsetzung 
in einer Vielzahl von Projekten 
vor Ort. Für Dortmund sind 
im Masterplan Emscher Land-
schaftspark 2010 zahlreiche 
Projekte benannt worden. Zu 
den lokalen Vorhaben tre-
ten weitere 18 regionale, die 
Stadtgrenzen überschreitende 
Projekte, wie z. B. der Emscher 
Park Radweg oder die Fort-
schreibung der Landmarken-
kunst. 

Die Projekte des Emscher Land-
schaftsparks in Dortmund be-
dürfen einer Aktualisierung 
und auch der Priorisierung. So 
haben sich mittlerweile einzel-
ne neue Projekte herausgebil-
det und zugleich sind andere 

bereits abgeschlossen oder aus 
unterschiedlichsten Gründen 
neu zu bewerten. Auf dieser 
erneuerten Grundlage erfolgt 
in den nächsten Jahren die 
Entwicklung einer lokalen Stra-
tegie zur weiteren Umsetzung. 
Wichtige Bausteine werden 
hierbei voraussichtlich die 
Themen „Erlebnispfad neues 
Emschertal“, „Dortmunder 
Höhepunkte“ sowie die wei-
tere Realisierung des „Grünen 
Rings“ sein. 

Neben den lokalen Aktivitäten 
arbeitet die Stadt Dortmund 
in den Interkommunalen 
Arbeitsgemeinschaften für die 
Grünzüge F und G aktiv mit. 
Sie wird voraussichtlich noch in 
2008 die Geschäftsführung für 
den Grünzug F übernehmen.

Emschertal im Stadtbezirk Aplerbeck



121

Fluss Stadt Land

10.4

Fluss Stadt Land ist eine Regi-
onale Initiative im nördlichen 
und östlichen Ruhrgebiet von 
Bottrop bis Hamm und Dor-
sten bis Dortmund, die eine 
auf Dienstleistung, Freizeit-, 
Kulturwirtschaft und Urbani-
tät ausgerichtete Entwicklung 
der Region zum Ziel hat. Die 
Federführung des Gesamtpro-
jekts liegt beim Planungsdezer-
nat. In Dortmund konzentrie-
ren sich die Aktivitäten auf die 
Räume entlang der Emscher 
mit dem neuen PHOENIX See 
(s. Kap. 3.2), des Dortmund-
Ems-Kanals und des Hafens.

Am südöstlichen Rand des 
Dortmunder Hafens liegt der 
Projektbaustein Umnutzung 
der Speichergebäude am 
Stadthafen, wo nach wie vor 
geplant ist, Gastronomiebe-
triebe in den Erdgeschossen 
und kreative Dienstleistungen 
in den Obergeschossen der 
beiden Gebäude zu etablieren. 
Der Platz zwischen den beiden 
Speichergebäuden wird seit 
Sommer 2005 durch die Beach-
bar Solendo ganzjährig gastro-
nomisch genutzt. Aktuell wird 
an einem Konzept gearbei-
tet, das die Verlagerung der 
Clubszene vom Thier-Gelände 
in die Speicherstraße zum Ziel 
hat. In diesem Zusammenhang 
werden auch Lärmschutzmaß-
nahmen für die Wohnbebau-
ung an der Lagerhausstraße 
geprüft. 

Im Frühsommer 2007 konnte 
der Projektbaustein Sportboot-
anleger pünktlich zur Extra-
schicht im Dortmunder Hafen 
realisiert und eröffnet werden. 

Hier können Sportboottouris-
ten für eine kurze Zeit kosten-
los anlegen, um die Strandbar 
zu besuchen oder sich die 
Stadt anzusehen. Unter dem 
Titel „Nordstadt ans Wasser!“ 
konnte über URBAN II (s. Kap. 
4.2.1) der Fredenbaumpark 
zum Dortmund-Ems-Kanal 
und zum Wassersportzentrum 
hin geöffnet und attraktiver 
gestaltet werden. Im Frühjahr 
2008 wurde der neue Kanal- 
uferweg eröffnet, der einen 
neuen Zugang von Süden 
erhalten hat. Hier treffen sich 
die Fredenbaumparkwege, der 
neue Weg auf der Aalbachtras-
se am Südrand des Parks und 
ein neuer Weg aus Richtung 
Schützenstraße, der bis zu den 
Bootshäusern am Kanal führt.

Eine Besonderheit des Projek-
tes ist die enge Verknüpfung 
mit der Dortmunder Bürger-
schaft. So ist ein lokales Netz-
werk von über 100 Aktiven 
etabliert worden, das auch in 

2008 jährlich ein beeindrucken-
des Veranstaltungsprogramm 
(z. B. Dortmunder Emscher-
wanderung, WasserForscher) 
für die Stadt und die Region 
auf die Beine gestellt hat. Auf 
regionaler Ebene laufen die 
Vorbereitungen für die Ab-
schlusspräsentation von Fluss 
Stadt Land in 2009, die ihren 
offi ziellen Beginn mit dem 
„Tag des Rudersports“ insze-
nieren wird, der nach über 35 
Jahren wieder in Dortmund 
stattfi ndet. Es wird weitere 
Veranstaltungen in Dortmund 
und über den Sommer verteilt 
in allen Städten der Fluss Stadt 
Land Region geben, bevor mit 
einem gemeinsamen Fest der 
Schlusspunkt unter zehn Jahre 
„Fluss Stadt Land“ gesetzt 
wird. Auch wenn es danach 
keine gemeinsam fi nanzierte 
Geschäftsstelle mehr geben 
wird, gehen alle Beteiligten 
davon aus, dass der Projekt-
gedanke und das regionale 
Netzwerk bestehen bleiben.

Kanaluferpromenade an den Bootshäusern
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Parkautobahn A 42

Die A 42 übernimmt aufgrund 
ihrer zentralen Lage die Rolle 
eines funktionalen Rückgrats 
im Emscher Landschaftspark. 
Der Emscherschnellweg ist 
zwar nicht als Haupterschlie-
ßung für einen regionalen Park 
konzipiert und gebaut wor-
den, gleichwohl ist er mit dem 
Strukturwandel der Region 
zum zentralen und verbinden-
den Band des regionalen Parks 
geworden. Die A 42 soll zur 
Parkautobahn für den Emscher 
Landschaftspark werden. Dazu 
muss sie grundsätzlich in ihrem 
äußeren Erscheinungsbild ver-
ändert werden.

Unter Federführung der Stadt 
Bottrop haben die Anrainer-
städte eine Machbarkeitsstudie 
an die gemeinsam arbeitenden 
Büros Planergruppe Oberhau-
sen und foundation 5+ land-
schaftsarchitekten vergeben, 
die im Frühjahr 2008 vorgelegt 
wurde. Die Untersuchung 
des Gesamtverlaufs der A 42 
unter Berücksichtigung von 
Topographie, Vegetation, 
angrenzenden Nutzungen und 
Baukörpern führt zu vier Quer-
schnittstypologien: Böschungs-
verlauf, Ebene, Damm und 
Einschnitt. Für das Redesign des 
Straßenbegleitgrüns sind die 
den Fahrbahnen zugewandten 
Böschungen besonders wichtig. 
Über ein selektives Herausneh-
men und Nachpfl anzen von Ge-
hölzen können die Bestände zu 
großzügigen, parkartigen und 
transparenten Beständen um-
gebaut werden. Monochrom 
gehaltene Baumgruppen 
gliedern einzelnen Abschnitte 
des linearen Parkbandes der 
Parkautobahn. 

Auf die ganze Strecke über-
tragen, bedeutet dies den 
Umbau von rund 36 Hektar 
Verkehrsbegleitgrün. Um die 
Wahrnehmung der eindrucks-
vollen, zusammenhängenden 
Industrielandschaft für die 
Reisenden auf der Autobahn 
zu verbessern, sind die Pfl ege-
maßnahmen des Straßenbe-
gleitgrüns so auszurichten, dass 
die Sehenswürdigkeiten des 
Emscher Landschaftsparks und 
das vielfältige Patchwork unter-
schiedlicher Freiräume sichtbar 
werden und dauerhaft bleiben. 

Gezielte Interventionen an 
besonderen Orten schaffen 
Sichtachsen zu imageprägen-
den Bauwerken, Landmarken 
und Landschaftselementen. 
Durch Fenster in Lärmschutz-
wänden sollen schöne Gebäude 
gezeigt werden.

Fensterrahmen sollen Sicht- 
achsen auf besondere Land-
marken betonen. Um die 
Wiedererkennbarkeit der Par-
kautobahn zu unterstützen, ist 
eine durchgängige Farbgestal-
tung der baulichen Elemente 
der Parkautobahn sinnvoll. 

Alle Anschlussstellen der 
Parkautobahn von der AS 3
Duisburg-Baerl bis zur AS 
Castrop-Rauxel sind „Parkto-
re“: Sie markieren die Orte, an 
denen man die Parkautobahn 
verlassen kann, in den Emscher 
Landschaftspark direkt oder in 
die Stadt hineinfahren kann. 
Umgekehrt bilden sie die Park-  
eingänge auf die Autobahn.
Die Parktore sind in besonde-
rer Weise individuell gestaltet. 
Eine besondere Rolle im En-
semble der unterschiedlichen 

10.5

Anschlussstelle der A 42 an die A 45 in Dortmund
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Elemente der Parkautobahn 
nehmen die sogenannten Park-
tankstellen ein. Sie sind weit-
hin sichtbare Zeichen, dienen 
als Treffpunkte und Orte der 
Informationsvermittlung. Die 
Parktankstellen sind Aussichts-
punkte in den Emscher Land-
schaftspark und auf die Auto-
bahn. Sie können aufgrund des 
Modulsystems je nach örtlichen 
Anforderungen und Gege-
benheiten gestaltet werden 
und verschiedene Funktionen 
aufnehmen.

Die in Ost-West-Richtung ver-
laufende Parkautobahn A 42
wird auf ihrer Länge von 52 km
fünfmal durch in Nord-Süd-
Richtung verlaufende Auto-
bahnen gekreuzt. Zur Zeit 
sind alle fünf Autobahnkreuze 
„zugegrünt“ und für den 
Autofahrer kaum erkennbar. 
Für eine Parkautobahn sollen 
diese Autobahnkreuze für die 
Autofahrer zu erlebbaren Parks 
werden. Diese „Ohrenparks“ 
sollen in ihrer Gestaltung sehr 
unterschiedlich sein und sich 
immer mit ihren Besonderhei-
ten auf den Ort beziehen. Von 
den fünf Autobahnkreuzen 
sollen zur Kulturhauptstadt 
möglichst zwei Ohrenparks ge-
baut werden. Als Anfang oder 
Ende der Parkautobahn gilt der 
Abschnitt der A 42 zwischen 
AK Castrop-Rauxel-Ost und der 
Anschlussstelle 3 Duisburg-Baerl 
unmittelbar am Westufer des 
Rheins. Beide Punkte heißen 
Auftakt West und Auftakt Ost 
und sollen individuell gestaltete 
Monumente erhalten. 

Auf Dortmunder Stadtgebiet 
liegt das Autobahnkreuz 
Castrop-Rauxel-Ost.

Hier ist Raum für einen Ohren-
park im Bereich der Parkauto- 
bahn, in dem die Skulptur 
steht, die den Auftakt Ost 
markiert. Das nahe Kraftwerk 
und die Stahlgittermasten, die 
das Autobahnkreuz queren, 
könnten als Thema Energie für 
die Gestaltung aufgenommen 
werden. Die Machbarkeitsstudie 
wurde im Juni 2008 von den 
beteiligten ligten Städten ge-
meinsam mit Vertretern des 
Ministeriums für Bauen und 
Verkehr, des Umweltministe-
riums, von Straßen.NRW, des 
Regionalverbandes Ruhrgebiet 
(RVR), der Emschergenossen-
schaft und der Kulturhaupt-
stadt RUHR.2010 erörtert. Die 
Präsentation der Studie steht 
unter www.parkautobahn.de 
im Internet. Das Projekt wir von
allen Beteiligten ausdrücklich 
begrüßt. Bis zum Kulturhaupt-
stadtjahr sollen erste Teilproje-
kte realisiert werden. Alle wei-
teren Maßnahmen sollen in den
Folgejahren angegangen wer-
den. Es gibt bereits Vorschläge 
zur Finanzierung, die sich je 
nach Teilprojekt aus Fördermit-
teln (Städtebauförderung, 

ÖPEL), aus vorhandenenKos-
tenansätzen von Straßen.NRW 
und kommunalen Eigenantei-
len eventuell in Verbindung 
mit dem RVR zusammensetzen. 
Als nächste Schritte werden 
noch in 2008 Planungswerk-
stätten zur Gestaltung der 
Ohrenparks und Parktore 
sowie der Hochbauelemente 
wie Parktankstellen, Auftakts-
kulpturen und Vitrinen durch-
geführt. Die Kosten für diese 
Werkstätten teilen sich das 
Land (Fördermittel), die betei-
ligten Kommunen und voraus-
sichtlich die RUHR.2010. Die 
Stadt Bottrop übernimmt die 
Antragstellung und die Orga-
nisation. Es wurde eine kleine 
Lenkungsgruppe gegründet, 
die die Werkstattverfahren 
inhaltlich und terminlich 
vorbereitet. Die mit der Mach-
barkeitsstudie betrauten Büros 
sollen mit einem Gestaltungs-
konzept beauftragt werden, 
auf dessen Grundlage später 
eine vertragliche Vereinbarung 
zwischen Straßen. NRW und 
der Landesregierung zur Ge-
staltung und zur Finanzierung 
erfolgen soll.  

Blick von der Brücke Königshalt nach Osten

10.5
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Regionaler Masterplan A 40 | B 1 – 75 Kilometer StadtRaum

Die A40 | B 1 ist die zentrale 
Verkehrsverbindung und 
gleichzeitig lineare Entwick-
lungsachse des Ruhrgebiets. 
Hier vollzieht sich der Struktur-
wandel und hier präsentieren 
sich die Kernstädte. Über die 
A 40 | B 1 entsteht das regiona-
le Bild des Ruhrgebiets in sei-
ner ganzen Vielfalt. Bislang ist 
dieses Bild jedoch im wesentli-
chen geprägt von Lärmschutz-
wänden und Begleitgrün. 

Für die an die A 40 | B 1 gren-
zenden Flächen soll im Bereich 
zwischen Moers und Unna ein
regionaler städtebaulicher 
Masterplan erarbeitet wer-
den. Beteiligte sind die Anlie-
gerstädte und strategischen 
Akteure (wie Investoren, An-
rainer etc.), die sich in einem 
regionalen Planwerk verstän-
digen, wie die 75 Kilometer 
StadtRaum gestaltet werden. 
Ziel ist es, ein abgestimmtes 
Gesamtkonzept und städtebau-
liche Leitlinien zu erhalten, die 
einerseits Aussagen zur Gestal-
tung im unmittelbaren Bereich 
des Verkehrsbandestreffen, 
andererseits aber auch als Be-
wertungsmaßstab für einzelne 
Planungen im Umfeld (sowohl 
der öffentlichen Hand, als auch 
privater Investoren) dienen. 
Die bereits vorhandenen 
Planungen wie die „Städtebau-
liche Rahmenplanung für die 
Bundesstraße 1 in Dortmund“ 
und der „Rahmenplan A 40“ 
für Bochum, sind dabei zu 
berücksichtigen.

Die Stadt Bochum hat stellver-
tretend für die Städte Bochum, 
Dortmund, Duisburg, Essen, 
Mülheim, Moers und Unna 
beim Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung in Bonn im 

Rahmen der „Nationalen 
Stadtentwicklung“ Fördermittel 
für ein Modellvorhaben „Re-
gionaler Masterplan A 40 | B 1 
– 75 km StadtRaum“ beantragt 
und im Dezember 2007 einen 
Zuwendungsbescheid erhalten. 
Nach Angebotsaufforderung 
und -prüfung von sechs re-
nommierten Planungsbüros 
hat man die Beauftragung des 
Büros scheuvens + wachten, 
Dortmund, vereinbart, das in 
Arbeitsgemeinschaft mit vier 
weiteren Büros und Projekt-
partnern auftritt. 

Ein grober Zeitrahmen zur Erar-
beitung des Regionalen Master-
planes A 40 | B 1 sieht folgende 
Arbeitsschritte vor: Bestandser-
hebung und Leitbilddiskussion 
bis Ende 2008, darunter drei 
(fach-)öffentliche Foren, soge-
nannte Arenen, in denen lokale 
wie regionale Anforderungen 
zu bestimmten Themen 

diskutiert werden. Im Sinne 
eines kontinuierlichen Pla-
nungs- und Abstimmungspro-
zesses werden über die Arenen 
hinaus weitere kommunikative 
Bausteine und Plattformen 
angeboten, wie eine eigene 
WebSite und Arbeitsgespräche. 
Anfang 2009 soll die Konzept-
entwicklung abgeschlossen 
sein, das bis zum Frühjahr um 
ein Handlungskonzept ergänzt 
wird. Im März 2009 fi ndet eine 
vierte „Arena“ zum Thema 
Öffentlichkeit und Politik statt. 

Die Ergebnisse des Masterpla-
nes werden zu einem illustrier-
ten Abschlussbericht zusam-
mengefasst. Beabsichtigt ist die 
Erstellung weiterer Präsentati-
onsmedien, wie Ausstellungen, 
3D-Modelle und -Visualisierun-
gen sowie Publikationen, die 
auch im Rahmen der Kultur-
hauptstadt RUHR.2010 gezeigt 
werden sollen.

10.6

B 1 Höhe Märkische Straße




